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Editorial

Liebe Mitglieder der DVPB-Niedersachsen,

mit der Ausgabe 2/2007 erhalten Sie unsere Verbandszeitschrift �Politik unterrichten� in einem neuen
Format, mit einem neuen Layout und in einem neuen Schriftsatz. Zugleich werden die Autoren des
Heftes mit einem Bild präsentiert. Schließlich soll der Charakter als Fachzeitschrift demnächst auch
durch die Veröffentlichung von Unterrichtshilfen und Buchbesprechungen hervorgehoben werden.

Die Ausgabe 2/2007 von �Politik unterrichten� soll den Auftakt bieten für weitere Verbesserungen in
unserer fachorientierten Information und Diskussion. Wenn Partizipation einer der wichtigsten Begriffe
unseres Fachverständnisses ist, so bietet der Vorstand allen Mitgliedern die Mitarbeit an der Zeitschrift
nachdrücklich an. Er fordert zugleich dazu auf, fachliche Ausarbeitungen oder didaktisch geprägte
Unterrichtsmodelle aus Hochschulen oder Studienseminaren bzw. Schulen an den Vorsitzenden, an
die Redaktion oder an ein Vorstandsmitglieder unserer DVPB-Niedersachsen zu senden.

Das vorliegende Heft enthält wesentliche Themen bzw. Ergebnisse des 15. Niedersächsischen Tages
der Politischen Bildung, der am 27. September 2007 in Braunschweig stattfand. Im Einzelnen geht
Gerhard Himmelmann in seinem Beitrag �Politische Bildung neu denken� auf die veränderten
Bedingungen und Zielstellungen des Politikunterrichts und der Politischen Bildung ein. Manfred
Quentmeier stellt sein Modell einer interdisziplinären Didaktik der Politischen Bildung vor, Jürgen
Westphal befasst sich in seinem  Workshop-Bericht mit den neuen Einheitlichen Prüfungsanforderungen
für das Fach Politik-Wirtschaft. Angelika Eikel informiert über das BLK-Programm �Demokratie lernen
& leben�. Über neue Ansätze der Berufsorientierung in der Hauptschule berichtet Karsten Danehl.
Ludger Hillmann stellt ein erfolgreiches Online-Planspiel vor und Silke Kortemme hat Grundsätze für
die Arbeit mit Schülerfirmen zusammengestellt. In einem Fachbeitrag zeichnet Robert von Heusinger,
Leiter der Wirtschaftsredaktion der Frankfurter Rundschau,  die Grundlinien des neuen Finanzkapitalis-
mus nach. Wilhelm Wortmann, Vorsitzender der DVPB Niedersachsen von 1992 bis 2000, hat aus
Anlass der Gründung des Landesverbandes Niedersachsen vor vierzig Jahren durch umfangreiche
Recherchen die Geschichte des Landesverbandes erkundet und dokumentiert. Rolf Schmalhorst erstellte
eine Synopse zur Berufs- und Studienwahlorientierung, die Hilfen für die Praxis bietet. Den Schlussteil
bilden die Stellungnahme zur Lehramtsausbildung im Fach �Politik & Witschaft�, die der Vorstand und
Beirat der  Deutschen Vereinigung für Politische Wissenschaften (DVPW) und der Vorstand der
Deutschen Gesellschaft für Politikwissenschaft (DGfP) im Juni verabschiedet haben und ein Artikel
aus der  Frankfurter Rundschau vom 11.8.: Heinz J. Bontrup, Der tödliche Stachel der Konkurrenz.  Die
von Franz J. Rehling erstellte vergleichende Übersicht über die Schulbücher für das Fach Politik-
Wirtschaft in der Klasse 8. zum Thema Knappheit und Bedürfnisse ist eine Ergänzung zum Aufsatz des
Autors in der Ausgabe 1/2007 der PU.

Gerhard Himmelmann

Wir wünschen unseren
Mitgliedern und allen

Leserinnen und Lesern
alles Gute für 2008.
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Foto: Roland Freitag

Begrüßungsansprache zur Eröffnung des 15. Niedersächsischen 
Tages der Politischen Bildung am 27.9.2007 in Braunschweig
Professor Dr. Ulrich Menzel - Geschäftsführender Leiter des Instituts für Sozialwis-
senschaften der TU Braunschweig

Verehrte Anwesende, l iebe 
Kolleginnen und Kollegen,

ich freue mich, Sie hier zur 
Er-öffnung des 15. Niedersäch-
sischen Tages der Politischen 
Bildung in der Aula der TU 
Braunschweig begrüßen zu 
dürfen. Ich tue dies in doppelter 
Eigenschaft, als Vertreter des 
Präsidenten und Hausherrn 
unserer Universität, Prof. Dr. 
Jürgen Hesselbach, und als 
Geschäftsführender Direktor 
des Instituts für Sozialwissen-
schaften, das auch für das Fach 
„Politische Bildung” organisa-
torisch zuständig ist.

Die Braunschweiger Universität 
ist nicht nur eine Technische 
Universität mit einer langen 
Tradition, die bis zur Gründung 
des „Collegium Carolinum” im 
Jahre 1745 zurückgeht1, Braun-
schweig hat auch eine lange 
Tradition in der Lehrerbildung, 

die nicht zuletzt durch Ihren Ta-
gungsort dokumentiert wird. Sie 
befinden sich hier in der Aula 
der ehemaligen Pädagogischen 
Hochschule. Der spätexpressio-
nistische Bau wurde 1937 fertig-
gestellt und beherbergte ur-
sprünglich die „Bernhard-Rust-
Hochschule”, benannt nach dem 
damaligen nationalsozialistisch-
en Kultusminister. Ein Relikt aus 
dieser unrühmlichen Zeit der 
Braunschweiger Lehrerbildung 
findet sich noch in den stilisierten 
Hakenkreuzen im Geländer der 
Empore dieser Aula. Genau ge-
nommen reicht die Lehramtsaus-
bildung in Braunschweig aber 
bis 1922 und die seitdem be-
stehende Abteilung VIII der Tech-
nischen Hochschule zurück.Das 
Gebäude steht aber auch für 
den demokratischen Neuanfang 
nach 1945. Hier tagte der Braun-
schweigische Landtag vom 
Januar bis November 1946, weil 
das Landtagsgebäude hinter 

1 Vgl. dazu den Jubiläumsband „Technische Universität Braunschweig. Vom Collegium Carolinum zur Technischen 
Universität 1745-1995“. Hrsg. von Walter Hertz. Hildesheim: Georg Olms 1995, 919 S.
2 Vgl. dazu Klaus Erich Pollmann, Anfang und Ende zugleich. Der Braunschweigische Landtag 1946. Braunschweig: 
Selbstverlag des Braunschweigischen Geschichtsvereins 1999.
3 Vgl. dazu Braunschweiger Pädagogik. Vom Neubeginn 1945 bis zu den europäischen Beziehungen der Gegenwart. 
Hrsg. von Wolfgang Pöhlmann. Braunschweig: Erziehungswissenschaftlicher Fachbereich der TU Braunschweig 1997; 
Fünfzig Jahre wissenschaftliche Lehrerbildung in Braunschweig. Hrsg. von Gerhard Himmelmann. Braunschweig: 
Institut für Schulpädagogik der TU Braunschweig 1995.

dem Altstadtmarkt zerstört war, 
hier wurde der Entwurf einer vor-
läufigen Verfassung des Landes 
Braunschweig verabschiedet und 
hier beschloss der Landtag in einer 
melancholischen Schlusssitzung 
am 21.11.1946 auf Geheiß der 
britischen Besatzungsmacht die 
Selbst-auflösung, um in dem 
neu geschaffenen Land Nieder-
sachsen aufzugehen2. Aber 
auch die Lehramtsausbildung 
nahm in diesem Gebäude einen 
demokratischen Neuanfang. 
Erst als „Kant-Hochschule -  
Hochschule für Lehrerbildung” 
und dann noch unverfänglicher 
als „Pädagogische Hochschule 
Niedersachsen,  Abte i lung 
Braunschweig” .  Ver t re ten 
wurde das Fach „Politische 
Bildung” (1948-1967) von keinem 
Geringeren als Heinrich Roden-
stein, der 1960 auch der erste 
Vorsitzende der neu gegrün-
deten Gewerkschaft „Erziehung 
und Wissenschaft” wurde. Das 
Thema „Demokratie lernen” 
hatte seit 1948 einen promi-
nenten Ort in Braunschweig3. 
Die fachwissenschaftliche Aus-
bildung geht in Braunschweig 
allerdings nur bis 1964 und die 
Berufung von Edgar Rosen auf 
den Lehrstuhl für die „Wissen-
schaft von der Politik” zurück, der 
zuerst das Studium Generale für 
Ingenieurstudenten organisieren 
und ab 1972 mit anderen für die 
gymnasiale Lehramtsausbil-
dung im Fach „Sozialkunde” zu-
ständig war4. 

Das Motto Ihrer Tagung „Poli-
tische Bildung neu denken” 
adressiert eine paradoxe gegen- 
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wärtige Situation. Einerseits ist
die politische Bildung wichtiger
denn je. Ich nenne nur die Stich-
worte wachsende Politikver-
drossenheit der Bevölkerung,
ablesbar an dem säkularen
Trend nachlassender Wahlbe-
teil igung auf allen Ebenen,
Gewaltausbrüche an Schulen,
die in einem vermuteten Zu-
sammenhang mit dem zu ex-
zessiven Gebrauch von gewalt-
verherrlichenden Computer-
spielen stehen, oder � ein ganz
aktuelles Thema, das auch mit
dem Thema Computer zusam-
menhängt �  die vermutete
Anfälligkeit von perspektivlosen
Jugendlichen �mit Migrations-
hintergrund� der zweiten oder
dritten Generation für islamis-
tische Verführungen im Internet.
Das Thema Islamismus nimmt
für den Verfassungsschutz mitt-
lerweile einen größeren Stellen-
wert ein als die Themen Rechts-
oder Linksradikalismus. Also �
es gibt viel zu tun für die
politische Bildung in unserem
Land. Und gleichzeitig schwin-
den die Ressourcen, dieses
kompetent zu tun. Ich nenne
wieder nur die einschlägigen
Stichworte: Schließung der
Landeszentrale für politische
Bildung in Hannover. Nieder-
sachsen ist meines Wissens das
einzige Bundesland, das sich
diese finanzpolitisch motivierte
�Großtat� geleistet hat. Oder �
Reduzierung der Stundentafel
für den Politikunterricht durch
die Kreierung des Fachs �Politik-
Wirtschaft�, wobei ich keines-
wegs in Abrede stellen möchte,
dass das Fach Wirtschaft auch
an die Schule gehört und dass
es einen engen Bezug zwischen
Politik und Wirtschaft gibt. Einer
der Gründungsväter des Fachs
Politikwissenschaft in Deutsch-
land, Gert von Eynern (1902-
1987), hat 1968 ein Buch mit
dem Titel �Grundriss der
politischen Wirtschaftslehre�5

veröffentl icht. Mir scheint
allerdings, dass die Idee, das

4 Vgl. dazu Ulrich Menzel, 40 Jahre Politikwissenschaft in Braunschweig. In: Braunschweigischer Kalender 2006.
Braunschweig: Johann Heinrich Mayer 2005. S. 50-53.
5 Opladen, Westdeutscher Verlag

Fach Wirtschaft auf Kosten des
Fachs Politik an der Schule zu
verankern, eher neoliberale Ab-
sichten erkennen lässt und nicht
einem Verständnis des Fachs
folgt, das auf die klassische oder
aktuelle Politische Ökonomie
zurückgeht, die keineswegs im-
mer eine marxistische Konno-
tation hatte. Ob die liberale Lehre
vom Nachtwächterstaat aller-
dings das richtige Rezept zur
Vermittlung von politischer Bil-
dung ist, möchte ich in Frage
stellen. Nur noch dramatisch ge-
nannt werden kann die Redu-
zierung der Kapazitäten zur Lehr-
amtsausbildung im Fach Poli-
t ische Bildung am Standort
Braunschweig. Auch wenn kein
Fach von der Serie der Stellen-
streichungen der letzten Jahre
verschont geblieben ist, so sind
doch die Konsequenzen für die
sozialwissenschaftliche Fächer-
gruppe an den Hochschulen im
östlichen Niedersachsen (Göt-
tingen, Hannover und Braun-
schweig) besonders gravierend.
Sie kennen alle die Diskussion
um die Zukunft der Polit ik-
wissenschaft in Göttingen oder
der Soziologie in Hannover. In
Braunschweig ist Politikwissen-
schaft als selbständiges Fach
verloren gegangen und im
Bachelorstudiengang �Integrierte
Sozialwissenschaften� aufge-
gangen, ein angesichts der
beschränkten personellen Kapa-
zitäten nicht ganz abwegiger
Vorgang. Auf der Master-Ebene
musste sogar ein noch breiterer
Spagat durch die Integration mit
den Fächern Pädagogik und
Pädagogische Psychologie hin-
genommen werden. Immerhin �
beide neuen Studiengänge, die
die alten Magister- und Diplom-
studiengänge abgelöst haben,
werden gut angenommen. Die
erst vor wenigen Jahren wie-
dereingeführte gymnasiale Lehr-
amtsausbildung im Unterrichts-
fach Politik musste allerdings
schon wieder eingestellt werden.
Gleiches gilt für den GHR-Be-

reich. Derzeit findet in Braun-
schweig nur noch eine aus-
laufende Restbetreuung statt, da
die einzig verbliebene Professur
für Politische Bildung vor zwei
Jahren ersatzlos gestrichen
wurde. Sie an den Schulen wie
wir an den Hochschulen werden
mit dieser Situation umzugehen
haben, die sich im östlichen
Niedersachsen als besonders
paradox darstellt, und die Poli-
tische Bildung neu zu denken
haben. Ich entnehme Ihrem
Programm, dass das Thema
Curriculum für das neue Fach
�Politik-Wirtschaft� im Zentrum
der Tagung steht. Ich freue mich,
dass auch das Thema Politik-
unterricht an Hauptschulen Be-
rücksichtigung findet. An unse-
rem Institut hat sich Detlef
Eichner dieser besonderen The-
matik angenommen und gerade
eine Habilitationsschrift mit dem
Titel �Polit ische Bildung als
Bürgerbildung� vorgelegt. Mir
scheint nämlich, dass zu viele
Politikdidaktiker sich lieber der
gymnasialen Oberstufe widmen
und die Hauptschule eher stief-
mütterlich behandeln, obwohl
doch die Mehrheit der Wahl-
berechtigten in diesem Lande
immer noch einen Hauptschul-
abschluss haben dürfte, und die
von mir skizzierten Aufgaben,
vor die sich die politische Bil-
dung gestellt sieht, eher diese
Klientel betreffen.

Ich wünsche Ihrer Tagung einen
guten und interessanten Verlauf,
damit Sie viele Anregungen
mitnehmen, wenn Sie in Ihre
Schulen zurückkehren, auf dass
Sie noch besser in die Lage
versetzt werden, mit den
vielfältigen Problemen der
politischen Bildung kompetent
umzugehen.
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Politische Bildung neu denken!?
Prof. Dr. Gerhard Himmelmann

Foto: Henning Noske - Braunschweiger Zeitung

1. Ausrufungs- oder Frage-
zeichen?

Mein Thema �Politische Bildung
neu denken� hört sich zunächst
so an, als sei damit die Auffor-
derung verbunden, angesichts
der vielen realen oder gefühlten
Veränderungen, Zweifel und
Verunsicherungen gerade jetzt
neu über die Grundlagen des
Faches nachzudenken. In Nie-
dersachsen führte die Umbe-
nennung des Faches �Politik� in
�Politik-Wirtschaft� an Gym-
nasien im Jahre 2005 in der Tat
zu einer solchen Verunsiche-
rung. Neben der Umetikettierung
des Faches wurde zugleich das
Inhaltsfeld �Politik� im neuen
Schulfach um (formal) 50 %
reduziert, da das Stunden-
volumen nicht erhöht wurde, das
Fachgebiet Wirtschaft nun aber
die anderen 50 % beansprucht.
Mit dieser Neuregelung war die
Substanz, das Selbstverständ-
nis und der Stellenwert der
Politischen Bildung in Schule
und Gesellschaft elementar
berührt. In dieser Sicht ist das
Thema �Politische Bildung neu
denken� sicherlich mit einem
Ausrufungszeichen zu ver-
sehen.
Doch könnte man auf der
anderen Seite mit gleichem
Recht auch ein Fragezeichen
hinter das Thema setzen und

damit andeuten, dass die eigene
Selbstgewissheit und das eigene
Selbstbewusstsein nicht so leicht
zu erschüttern ist, dass die
Dominanz von �Politik� auch im
neuen Fach erhalten bleibt und
dass die eingefahrenen Traditio-
nen und Strukturen nicht so ein-
fach zu durchbrechen sind.

2. Berufsfachtagung oder ge-
sellschaftspolitische Auf-
gabe?

Ich möchte die Alternative: Aus-
rufungszeichen oder Frage-
zeichen vorerst so stehen las-
sen, denn daneben ergibt sich
eine andere Polarität: Genügt
uns der bisherige Politiklehrertag
als Berufsfachtagung oder haben
wir nicht vielmehr auch eine
breitere gesellschaftspolitische
Aufgabe? Unsere diesjährige
Tagung für Politiklehrer trägt ein
neues Motto. Da das Schulfach
nun nicht mehr einfach �Politik�
heißt, hat sich der Vorstand
entschlossen, von der bisherigen
Bezeichnung �Politiklehrertag�
zur Bezeichnung �Niedersäch-
sischer Tag der Polit ischen
Bildung� überzugehen. Über eine
schulfachliche und berufsbe-
zogene Tagung für Politiklehr-
kräfte hinaus sollte sich in Zu-
kunft u. U. eine breiter angelegte
Tagung über besondere Themen
der Politischen Bildung ergeben,
die auch die allgemeine Notwen-
digkeit einer verbesserten
politisch-demokratischen Bil-
dung in der ganzen Breite der
Gesellschaft thematisiert.
Ich meine, wir täten gut daran,
das Allgemeine im Auftrag der
politisch-demokratischen Bil-
dung für die gesamte Gesell-
schaft stärker zu betonen und �
bei aller Berufsbezogenheit �
das gesellschaftspolitische
Umfeld nicht aus den Augen zu
verlieren. Wer ruft eigentlich
angesichts der vielen fremden-
feindlichen Gewalttaten auf
unseren Straßen, angesichts der
jugendlichen Verunsicherungen

und angesichts der sozialen
Spaltungen in der Gesellschaft
nach einer Verstärkung der
politisch-demokratischen, auch
sozial-integrierenden Bildung?

Ich kann zu dieser Frage nur
anmerken: Das Grundgesetz
bekennt sich zum Konzept der
�wehrhaften Demokratie�. Es hält
mit dem Bundesverfassungs-
gericht einen immerhin recht
hochrangigen rechtlichen Ver-
fassungsschutz bereit. Der
Innenminister vertraut in seinem
Bereich auf die Polizei und die
Geheimdienste. Sie widmen sich
vorrangig dem Staatsschutz.
Diese beiden Schutzmecha-
nismen sind wichtig, reichen
aber nicht aus. Ich selbst ver-
stehe die Politische Bildung in
einer dritten Dimension. Für
mich ist eine gründliche Poli-
tische Bildung im Sinne einer
demokratischen Grundbildung
ein breit angelegter, bildungs-
politisch �vorgelagerter Demo-
kratieschutz�. Ein solcher De-
mokratieschutz unterstützt den
Verfassungsauftrag und ist für
ein gedeihliches, menschenver-
trägliches Zusammenleben in
der Gesellschaft ebenso un-
abdingbar wie der polizeiliche
Staatsschutz.
Wir führen Kinder und Jugend-
liche mit einer �demokratischen
Grundbildung� in eine spezi-
fische, von uns als besonders
wertvoll geschätzte demokra-
tische politische Kultur ein. Wir
übertragen nicht nur Wissen,
sondern auch spezifische
Wertvorstellungen, Orien-
tierungen und Sinndeutungen.
Das bedeutet, dass wir uns als
Lehrkräfte über die berufsfach-
lichen Probleme hinaus mehr als
bisher auch um eine politisch-
öffentliche Resonanz für die
Politische Bildung in Polit ik,
Verwaltung und Öffentlichkeit
bemühen müssen. Aus dieser
Sicht liegt es nahe, das Thema
�Politische Bildung neu denken�
sogar mit einem sehr starken
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Ausrufungszeichen zu versehen
und nach außen sehr viel
selbstbewusster öffentlichkeits-
wirksam zu vertreten.

3. Politische Setzung

Nun, die Umbenennung des
Faches �Politik� in �Politik-Wirt-
schaft� in Niedersachsen ist voll-
zogen. Die Umbenennung bzw.
Umwandlung des Faches
�Politik� in �Politik-Wirtschaft� ist
von den jeweiligen Regierungs-
parteien gemäß ihren Wertungs-
kriterien politisch gewollt und
umgesetzt worden. Das neue
Fach ist in Niedersachsen seit
2006 mit einem neuen Kern-
curriculum ab dem 8. Schuljahr
verankert und steht mit dem
Schuljahr 2007/08 im zweiten
Jahr der Erprobung bzw. der
Umsetzung. Die Kollegien und
Fachkonferenzen haben sich
inzwischen darauf eingestellt.
Entsprechende Schulbücher
sind auf dem Markt. Der Unter-
richt läuft.
Diese Veränderung war und ist
kein Einzelfall. Den Vorreiter
stellte zunächst Hessen, dann
folgten in unterschiedlicher
Weise Hamburg, Baden-Würt-
temberg und schließlich Nord-
rhein-Westfalen. In Schleswig-
Holstein hieß das Fach immer
schon �Politik-Wirtschaft�. Der
Inhaltsbereich �Wirtschaft�
wurde bewusst und gezielt
aufgewertet, obwohl wirtschaft-
liche Tatbestände bereits bisher
wichtige Bezugspunkte der
Inhalts- und Themenbehand-
lung im politischen Unterricht
waren, zumal in diesem Fach
auch die Berufsorientierung
durchgeführt wurde.
Gerade Politiklehrkräfte werden
einschätzen können, dass die
Schwerpunktverlagerung zu
Lasten von �Politik� 1. das Er-
gebnis einer gezielten Lobby-
arbeit wirtschaftlicher Interes-
senverbände und 2. die unmit-
telbare Folge von Landtags-
wahlergebnissen bzw. eines
Koalitions- und Regierungs-
wechsels in den betreffenden
Ländern war. Insgesamt muss 3.
auch der allgemeine Wandel

des politisch-kulturellen Klimas in
den 1990er Jahren und die Domi-
nanz des seit ca. dem Jahre
2000 besonders neoliberal auf-
geladene Zeitgeistes in Rech-
nung gestellt werden. Im internen
Entscheidungsprozess der Re-
gierungskoalition war die Um-
benennung bzw. Umwandlung
von �Politik� in �Politik-Wirtschaft�
4. aber auch das politische Er-
gebnis der letztlich gescheiterten
Einführung eines eigenständigen
Faches �Wirtschaftslehre� an den
niedersächsischen Schulen. Als
�Second-Best-Lösung� einigte
man sich in Niedersachsen
darauf, den Systemaspekt der
Ökonomik mit seiner eigen-
ständigen Logik des ökono-
mischen Handelns � zumindest
im Kleinformat � im Doppelfach
�Polit ik-Wirtschaft� unterzu-
bringen.
Man kann sicherlich trefflich
darüber streiten, welcher Bereich
im Schulunterricht wichtiger sei
und wo die höhere Legitimität
oder Dringlichkeit liegt. Empi-
rische Untersuchungen bestäti-
gen immer wieder erhebliche
Kenntnislücken bei Schülerinnen
und Schülern in beiden Berei-
chen. Bisher jedoch galt der Poli-
tischen Bildung aus vielerlei sen-
siblen, historischen und aktuellen
Gründen eine höhere Priorität.
Derzeit fällt die Kosten-Nutzen-
Analyse der jüngeren bildungs-
politischen Veränderungen aller-
dings deutlich und unbestreitbar
negativ für die Politischen Bil-
dung aus.

4. Unterschiedliche Akteure,
Interessen und schulische
Rahmenbedingungen

Wer sich tiefer mit dem Satz
�Politische Bildung neu denken�
auseinandersetzen will, der wird
sich in fachlicher und didak-
tischer Hinsicht vor zahlreiche
Hindernisse gestellt sehen. Denn
die Umbenennung des Faches
�Politik� in �Politik-Wirtschaft� im
Jahre 2005 traf, wie sollte es
auch anders sein, nicht auf
ungeteilte Zustimmung. Es gab
und gibt unterschiedliche
Akteure, Interessen und schu-

lische Rahmenbedingungen.
Die Lehrkräfte in Niedersachsen
sind weiterhin ausgebildete
Politiklehrkräfte, die von ihrer
bisherigen beruflichen Aufgabe
überzeugt waren und noch sind
und die sich in ihrer Mehrzahl
in ihrer Wirkungsweise und in
ihrem Selbstverständnis be-
drängt sehen. Sie standen und
stehen z. T. aus fachlicher, z. T.
aus bildungspolitischer und z. T.
aus persönlicher Sicht der
Minderung des Politikanteils im
neuen Kerncurriculum distan-
ziert oder sogar verärgert
gegenüber. Politisch äußern sie
sich über ihre Verbände. Es
kann nicht verwundern, dass die
Berufs- und Fachverbände der
Politischen Bildung (DVPW,
DVPB, GPJE) eine sehr
kritische Haltung einnahmen.
Sie bewerteten die Reduzierung
des Politikanteils in der neuen
Lehrplanstruktur � parallel zur
Schließung der Landeszentrale
für politische Bildung und zur
allgemeinen Mittelreduzierung
in der politischen Erwachsenen-
bildung � weiterhin als eine
Zurücksetzung der Politischen
Bildung. Die Stoßrichtung der
Kritik richtete sich allerdings
nicht unbedingt gegen die Be-
rücksichtigung des Wirtschafts-
aspekts an sich, sondern u. a.
gegen die fachliche Teilung des
Unterrichts und gegen die
paradigmatische Verengung der
ökonomischen Handlungs-
theorie sowie Systemsicht, wie
sie sich in der neoklassisch
geprägten Ökonomik zeigt.
Die Fachdidaktiker der Poli-
tischen Bildung wiederum äu-
ßerten sich sehr unterschied-
lich. Einige Autoren erörterten
mögliche Verknüpfungen,
Interdependenzen und Integra-
tionsmöglichkeiten von Politik
und Wirtschaft und erachteten
ein Gedeihen der beiden
Fachaspekte unter einem ge-
meinsamen Dach für möglich
(Reinhold Hedtke, Klaus-Peter
Kruber, Armin Scherb, Tilman
Grammes). Andere warnten vor
einer fachlichen Überforderung
der Lehrkräfte (Gotthard Breit)
und vor der Unvereinbarkeit der
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jeweiligen Wissenschaftslogiken
(Joachim Detjen, Peter Mas-
sing). Wieder andere hielten an
einer klaren Teilung der diszi-
plinären Aufgaben zur Wahrung
der jeweiligen Fachidentität fest.
Nicht zuletzt geht es im Streit der
Meinungen vor allem um
�Macht�, d. h. um Deutungs-
macht im Lehrplan und um einen
�Kampf um Stundenanteile�
(Hans Kaminski).
Die Lehramtskandidaten wiede-
rum, die sich in Zukunft auf den
Unterricht im neuen Doppelfach
vorbereiten, studieren weiterhin
Polit ikwissenschaft/Polit ik-
didaktik. Sie werden durch ihr
Studium fachwissenschaftlich
und fachdidaktisch weiterhin
stark geprägt. Neue Ausbil-
dungsordnungen zielen jedoch
auf eine dreifache Ausbildung in
Politikwissenschaft, Ökonomik
und Soziologie. Es hat sich bis-
her freilich als äußerst schwierig
erwiesen, z. B. in den wirt-
schaftswissenschaftlichen Fach-
bereichen der Universitäten ein
nachhaltiges Interesse zur Be-
teiligung an einem kombinierten
Lehramtsstudiengang �Politik-
Wirtschaft� zu wecken und
entsprechende ökonomische
Angebote in den Politikstu-
diengang einzuflechten. Sich
allein auf ein �Outsourcing� des
ökonomischen Fachanteils im
Rahmen der Lehrerfortbildung
zu stützen, halte ich für pro-
blematisch. Die Soziologie wie-
derum muss offenbar ganz neu
für diese Aufgabe in der Lehrer-
bildung gewonnen werden.
Bedeutsam bleibt also, dass die
Politische Bildung mit der Umbe-
nennung des Faches �Politik� in
�Politik-Wirtschaft� nicht ihren
Stellenwert verliert, sondern im
Gegenteil, eine gewisse Domi-
nanz behalten wird. Doch das zu
bearbeitende Inhalts- und The-
menfeld der Politischen Bildung
an Gymnasien hat sich nicht
unwesentlich erweitert.
Bedeutsam bleibt ebenso, dass
die Politische Bildung an Haupt-
und Realschulen in Nieder-
sachsen weiterhin die Fachbe-
zeichnung �Politik� trägt. Auch an
den Gesamtschulen heißt das

Fach weiterhin �Polit ik�. An
Haupt- und Realschulen steht
das Fach im Fachbereich
�Geschichtlich-Soziale Welt-
kunde� in Kooperation mit Geo-
grafie und Geschichte, an Ge-
samtschulen im Fachbereich
Gesellschaftswissenschaften/
Gesellschaftslehre ebenfalls in
Kooperation mit Geografie und
Geschichte. Wirtschaft hat an
Haupt- und Realschulen da-
gegen ihren Stellenwert im
Fachbereich AWT/Arbeit-Wirt-
schaft-Technik ebenso wie an
Gesamtschulen. Wirtschaft ist
also an Haupt- und Realschulen
ganz anders zugeordnet, was
wiederum auf die Lehramts-
ausbildung ausstrahlt.
Es fragt sich, ob sich unter diesen
Bedingungen ein kombiniertes
politisch-ökonomisches Selbst-
verständnis des Faches Politik-
Wirtschaft im Sinne eines Ko-
operationsmodells wird heraus-
bilden können. Perspektivisch
wird die Politische Bildung als
Schulfach (benannt als Sozial-
kunde, Gemeinschaftskunde
oder Politik) in Zukunft in recht
unterschiedlichen fachlichen
Verflechtungen gedacht werden
müssen, nicht nur in Richtung
Geografie und Geschichte,
sondern auch in Richtung Wirt-
schaft.
Mit diesen Bemerkungen ist über
die unterschiedlichen Akteure,
Interessen und Rahmenbedin-
gungen hinaus schon das zweite
große Hindernis angesprochen,
das es bei der Behandlung des
Satzes �Politische Bildung neu
denken� zu überwinden gilt: Die
unterschiedlichen Fachbezüge.

5. Unterschiedliche Fachbe-
züge

Schon länger gibt es in der
Politischen Bildung gewichtige
Stimmen, die meinen, dass sich
die eng definierte Politikdidaktik
(�Politik als Kern�, Peter Massing,
Georg Weißeno) stärker für die
ökonomischen Voraussetzungen
und Folgen und für die öko-
nomischen Zusammenhänge
und Hintergründe von Politik
öffnen sollte (Hans-Hermann

Hartwich, Reinhold Hedtke). Be-
merkenswert ist zugleich, dass
sich die wohl traditionsreichste
Zeitschrift der Polit ischen
Bildung, die �Gegenwarts-
kunde�, bereits im Jahre 2002 in
�GWP � Gesellschaft, Wirtschaft,
Politik � Sozialwissenschaft für
Politische Bildung� umbenannt
hat. Die Gegenwartskunde hatte
sich im Gegensatz zu anderen
Fachzeitschriften (Politische
Bildung, kursiv) inhaltlich schon
längst sozialwissenschaftlich
definiert und aus der früheren
zeitgeschichtlichen Nähe (�Ge-
genwartskunde�) gelöst.
Die DVPW und die DGfP haben
in einer gemeinsamen Entschlie-
ßung aus dem Jahre 2007
inzwischen selbst die Einführung
bzw. eine Aufwertung eines
besonderen Ökonomieanteils im
Lehramtsstudiengang unter
Federführung der Politikwissen-
schaft angeregt. Verschiedent-
lich ist diese Anregung von
engagierten Polit ikwissen-
schaftlern bereits aufgenommen
worden. Bisher haben die
Wissenschaftsministerien für die
ökonomische Hochschulaus-
bildung der Lehramtskandidaten
jedoch keine zusätzlichen Sach-
mittel und Personalstellen bereit
gestellt. Für eine sachgerechte
und angemessene Ökonomie-
ausbildung der Lehrkräfte fehlen
bisher an den Hochschulen die
kapazitären Voraussetzungen.
Über diese Überlegungen und
Anregungen hinaus sollte die
Aufforderung �Politische Bildung
neu denken�, aber auch die
neueren Entwicklungen in der
Fachdidaktik selbst berücksich-
tigen. Denn im Rahmen der
neueren Diskussion um Kern-
curricula, Kompetenzmodelle
und Lernstandards ist u. a. deut-
lich geworden, dass in der Fach-
didaktik mehrere, zum Teil
deutlich unterschiedliche Fach-
bezüge präferiert werden.

1. Eine Richtung bezieht sich,
wie schon angedeutet, im
Schwerpunkt maßgeblich auf
die Politikwissenschaft als Be-
zugswissenschaft und ge-
winnt daraus ihr Selbstver-
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verständnis (�Politik als Kern�,
Peter Massing, Georg
Weißeno, Dagmar Richter,
Joachim Detjen, Gotthard
Breit). Diese Richtung grup-
piert sich um die Definition der
drei Dimensionen des
Politischen (Polity, Policy,
Politics) sowie um den Poli-
tikzyklus. Über diese defi-
nitorische Festlegung besteht
in der Fachdidaktik und in der
Praxis der Lehramtsaus-
bildung bisher eine gewisse
Übereinstimmung. Auch
unsere Kollegen in der Nie-
dersächsischen Kerncur-
riculum-Kommission haben
sich im Wesentlichen daran
orientiert. Gleichwohl wird
diese (eindimensionale)
Orientierung inzwischen auch
recht oft in Frage gestellt.

2. Eine andere Richtung ver-
steht sich in der Tradition
einer weiter gefassten Sozial-
wissenschaft. Sie interpretiert
die Politische Bildung als eine
�sozialwissenschaftliche Bil-
dung� unter Bezug auf die
drei Kernbereiche �Politik�,
�Wirtschaft� und �Gesell-
schaft� (Tilman Grammes,
Günter Behrmann, Sibylle
Reinhardt, auch EPA).

3. Die Gesellschaft für Politik-
didaktik und polit ische
Jugend- und Erwachsenen-
bildung (GPJE) hat dagegen
in ihrem Entwurf für �Natio-
nale Bildungsstandards für
den Fachunterricht in der Po-
litischen Bildung an Schulen�
aus dem Jahre 2004 eine
Vier-Felder-Matrix der fach-
lichen Bezüge von Politischer
Bildung vorgeschlagen: �Poli-
tik�, �Wirtschaft�, �Gesell-
schaft� und �Recht�. Mit
dieser Vier-Felder-Systema-
tik können sozialwissen-
schaftl ich ausgerichtete
Fachdidaktiker offenbar bes-
ser leben als rein politikwis-
senschaftl ich orientierte
Politikdidaktiker. Doch es
fehlt in dieser Systematik die
m. E. unerlässlich notwen-
dige normative Zentralität des

Demokratiebegriffs. Außer-
dem ist das Lernfeld �Recht�
noch kaum in einer eigenen
Rechtsdidaktik aufgearbeitet.

4. Schließlich gibt es einen Denk-
anstoß, Politische Bildung
fachlich zwar aus der Politik-
wissenschaft heraus zu
entwickeln, dabei allerdings
ein Verständnis der Politikwis-
senschaft als breiter gefasste
Demokratiewissenschaft zu-
grunde zu legen. Die Demo-
kratie wird dabei sowohl als
Herrschaftsform als auch als
Gesellschaftsform und als
Lebensform interpretiert und
damit für pädagogische
Zwecke in besonderer Weise
zugänglich gemacht. In dieser
Sicht soll die klassische Ver-
bindung der Politischen Bil-
dung zur Sozialpsychologie
sowie zur Allgemeinen Päda-
gogik und zur Schul- und So-
zialpädagogik erneuert wer-
den (Walter Edelstein, Wolf-
gang Beutel, Peter Fauser,
Gerhard Himmelmann). Ne-
ben dem zu stärkenden
Schulfach für die politisch-
demokratische Bildung soll der
variationsreiche Auftrag des
Demokratie-Lernens auch
(wieder) als eine überfachliche
und interdisziplinäre Schul-
entwicklungsaufgabe ange-
sehen werden. Hier geht es
nicht um eine Alternative:
Demokratie-Lernen oder Po-
litische Bildung und nicht um
eine Ersetzung des Fach-
prinzips durch ein allgemeines
Unterrichtsprinzip, sondern um
gegenseitige Ergänzungen,
Verknüpfungen und Verbin-
dungen. Bedeutsam für alle
diese unterschiedlichen Fach-
bezüge zum Thema �Politische
Bildung neu denken� sind ge-
wiss vier zentrale Aussagen,
die Dirk Lange in seinem Er-
öffnungsvortrag zum 14.
Politiklehrertag der DVPW im
Jahre 2006 herausgestellt hat.

(1) �Politik ist ohne ihre wirt-
schaftliche Dimension nicht
mehr begreifbar� (Lange:
2006, S. 5).

(2) �Politische Bildung darf
deshalb nicht nur staats-
bezogen � auf die Politik
im engeren Sinne bezo-
gen � konzipiert werden�
(S. 5).

(3) �Ihre Bezugswissenschaft
ist nicht nur die Polito-
logie� (S. 5).

(4) �Politische Bildung ist also
mehr als Lernen über Po-
litik� (S. 6).

Ich kann diese Schwerpunktset-
zungen für meine Person nur
unterstreichen.

6. Didaktische Variationen

Die Politikdidaktik ist als wissen-
schaftliche Disziplin noch jung,
hat aber bereits ein gewisses
Entwicklungsstadium erreicht. In
diesem Entwicklungsprozess
haben sich zahlreiche didak-
tisch-methodische Variationen
ergeben, die sich z. T. recht kon-
frontativ gegenüberstehen. Auch
dies erscheint mir als ein Hinder-
nis bei der Behandlung des
Themas �Politische Bildung neu
denken�. Neben den unter-
schiedlichen Akteuren, Interes-
sen und schulischen Rahmen-
bedingungen und neben den
unterschiedlichen fachlichen Be-
zugsdisziplinen und Lernfeldern:
Politik, Wirtschaft, Gesellschaft
und Recht sind also auch die
vielfältigen didaktisch-metho-
dischen Variationen zu berück-
sichtigen. Es handelt sich z. B.
um folgende Fragen:

- Gilt der weite oder der enge
Politikbegriff?

- Welches Gewicht hat der nor-
mativ-demokratische und der
empirisch-analytische Bezug in
Lehre und Forschung?

- Streben wir einen zivilgesell-
schaftlichen Gemeinschafts-
oder einen polit ischen
Staatsbürger an?

- Zielen wir auf die Förderung
des Problembewusstseins,
des Demokratiebewusst-
seins, auf rationale Urteils-
kompetenz oder auf demo-
kratische Handlungskompe-
tenz?
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- Soll man exemplarisch unter-
richten oder systematisch?-

- Verfolgen wir eine Konsens-
didaktik oder eine Kontro-
versitäts- und Konfl iktdi-
daktik?

- Wollen wir Politische Bildung
nur als Unterrichtsfach oder
zugleich auch als Schul-
prinzip?

- Gilt eher die Schülerorien-
tierung oder die Wissen-
schaftsorientierung?

- Wie wird der Alltag und die
Lebenswelt der Schüler mit
der Systemwelt in Beziehung
gesetzt?

- Wie steht es mit der �Hand-
lungsorientierung� gegen-
über der Dominanz kognitiver
Wissensaneignung?

In diesen Fragen ringen Ver-
treter ganz unterschiedlicher
didaktischer Prinzipien mitein-
ander um Vorherrschaft.

7. Unterschiedliche Aufga-
ben und Inhaltsfelder

Als viertes Hindernis, das es zu
überwinden gilt, stellen sich die
recht unterschiedlichen Aufga-
ben und Inhaltsfelder, die bisher
mit der Politischen Bildung as-
soziiert oder ihr zugeordnet wer-
den. Die entsprechenden Hand-
und Wörterbücher bzw. Lexika
der Politischen Bildung eröffnen
ein sehr breites Bearbeitungs-
feld des politischen Lernens. Es
geht um so unterschiedliche Auf-
gaben- und Inhaltsfelder wie:

� soziales Lernen
� (inter-)kulturelles Lernen
� Rechtserziehung
� moralisches Lernen
� ökonomisches Lernen
� politisches Lernen
� historisches Lernen
� Medienerziehung
� Umweltbildung
� Friedenserziehung
� Globalisierung lernen
� Europa lernen etc.

Vieles ließe sich im Übrigen

noch anfügen. Die Vielfalt scheint
kaum mehr durch ein einziges
Konzept oder durch einen
einzigen Zentralbegriff erfassbar
zu sein.

8. Unterschiedliche Hand-
lungsfelder

Hohe Beachtung sollten fünftens
die unterschiedlichen Hand-
lungsfelder genießen, in denen
die Politische Bildung tätig wird.
Nicht vergessen werden darf,
dass sich die politisch-demo-
kratische Bildung im Handlungs-
feld Schule konzeptionell von der
Politischen Bildung im Hand-
lungsfeld der allgemeinen Ju-
gendhilfe und Erwachsenen-
bildung unterscheidet. Die Po-
litische Bildung an Schulen wie-
derum hat bisher ihren Schwer-
punkt an Gymnasien. Hier wer-
den die meisten Unterrichts-
stunden (ab 8. Klasse bis zum
Abitur) fachspezifisch unter-
richtet und in diesen Schulen
sind auch die meisten ausge-
bildeten Politiklehrkräfte tätig.
Größere Aufmerksamkeit hat in
jüngerer Zeit die Diskussion um
eine politisch-demokratische Bil-
dung in der Grundschule gewon-
nen. Schwerlich kann hier die in
der akademischen Didaktik stark
unterbelichtete Position der
Politischen Bildung an Haupt-
und Realschulen sowie an
Berufsschulen mithalten. In die-

Foto: Roland Freitag

sen Schultypen sind m. E. die
größten Defizite in der Didaktik
der politisch-demokratischen
Bildung zu verzeichnen. Der Auf-
ruf �Politische Bildung neu den-
ken� hätte hier seine besondere
Berechtigung und eine beson-
dere Dringlichkeit. Die ent-
sprechenden Lehrkräfte haben
m. E. eine viel höhere Aufmerk-
samkeit verdient.

.9. Internationale Bezüge

Wenn man sich schon der Frage
�Politische Bildung neu denken�
nähert, so muss  an dieser Stelle
letztlich und sechstens auch der
internationale Innovationsbe-
reich thematisiert werden, der
seit dem Jahre 2001 besonders
auf sich aufmerksam gemacht
hat. Es ist der Bereich der Ent-
wicklung einer europäischen
Konzeption von  �Education for
Democratic Citizenship� (EDC).
Dieser Ansatz steht besonders
unter einer englisch/britischen
Vorreiterrolle und hat durch die
Arbeiten des Europarates eine
außerordentliche Dynamik ent-
wickelt  (vgl. Dürr 2001, 2003,
2005 und 2007).

10. Entgrenzung

Vielfältige Aspekte sind also zu
berücksichtigen, will man die
Vielfalt der Aufgaben und An-
sätze in den Blick nehmen, um
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eine Antwort auf das Thema
�Politische Bildung neu denken�
zu finden:

- unterschiedliche bildungs-
politische Ausgangsbedin-
gungen,

- unterschiedliche curriculare
Verflechtungen,

- unterschiedliche Fachzu-
gänge,

- unterschiedliche didaktische
Variationen,

- unterschiedliche Aufgaben-
und Inhaltsfelder,

- unterschiedliche Handlungs-
felder und

- internationale Bezüge.

Jüngst hat Thomas Krüger, der
Leiter der Bundeszentrale für po-
litische Bildung, in einem Referat
vom April 2007 in Bad Urach von
einer �Entgrenzung der Poli-
tischen Bildung� gesprochen.
Politische Bildung müsse sich
stärker an der Zivilgesellschaft
orientieren und in der Zivilge-
sellschaft nachhaltiger veran-
kern. Letztes Ziel sei eine leben-
dige bürgerschaftliche Demo-
kratie. Thomas Krüger monierte,
dass die Angebote der Politisch-
en Bildung in der recht heftigen
Einbürgerungsdebatte des
Jahres 2006 gar nicht erst abge-
fragt worden seien. Früher habe
die Politische Bildung ihre Legiti-
mität vor allem aus der NS-Zeit
und aus dem Kalten Krieg be-
zogen. Heute drängten viel-
mehr die neuen Themen wie �In-
tegration�, �Fremdenfeindlich-
keit�, �Gewalt� und �Extremis-
mus�, auch fehlende Wertorien-
tierung, verstärkte Sinnsuche,
vor allem nach Gerechtigkeit bei
der Jugend in den Vordergrund.
Auch das Thema �Europa� habe
neben der Globalisierung stark
an Bedeutung gewonnen und
bedürfe einer größeren Auf-
merksamkeit. Eine andere Fra-
ge sei, wie man in der Poli-
tischen Bildung gerade die bil-
dungsfernen und sozial
schwachen Milieus sowohl im
schulischen wie im außerschu-
lischen Bereich erreichen kön-
ne, da das Sozialverhalten in
diesem Milieu zu besonderer

Sorge Anlass gebe. Gerade
diese Jugendlichen bedürften
der konkreten Nachhilfe in Auf-
klärung und Mündigkeit. Krüger
meinte, hier sei Politische Bil-
dung als Beziehungsarbeit, als
Persönlichkeitsbildung und als
konkrete Lebenshilfe gefragt.
Methodisch wandte er sich
gegen die �Diktatur des Wortes
und der Schrift�. Vielmehr be-
dürfe es für diese Klientel einer
stärkeren praktischen �An-
schauung�, einer niederschwel-
ligen Beteiligungs- und Hand-
lungsorientierung sowie einer
stärkeren Verbindung mit Sozial-
pädagogen. Ich interpretiere
diese Aussagen so, dass sich
Thomas Krüger gegen eine zu
intellektualistische Sicht und eine
u. U. elitäre Prägung der Po-
litischen Bildung wendet.
Thomas Krüger vertri tt hier
offensiv die Bundeszentrale und
damit den allgemeinen Bedarf an
politischer, demokratischer, ge-
sellschaftlicher Bildung. Er ver-
tritt also nicht nur die Politik-
didaktik (an Gymnasien). Er
plädiert vielmehr für die Ent-
wicklung, Förderung und Pflege
eines al lgemeinen politisch-
demokratischen Humankapitals
in der Gesellschaft. Er deutet
insgesamt eine spezifische
Zeitdiagnose und ein beson-
deres Sozialisationsproblem an
und entwickelt eine neue Legi-
timationskette für eine erneuerte
politisch-demokratische Bildung.
Zugleich vertritt er auch neuere
methodisch-didaktische An-
sätze, wie sie in vielen Projekten
des Demokratie-Lernens prakti-
ziert werden. Krüger sucht und
vertritt Schnittstellen zu anderen
Disziplinen und redet von fach-
licher �Entgrenzung� im Sinne
einer nicht nur der Politikwis-
senschaft verpflichteten Poli-
tischen Bildung. Man kann den
Begriff Entgrenzung auch als
Aufforderung verstehen, bis-
herige Grenzlinien offensiv und
mutig zu überschreiten, statt
verbissene Kämpfe um Deu-
tungshoheit fortzusetzen. Tho-
mas Krüger fordert nicht nur das,
was mit dem Titel �Politische
Bildung neu denken� gemeint ist,
.

sondern er kündigte zugleich
einen periodischen �Report zur
Politischen Bildung� i. S. eines
breiten Rechenschaftsberichts
zu den theoretischen Ansätzen,
zu den Umsetzungsstrategien
und zur Wirksamkeit der po-
litisch-demokratischen Bildung.
Dem kann man, glaube ich, nur
zustimmen.
Wir alle sind also aufgefordert,
am Thema �Politische Bildung
neu denken�  weiterzuarbeiten,
gleich ob wir ein Fragezeichen
oder ein Ausrufezeichen da-
hinter setzen. Die Aufgabe liegt
in einer allgemeinen, verpflich-
tenden demokratischen Grund-
bildung

a) für alle Jugendlichen, be-
sonders

b) für Kinder und Erwachsene
mit Migrationshintergrund, vor
allem

c) für bildungsferne und sozial
schwache Schichten.

Bürgerbewusstsein
empirisch �

Wie sich Schülerinnen
und Schüler

Politik vorstellen.

Prof. Dr. Dirk Lange

Carl von Ossietzky
Universität Oldenburg

Mittwoch, den 23. 01. 2008
18:00 � 19:30 h
Hörsaalzentrum

Gebäude A 14
Raum 0-031
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Grundlagen einer neuen interdisziplinären Didaktik der Politischen 
Bildung  
Manfred Quentmeier 
  

 
Quelle: Im Klartext, Nr. 31 / 2001, S.7 

 
Die Komplexität der Gegenwarts- und Zukunftsprobleme moderner Gesellschaften, die sich aus der ex-
tremen Zunahme des Wissens und den strukturellen Zusammenhängen zwischen Politik, Wirtschaft, 
Gesellschaft, Technik und Natur ergibt (Kerncurr.Gymn.8-10, 2006, 7), erfordert heute dringend ein 
Nachdenken über neue Perspektiven in der Politischen Bildung.  �Die lebhaft geführten Diskussionen auf 
den verschiedensten Feldern fordern dazu auf, die eigene �Theorie� und Praxis zu überdenken und den 
Anschluss an die Diskussionen in den Bezugswissenschaften zu suchen.� (Weißeno 2005, 10/11)      
Es ist  deshalb Aufgabe der Politikdidaktik den Lehrenden 
zeitgemäße Konzepte für die Herausforderungen zu bieten.                        
  
1. Herausforderungen an die Politische Bildung 

      
 Die Themen der Zukunft müssen vermehrt 

international und interdisziplinär ausgerichtet 
werden. (Schiele 1991, 276/277, Wessely 2004, 34 
u.37 /  auch Sander 2002).) 
Die Vermittlung weltweit vernetzter politischer, öko-
nomischer, sozialer und rechtlicher Themenkomplexe 
wie Europäisierung, Globalisierung, Frieden und Si-
cherheit (u.a. UNO, Menschenrechte, Migration) sollte 
wesentlicher Bestandteil der Politischen Bildung sein. 
Zwar nehmen solche internationalen Lernfelder schon 
heute einen erheblichen Teil des Unterrichts ein, sie 
lassen sich besonders in der gymnasialen Oberstufe 
realistisch aber nur durch eine multiperspektivische 
und  interdisziplinäre Betrachtungsweise mit Hilfe ver-
schiedener Bezugswissenschaften  vermitteln.  
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 Die Methoden müssen den neuen Informations-  und Kommunikationstechniken angepasst 
werden. (Wessely, 2004, 37) 
Schulbücher stellen zwar weiterhin die Basis des Unterrichts, müssen aber in der Politischen Bil-
dung häufig durch aktuelles Material ergänzt und nach der Problemanalyse zur Diskussion prä-
sentiert und beurteilt werden. Ohne ein  Training von Schülern in fachspezifischen Methoden und 
Arbeitstechniken wie Internetrecherche und Mediengestaltung lässt sich die gewünschte größere 
Selbstständigkeit im Lernen nicht erreichen. Der selbstverständliche, kritische Umgang mit neuen 
Medien (Medienkompetenz) muss in Zukunft zu den Grundfertigkeiten eines mündigen Bürgers 
gehören. 
  

 Die Anforderungen an die Lehrenden werden steigen. 
(Wessely, 2004, 37 , vgl. auch Sander, 2002,  36-44)   
Angesichts der anzustrebenden Kompetenzen (Sachkompetenz, Analysekompetenz, Methoden-
kompetenz, Urteilskompetenz u.a.) und der zunehmenden Komplexität politischer, wirtschaftlicher 
und sozialer Themen wird von den Lehrenden ein größerer Planungsaufwand, ein zunehmendes 
Professionswissen und mehr methodische Variabilität verlangt. 

 
Diese Herausforderungen lassen sich in den Einheitlichen Prüfungsanforderungen für das Abitur im Fach 
Sozialkunde/Politik  ( KMK 2005) bundesweit wiederfinden:  
�Das Fach (�) Politik stellt gegenwärtige und zukünftige politische, gesellschaftliche und ökono-
mische Fragen und Kontroversen in den Mittelpunkt. Es stützt sich also auf einen umfassenden 
Politikbegriff. Es behandelt die Fragen- und Problembereiche unter Beachtung der spezifischen Zu-
gangsweisen der verschiedenen Bezugswissenschaften und der wechselseitigen Zusammenhänge und 
Interdisziplinarität.�   
(Einheitliche Prüfungsanforderungen Abitur�Sozialkunde/Politik, 2005, S.4/5)  

 
Ein hoher Anspruch, der auf eine verbesserte Qualität des Politikunterrichts zielt,   aber  wesentlich von 
der Struktur und Handhabbarkeit der didaktischen Werkzeuge abhängt, mit denen er geplant wird.  Sol-
che Werkzeuge sind aber für die Bearbeitung komplexer Unterrichtsthemen bisher noch nicht ausrei-
chend entwickelt worden. 
 
Forderungen an die Politikdidaktik 
 
- Entwicklung von Modellen (bes. Struktur- und Planungsmodelle) 
Wer die Qualität von Unterricht verbessern will, muss deshalb zuerst die vorhandenen didaktischen Mo-
delle verbessern oder neue Modelle entwickeln, mit deren Hilfe sich didaktische Ansprüche (Theorien) 
leichter in die Praxis umsetzen lassen. Computer und neue Medien haben die Erarbeitung und Darstel-
lung von Planungsmodellen inzwischen deutlich vereinfacht, doch hat sich die Politikdidaktik bis  heute 
schwer getan, über den Politikzyklus hinaus auf diesem Wege voranzukommen und den Lehrenden die 
Planungsaufgabe zu erleichtern. 
  
- Die Entwicklung von kategorialen Kern- oder Basiskonzepten (Weißeno 2006 / Sander 2007) Zur 
inhaltlichen und methodischen Strukturierung sind bisher über das erste Planungsstadium noch nicht 
hinausgekommen. Man darf auf die Herausarbeitung von Grundbegriffen gespannt sein. 
  
- Die Entwicklung einer �alltagstauglichen Didaktik�:  
Für die Politikdidaktik  besteht die Gefahr, dass sie sich gegenwärtig von der Unterrichtspraxis abkoppelt 
und sich an ihr vorbeientwickelt. Diese Mahnung von Massing (s. Pohl, 2004, 174) findet man auch in den 
Ausführungen von Detjen (2007, 432) wieder:  
�Die Beziehungen zwischen wissenschaftlichen Didaktikern und praktizierenden Didaktikern, also den 
Politiklehrern, gelten seit längerer Zeit als gestört. Insbesondere ist den Praktikern die wissenschaft-liche 
Didaktik viel zu theoretisch, d.h. viel zu wenig anwenderfreundlich. Praktiker ignorieren deshalb weitge-
hend die Ergebnisse der wissenschaftlichen Didaktik.�  Studenten und Referendare stehen der Anwen-
dung der Dimensionen des Politischen im Unterricht und dem Politikzyklus in der gegenwär 
tigen Form oft verständnislos gegenüber. Himmelmann (2007, 17) stellt dazu mit gehöriger Distanz fest, 
�dass diese begriffliche Ausgangsdefinition von Politik als Form, Inhalt und Prozess bisher nicht Allge-
meingut in der pädagogischdidaktischen Aufklärung über Politik und das Politische geworden ist.� Im Üb-
rigen ist Himmelmann �bisher auch kein Lehrbuch bekannt, das die Dreiteilung des Politikbegriffs in Form, 
Inhalt und Prozess als fachsystematisches Kriterium für die Einteilung und Präsentation der für die politi-
sche Bildung zentralen fachwissenschaftlichen Inhalte (�Fachkanon�) gewählt hat.�  
Aus der Sicht der Ausbildung ergeben sich daraus weitergehende Forderungen. Wer die Professionalität 
der Lehrenden voranbringen will, muss sich bewusst an der Herausarbeitung politikdidaktischer Grundla-
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gen beteiligen, um zukünftigen Lehrern in der wissenschaftlichen und praktischen Ausbildung die Fähig-
keit zum Selbermachen und Weiterdenken zu vermitteln.  
So sind zur Verbindung von Theorie und Praxis vorrangig Modelle und Konzepte erforderlich, die das 
Verständnis und die Umsetzung didaktischer Ansprüche in Unterricht erleichtern. Die Entwicklung von 
Struktur- und Planungsmodellen gehört damit zu den großen Herausforderungen der Didaktik der Politi-
schen Bildung. 
 

 
 

(vgl. Kron, Grundwissen Didaktik, 1994,  205 u.  Sander, 2007, 37)        ©  Quentmeier 2007 
 
Wie solche Weiterentwicklungen aussehen könnten, soll hier zunächst am Beispiel der �Fünf Module der 
Planung�  von Breit und Weißeno (2003)  gezeigt werden. 
Das Planungsmodell symbolisiert  deutlich, dass Unterrichtsplanung ein zirkulärer Denkprozess ist, der im 
Prinzip keine feste Reihenfolge kennt. Die Planung einer Unterrichtsreihe kann also mit dem Gegens-
tandsbereich, mit den Methoden und Medien, mit den Zielen oder mit der Bedingungsanalyse beginnen, 
bevor politikdidaktische Perspektiven entwickelt werden. Der Gegenstandsbereich wird hier mit der Sach-
analyse gleichgesetzt, lässt sich im Sinne des Politikzyklus deutlicher aber auch als Problemanalyse be-
zeichnen. Die Ziele sind in der politikdidaktischen Entwicklung inzwischen zu Kompetenzen geworden, 
soweit es sich nicht um Leitziele des Faches handelt. Dazu fehlen als Auswahlinstrumente zur didakti-
schen Reduktion in der Darstellung die fachdidaktischen Prinzipien und als Kern der Planung zum Bei-
spiel Situation, Fall, Problem oder Konflikt.  
 
Fünf Module der Planung 
 
 

 
 

Quelle:  Breit / Weißeno, Planung des Politikunterrichts, Schwalbach 2003, S. 12 
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Module zur Unterrichtsplanung 
 

 
 
 

Neubearbeitung der �Fünf Module der Planung�         ©  Quentmeier 2007 
 
Die Neubearbeitung der Module zur Unterrichtsplanung zeigt, dass drei Elemente verändert und an ge-
genwärtige didaktische Anforderungen angepasst werden müssen.  
 
Kritik am Politikzyklus 
Als nächstes wird die seit langem vorgetragene Kritik am Politikzyklus untersucht und dann mit einem 
Veränderungsvorschlag versehen, der die Analyse komplexer Probleme und damit das Verständnis der 
Realität besser ermöglicht als bisher. 
 
 Kritik am Politikzyklus mit seinen Kategorien gibt es seit seiner Einführung in die Politikdidak-

tik 
(vgl. Grenzen des Modells bei Ackermann 1994, Massing/Weißeno 1995, Massing 1999, Lach 1999, 
Breit / Massing 2006, Detjen 2006 u. 2007) 
In allen o.a. Ausführungen zum Politikzyklus wie auch schon in der Wochenschau-methodik (2/1994) 
haben Massing u.a. ausführlich die Probleme erläutert, die Lehrer und Schüler mit der Anwendung dieses 
Modells haben. Denn ein Problem wird im Politikzyklus erst dann zu einem politischen Problem, wenn es 
nach einer politischen Auseinandersetzung für viele in der Gesellschaft als dringend lösungsbedürftig 
erscheint (Breit/Massing 2006,21). Angesichts der Fülle an Problemen, die für Betroffene als dringend 
lösungsbedürftig erscheinen, aber nicht zu einem politischen Problem werden und nicht in den Politikzyk-
lus gelangen, erscheint das Modell aus der Politikforschung ohne didaktische Bearbeitung für den Unter-
richt wenig brauchbar (vgl. Massing, 1999, 31). Man denke nur an den Völkermord in Darfur (seit 2003), 
den die UNO lange politisch nicht wahrhaben wollte. Durfte er deswegen in der Schule nicht auf seine 
Ursachen, Folgen und Lösungsmöglichkeiten untersucht werden? Auch andere Didaktiker wie Detjen ( 
2006, 38 und 2007, 301) übernehmen heute diese Kritik und weisen darauf hin, dass man den Politikzyk-
lus nicht für die Wirklichkeit selbst halten darf, da er nur ein analytisches Modell darstellt. Er ist eben nur 
ein Arbeitsbegriff, der nicht alle Aspekte umfasst, unter denen sich Politik vollzieht. Lehrerinnen und Leh-
rer müssen dies bei der Verwendung dieses Politikbegriffs immer mit bedenken (Breit/Massing 2006,21). 
 

 Die Kritik am Politikzyklus nimmt zu: 
�Seit Beginn des 21.Jahrhunderts gibt es Kritik am kategorialen Paradigma, dem Politikdidaktiker in gro-
ßer Zahl folgten und folgen. Diesem Paradigma wird vorgeworfen, den eigenen Anspruch nicht einlösen 
zu können, mit einer übersichtlichen und in sich stimmigen Liste von Schlüsselbegriffen sowohl den fach-
lichen Kern der politischen Bildung repräsentieren als auch mit diesen Begriffen den methodischen 
Schlüssel für die Analyse des Gegenstandsfeldes zu besitzen. Denn es gebe in den wissenschaftlichen 
Bezugsdisziplinen eine Pluralität kategorialer Systeme. Es wird weiterhin moniert, dass der Begriff Kate-
gorie unterschiedlich benutzt wird, so dass der wissenschaftliche Status des Kategorialen unklar ist� (Det-
jen, 2007, 437)  
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Der Politikzyklus als Analyseinstrument ? 

 
 

Quellen: Massing/ Weißeno (Hrsg.) 1995, S. 87 u. Breit / Massing (Hrsg.) 2006, S. 22 
 

 Die Kritik am Politikzyklus wird grundsätzlich: 
�Die Debatten über kategoriale Zugänge sind � wenig zielführend.� Kernkonzepte fehlen. So lautet das 
Resümee von Weißeno (2006, 135), mit dem er an die Diskussionen über eine kategoriale Wirtschafts- 
und  Politikdidaktik anzuknüpfen versucht.   
Nach dem Vorbild eines Expertenmodells aus der Wirtschaftspädagogik im Rahmen der Lehr-Lern-
Forschung übernimmt Weißeno als Grundlage für Wissens- und Kompetenztests die Idee von sogenann-
ten Kernkonzepten. Sie sollen helfen Inhalte zu strukturieren. Ihre Entwicklung für den Politikunterricht 
steht aber noch aus.  
(Beispiele: Freiheit, Gleichheit, Solidarität, Frieden, Öffentlichkeit, Macht�) 
 
Anders bei Sander (2007, 98/99), seine Basiskonzepte stellen ausdrücklich kein kognitionspsychologi-
sches Testinstrumentarium dar. Sie sind auch keine eindeutig definierten Schlüsselbegriffe und keine 
Instrumente für die Politikanalyse, sondern können inhaltlich mit unterschiedlichen Vorstellungen gefüllt 
werden. Damit unterscheiden sie sich von den Kategorien in der kategorialen Politikdidaktik, aber auch 
hier gibt es nur erste Überlegungen. 
(Beispiele: System, Öffentlichkeit, Macht, Gemeinwohl, Recht, Knappheit). 
 

 Der Politikzyklus wird zum Teil ganz abgelehnt.  
(Sander 2001, Hedtke 2005, Reinhardt 2005, Sander 2007) 
 
Obwohl seit 40 Jahren über die kategoriale Politikdidaktik diskutiert wird, gibt es für die Problemanalyse 
bis heute keine im Fach akzeptierte Systematik von Kategorien, erst recht nicht, wenn die Betrachtung 
notwendigerweise auf die Sozialwissenschaften insgesamt ausgeweitet wird. Mit den in der Diskussion 
befindlichen Kategoriensystemen wie dem Politikzyklus gelingt es Lernenden auch nicht, selbstständig 
die gesellschaftliche Wirklichkeit zu analysieren. Über diese grundsätzlichen Probleme mit kategorialem 
Politikunterricht als Ergebnis von Unterrichtsversuchen berichten Lach u.a. (1999, 125-126): �Schülerin-
nen und Schüler tun sich schwer, sich auf die zentralen politischen Kategorien einzulassen und sie im 
Unterricht anzuwenden. In keiner Phase des Unterrichts greifen sie konkret auf sie zurück. Selbst dann, 
wenn der Lehrer auf sie insistiert, dass im Unterricht kategorial gearbeitet wird, muss er häufig selbst die 
Schlüsselbegriffe einführen.� Bei dem generellen Zeitmangel zwischen curricularen Vorgaben, aktuellen 
Themen und Methodentraining ist somit eine ständige Arbeit mit Kategorien gar nicht zu leisten, es sei 
denn der Lehrer zwingt seine Lerngruppe dazu, �Inhalte mit Kategorien und Kategorien mit Inhalten zu 
verknüpfen� (Lach 1999,126,  Detjen, 2007, 323 , Sander, 2007, 79-87). Als erfahrene Praktikerin hält 
Reinhardt (2005,104) deswegen diesen Lernweg für Schüler nicht geeignet und nimmt diese Vorgehens-
weise erst gar nicht in ihre Didaktik auf. 
Schließlich ist die Kritik an der Brauchbarkeit des gegenwärtigen kategorialen Politikzyklus im Rahmen 
der Auseinandersetzungen um neue Kerncurricula bei Hedtke (2005, 11) besonders deutlich formuliert: 
�Der Politikzyklus ist ein fruchtbares Denkinstrument, taugt aber leider nicht als Spezifikum des Lernbe-
reichs Politik oder der politischen Bildung - mögen manche Politikdidaktikerinnen das auch noch so nach-
drücklich behaupten.� 
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Der Vorschlag von Breit / Weißeno (2003, 23) �der planende Lehrer braucht keineswegs alle Kategorien 
abzuarbeiten� und �für die Untersuchung des jeweiligen Inhalts (�) nur bestimmte Kategorien auszuwäh-
len� oder neue hinzuzufügen, ist da schon ein Schritt in die richtige Richtung, die starre, normative Vorga-
be zu öffnen.  
  
�Die politische Bildung ist durch die vorgetragenen Einwände zweifellos herausgefordert, über die Tragfä-
higkeit des Konzepts kategorialer Bildung nachzudenken. Sie muss sich in erster Linie fragen, ob die 
Einwände derartig stichhaltig sind, dass das Konzept als gescheitert zu betrachten und folglich auf-
zugeben ist.� (Detjen, 2007, 308) Das Zitat macht die gegenwärtige Problematik der Didaktik der Politi-
schen Bildung sehr deutlich. In Ermangelung einer Alternative macht Detjen aber einen brauchbaren 
Kompromissvorschlag bei einer kategorialen  Didaktik zu bleiben. �Ein wichtiger Grund ist der praktische 
Nutzen: Kategorien dienen der Reduktion, Strukturierung und Sinnverknüpfung eines didaktisch bestimm-
ten Gegenstandsfeldes.  (�) Es ist auch nicht notwendig, dass die Politikdidaktik sich auf ein Katego-
rienmodell einigen muss. Es gehört zum wissenschaftlichen Diskurs, dass verschiedene kategoriale Sys-
teme nebeneinander bestehen und miteinander um Anerkennung ringen� (Detjen, 2007, 437).  
Warum sollen dann die für eine Problemanalyse notwendigen Schlüsselfragen nicht gleich an die 
Bezugswissenschaften gestellt werden? 
 
Aus der gesamten Kritik ist für die Politikdidaktik der Schluss zu ziehen, dass eine begrenzte An-
zahl ungeordneter Kategorien nicht ausreicht, um die komplexen, gegenwärtigen und zukünftigen 
Herausforderungen der Wissensgesellschaft mit ihren politischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Strukturen und Problemen zu analysieren, zu verstehen und zu beurteilen. 
Die Kritik an der gegenwärtigen Form des Politikzyklus erfordert deshalb dringend seine didakti-
sche Überarbeitung und die Entwicklung eines neuen Modells zur Problemanalyse. 
 
2. Grundlagen einer neuen interdisziplinären Politikdidaktik 
 
Als erste Maßnahme und zum besseren Verständnis der angestrebten Weiterentwicklung wird hier des-
halb vorgeschlagen, die Kategorien in der bisherigen Form des Politikzyklus neu zu ordnen und damit 
dem ganzen Modell erst einmal eine übersichtliche Struktur zu geben.  
 
Der Politikzyklus mit neuer Struktur 
 

 
 

Der Politikzyklus als Analyseinstrument � neu geordnet               ©  Quentmeier 2007 
 
Diese neue Struktur lässt erkennen, dass in der bisherigen Form durchaus mehr Potential steckt, als dies 
bislang erkennbar war. Die Mehrzahl der bisher genutzten Kategorien lassen sich nämlich den wesentli-
chen Bezugswissenschaften der Politischen Bildung zuordnen und zeigen deutlich die inhaltliche Verbun-
denheit  der Sozialwissenschaften. Die Kategorien Institutionen, Akteure und Beteiligte, Interessen, 
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Machtverhältnisse und Kosten und Nutzen lassen sich nämlich bei der Analyse politischer Probleme ge-
nauso nutzen wie bei wirtschaftlichen oder sozialen Konflikten (vgl. auch Hedtke, 2005). 
Aus dieser Erkenntnis lässt sich die Folgerung ziehen, dass die zur Problemanalyse notwendigen Schlüs-
selfragen auch gleich an die Bezugswissenschaften gestellt werden können. Das bringt den wesentlichen 
Vorteil, damit auch Aspekte des Problems durch Fragen in die Analyse einbeziehen zu können, die zum 
Verständnis des Problems notwendig, aber  bisher durch den Politikzyklus nicht abgedeckt waren.  
 
Beispiel Arbeitslosigkeit:   Problemanalyse durch Schlüsselfragen 
Wer gilt als arbeitslos? Wer als erwerbslos? (polit., rechtl.Aspekt) 
Wie hat sich die Arbeitslosigkeit in den letzten Jahren entwickelt? (histor. Aspekt) 
Wo, in welchen Regionen Deutschlands ist sie stark verbreitet? (geogr. Asp., Karte) 
Welche Bevölkerungsgruppen sind besonders betroffen?  (soz. Aspekt) 
Welche Folgen hat dies für die Betroffenen? (ökonom., soz., psychol. Aspekte) 
Welche verschiedenen Arten und Ursachen gibt es? (ökon.Aspekt, Schwerpunkt?) 
Welche Rechte haben die Betroffenen, welche die Unternehmen? (rechtl. Aspekt) 
Welche Hilfen und Lösungsvorschläge wurden/werden diskutiert/beschlossen?   (polit.Asp.,  Wirtschafts- 
u. Sozialpolitik, soz.Asp. Bürgerinitiativen, Sozialvereine, Selbsthilfegruppen, Stiftungen�) 
(vgl. Schulbuchbeispiel: Floren, Wirtschaft,Gesellschaft,Politik,2007,253-277) u.a. 
 
Je nach Lerngruppe und zur Verfügung stehender Unterrichtszeit müssen anschließend didaktische Re-
duktionen vorgenommen und Schwerpunkte als didaktische Perspektive gesetzt werden. In diesem Bei-
spiel können sich Lehrerin und Lerngruppe nicht nur für einen politischen, sondern auch für einen sozia-
len oder einen wirtschaftlichen Schwerpunkt  der Unterrichtseinheit entscheiden. Da diese Bearbeitungs-
breite vom klassischen Politikzyklus nicht erfasst wird, ist es sinnvoll ein neues didaktisches Werkzeug zu 
entwickeln. 
 
Der Problemzyklus als neues didakt. Werkzeug 
Interdisziplinärer Zyklus zur Analyse polit., wirtschaftl. u. sozial. Probleme u. Konflikte 
 

 
 

�Braunschweiger Modell�                                           ©  Quentmeier 2007 
 
Mit der Öffnung des fachlich begrenzten Politikzyklus zum interdisziplinären Problemzyklus lässt 
sich endlich für den Fachunterricht die Analyse politischer, wirtschaftlicher und sozialer Probleme 
und Konflikte gleichermaßen vollziehen. Rechtliche Fälle haben meist einen der drei Bereiche zum 
Hintergrund und sollten dann mit diesem zusammen erarbeitet werden. 
Dies alles erleichtert die Planungs- und Unterrichtsarbeit im Alltag ganz erheblich, da die Vielfalt der Un-
terrichtsthemen in der Sekundarstufe I seit Jahrzehnten sechs verschiedene Themenkomplexe umfasst: 
1. Gestaltung sozialer Beziehungen (Kl.7/8), 2. Demokratische Ordnung und politische Willensbildung, 3. 
Internationale Politik und Friedensordnung, 4. Recht und Rechtsordnung, 5. Wirtschaftsordnung und Wirt-
schaftspolitik (einschl. Berufswahlorientierung) und 6. Medien, ( s. Detjen, 2007, 274 und ausführlich bei 
Trommer, 2000), für die bisher keine domänenspezifischen Spezialdidaktiken gebraucht wurden.  Weiter-
hin lässt sich der neue interdisziplinäre Problemzyklus in der Oberstufe des Gymnasiums besonders zur 
Analyse komplexer nationaler und internationaler Probleme verwenden.   
Die aktuelle Arbeit mit dem Problemzyklus bringt außerdem für den Lehrenden immer wieder neue Er-
kenntnisse über sozialwissenschaftliche Zusammenhänge und damit eine deutliche Verbesserung der 
Professionalität, wenn er das Problem in der Analyse zunächst unter mehreren Aspekten betrachtet, 
bevor er eine dem Thema, der Zeit und der Lerngruppe angepasste didaktische Reduktion und Schwer-
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punktbildung vornimmt.  Statt der Abhängigkeit von der Definition des politischen Problems oder von einer 
politischen Entscheidung wie im Politikzyklus, fördert diese interdisziplinäre Vorgehensweise die offene 
Betrachtung von Inhalt, Struktur und Prozess sowie von möglichen Lösungsvorschlägen des Problems 
zum aktuellen Zeitpunkt.  (siehe Nonnenmacher(1996) bei Mögling, 2006, 40)  
 
Beiträge der Bezugswissenschaften zur Problemanalyse 
 
Welche Bezugswissenschaften das Schulfach Politische Bildung in der Praxis benötigt, wird von Politikdi-
daktikern unterschiedlich beantwortet. Retzmann (1999, 32-34) hat im Lexikon der politischen Bildung 
drei Modelle herausgearbeitet:  
 
1. �Politik  als Kern�- monodisziplinär? 

Didaktiker wie Massing (2006, 89), Breit und Weißeno plädieren für einen Ansatz mit Politikwissen-
schaft als dominanter �Leitwissenschaft�, die als integrierender Kern die Zusammenarbeit mit weite-
ren Bezugswissenschaften koordiniert. �Als pragmatisches Argument wird angeführt, das Politiklehre-
rinnen und �lehrer nicht Experten mehrerer Disziplinen sein könnten, sich als Experten für Politik je-
doch in den relevanten Bezugswissenschaften selektiv orientieren können sollten� (Retzmann 1999, 
33) Dieses �Unterordnungsmodell� wird aber durch seine Forderung nach Konzentration auf politolo-
gische Aspekte der komplexen Realität nationaler und internationaler Probleme nicht gerecht.  
  

2. �Additionsmodell�- duodisziplinär? 
Aus der Diskussion um die Forderung nach mehr Wirtschaft in der Schule hat sich ein Modell entwi-
ckelt, in dem die Wirtschaftswissenschaften für den Fachbereich �Wirtschaft� und die Politikwissen-
schaft für den Fachbereich �Politik� zuständig ist. Die Soziologie mit ihrem Fachbereich �Gesellschaft 
und Soziales� wird in einigen Ländern hinzugefügt, in anderen marginalisiert. Die dabei entstehenden 
Überschneidungen werden zum Teil hingenommen oder zur Verknüpfung empfohlen, ohne didakti-
sche Hinweise für die Art der Bearbeitung zu geben. Die fächerübergreifende Arbeit wird dabei weit-
gehend additiv ohne Integrationsanspruch konzipiert. 
Gegen dieses Additionsmodell hatte Retzmann (1999,33) eingewandt , �dass es weder dem Selbst-
verständnis der Disziplinen gerecht wird, noch die notwendige Einheit der politischen Bildung stiftet 
sowie durch die Unverbundenheit der partiellen Erkenntnisse die Vermittlung eines handlungsrelevan-
ten Orientierungswissens gefährdet.� Hier gibt es aber wie im �Strategiepapier zur ökonomischen Bil-
dung� (Albers, 2006) erkennbar inzwischen beachtenswerte weitergehende Einsichten von Wirt-
schaftsdidaktikern, nach denen die Perspektive anderer sozialwissenschaftlicher Fachdisziplinen die 
ökonomische Perspektive erweitern und bereichern soll.  
 

3. �Integrationsmodell�-  interdisziplinär? 
 Für Gagel (2007, 157), Reinhardt (1997, 56-59), Hedtke (2005, 23) und andere Didaktiker, die das 
Fach eher auf einer sozialwissenschaftlichen Basis sehen, steht dagegen eher fest, dass Fachunter-
richt der Politischen Bildung generell auf dem Hintergrund von Bezugswissenschaften gegeben wird. 
Genannt werden dabei vorrangig Politik-, Wirtschaftswissenschaft und Soziologie, aber auch Rechts-
wissenschaft als erste Wahl.  Sander (2007, 60-61) nennt darüber hinaus noch Geschichte, Psycho-
logie, Philosophie, Religionswissenschaften und an anderer Stelle die Geographie. Man könnte dazu 
noch Ökologie und Pädagogik nennen, um die grundlegenden Themen der Politischen Bildung abzu-
decken. Schließlich soll sich der fachliche Kern politischer Bildung nur mit Konzepten beschreiben 
lassen, die die Perspektiven mehrerer Sozialwissenschaften als miteinander vernetzt betrachten. �Als 
Argument für das Integrationsmodell wird die faktische Komplexität und Vieldimensionalität aller be-
deutenden Gegenwartsprobleme angeführt, die von einer einzelnen Wissenschaft weder inhaltlich 
noch methodisch hinreichend verstanden, analysiert oder erklärt werden könne.� (Retzmann 1999, 
34) 
 
Wer in der Sekundarstufe I und II über Unterrichtspraxis verfügt und sich mit der Planung von Unter-
richtseinheiten beschäftigt, hat längst selber festgestellt, dass für die Analyse heutiger komplexer poli-
tischer, wirtschaftlicher und sozialer Probleme wie Kinderarmut und Jugendkriminalität in der Kom-
munalpolitik, Sozialstruktur und Sozialpolitik, Grund- und Menschenrechte, Migration, Islamismus, 
Terrorismus, Innere Sicherheit, Energieversorgung, Strukturwandel, Umweltpolitik, Globalisierung o-
der auch den Beitritt der Türkei zur EU oder Darfur � ein Konflikt im Sudan u.a.m. die politische Per-
spektive allein nicht ausreicht, um diese Probleme verstehen und beurteilen zu können.  
Die Arbeit mit den Bezugswissenschaften muss deshalb für den Unterricht so verbessert werden, 
dass die Auseinandersetzung nicht nur additiv, sondern zunehmend interdisziplinär vorgenommen 
wird. 
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 Hedtke (2007, 27)  sieht dafür als beste Möglichkeit, ein politisches Problem außer nach politi-
schen, ökonomischen und  soziologischen, auch nach kulturellen, rechtlichen, historischen 
und anderen Aspekten zu dimensionieren.  Dieser elementar praktische Zugang, wie er es 
nennt, bietet die Unterscheidung von Dimensionen eines gesellschaftlichen Phänomens oder 
eines politischen Problems, ist aber nicht identisch mit disziplinären Zugängen. Denn wird ei-
ne der drei grundlegenden Disziplinen   für ein Thema oder einen Kurs zur Leitdisziplin, ergän-
zen die anderen Bezugsdisziplinen aus ihrer Perspektive die für das Verständnis notwendigen 
Aspekte (siehe Modell Bezugswissenschaften mit Leitdisziplinen auf der nächsten Seite). 
Diese Denkrichtung beschreibt recht treffend die Grundlage der hier vorgestellten interdis-
ziplinären Politikdidaktik, die mit ihrem neuen Problemzyklus thematisch weitgehend Situatio-
nen, Fälle, Probleme oder Konflikte in curricular bestimmten Problemfeldern zum Ausgangs-
punkt hat. Das schließt nicht aus, dass im Unterricht aus zeitlichen Gründen auch mal lehr-
gangsmäßig notwendiges Orientierungswissen hinzugezogen werden muss. 
 

Das Problem mit den Bezugswissenschaften 
Auch wenn in der wissenschaftlichen Problemanalyse eine Vielzahl von Aspekten interessant wäre, blie-
be einer Politiklehrerin in der Praxis nichts anderes übrig, als nach der Sachanalyse mit Rücksicht auf die 
Klassenstufe, die zur Verfügung stehende Zeit und die vorhandenen Materialien im Rahmen der drei 
(vier) Leitdisziplinen (Reinhardt 1997, 57 u. Hedtke 2005, 53) einen thematischen Schwerpunkt zu set-
zen und von den übrigen Bezugswissenschaften nur die Beiträge auszuwählen, die zum Ver-
ständnis des Problems unbedingt erforderlich sind. Es hängt also von der didaktischen Perspektive 
ab, welche Sozialwissenschaft den Schwerpunkt bildet.  (siehe Vorüberlegungen zur Planung einer Unter-
richtseinheit am Schluss) 

   
Durch diese interdisziplinäre Vorgehensweise auf der Basis des neuen Problemzyklus arbeiten Lehrer 
und Schüler näher und verständlicher an der Realität der politischen, wirtschaftlichen und sozialen Phä-
nomene als mit dem kategorialen Politikzyklus.  
 
Modell der Bezugswissenschaften mit möglichen Leitdisziplinen  
 

 
 

�Braunschweiger Modell�                                                   © Quentmeier 
 
Bezugswissenschaften im Kerncurriculum ? 
 
Da auch im niedersächsischen Kerncurriculum Politik-Wirtschaft Jg. 8-10 ( 2006, 12) die Vorgabe festge-
schrieben ist, dass die Analyse und die Beurteilung gesellschaftlicher Phänomene in vielen Fällen nicht 
nur die Verknüpfung politischer und ökonomischer Sichtweisen erfordert, sondern auch die Berücksich-
tigung weiterer Aspekte und Erklärungsansätze, die sich durch rechtliche, soziale, psychologi-
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sche, ökologische und ethische Fragen ergeben, steht der Anwendung  der interdisziplinären Didaktik 
nichts im Wege.           
 
3.) Interdisziplinäre Politikdidaktik als Planungswerkzeug 
Ein überzeugendes Beispiel für die Notwendigkeit und Anwendung einer interdisziplinären Politikdidaktik 
in einem Schulbuch stellt Riedels Planungsansatz zum Problemfeld Globalisierung dar, den er in mehre-
ren Oberstufenbänden als Schaubild veröffentlicht hat. Der ökonomische Schwerpunkt  allein kann die 
Ursachen und Folgen der Globalisierung nicht erklären und muss durch soziale, ökologische, politische 
u.a. Aspekte ergänzt werden. 
Um die Unterrichtsplanung in diesem Sinne zu erleichtern, habe ich seit 2001 für die Lehrerausbildung 
neue geeignete Planungsmodelle entwickelt, von denen vier auf den folgenden Seiten zum Selber-
Ausprobieren abgedruckt werden.  
 
Schulbuch-Beispiel: Globalisierung � die Vernetzung der Welt 

 
Quelle: Gerster / Riedel, Globalisierung, internationale Politik u. Konfliktbewältigung, Bamberg 2003, S. 10. Reihe 
Buchners Themen Politik Band 2 
 
Die Sachanalyse als Problemanalyse mit dem Planungsmodell kann für Studenten und Referendare ent-
weder wie in der Politikdidaktik üblich über Schlüsselfragen 

 nach Entwicklung, Entstehung und Ursachen des Problems, 
 seiner räumlich-geografischen Verbreitung, 
 beteiligten polit. Akteuren oder politischen Reaktionen, 
 wirtschaftl. Sachverhalten wie Kosten oder ökonomischen Interessen,  
 sozialen und psychischen Folgen für Betroffene  
 sowie Hilfen oder Lösungsmöglichkeiten erfolgen  

 
oder indem man wie im Schulbuchbeispiel gleich die entsprechenden Teilprobleme den Aspekten zuord-
net und dann entscheidet, welche davon für den Unterricht geeignet sind. 
Es ist leichter, wenn man zur Arbeit mit dem Planungsmodell zunächst neuere Schulbücher heranzieht 
und dann notwendige Ergänzungen zum aktuellen Stand eines Problems mit Hilfe von Zeitungsartikeln, 
Fachbüchern, Fachzeitschriften, Lexika und  dem Internet herausfindet. Die Aspekte lassen sich beson-
ders bei aktuellen Themen auch von Schülern in arbeitsteiliger Gruppenarbeit zu einer Dokumentation 
zusammentragen. 
Da in diesem offenen Planungsmodell die Lehrerin nach der Bedingungsanalyse selbst entscheidet, wie 
viele Aspekte eines Problems sie im Unterricht in Abhängigkeit von Klassenstufe, Thema, Zeit und Me-
thode bearbeiten kann, lassen sich allgemeine Empfehlungen nicht geben. Für einen aktuellen politischen 
Schwerpunkt �Landtagswahlen 2008� könnte man bei gründlicher Vorbereitung bis zu acht Aspekte 
gebrauchen. Bei internationalen Konflikten und bei dem Thema Globalisierung, die man auch projektartig 
in Gruppen bearbeiten kann, wäre die Nutzung der ganzen Bandbreite der Aspekte zum Verständnis der 
Probleme ideal. Aber oft reicht die Zeit nicht und dann hat der Schwerpunkt weniger Aspekte. 
 

Globalisierung 
die Vernetzung der Welt

Soziale Aspekte: 
 Sozialstaat unter den Bedingungen 
wirtschaftlicher Globalisierung 

 Globale Verteilung des Wohlstan-
des 

Kulturelle Aspekte: 
 Kulturelle Homogeni-
sierung 

Politische Aspekte: 
 Auswirkungen auf das 
politische System; ist 
der Nationalstaat am 
Ende? 

Ethische Aspekte: 
 Ethik des Wirtschaf-
tens 

Rechtliche Aspekte: 
 Wachsende Bedeu-
tung internat. Organi-
sationen 

Ökonomische Aspekte: 
 Auswirkungen der Globalisierung 
auf den Arbeitsmarkt 

 Internationale Unternehmen �global 
players� (Standortdiskussion) 

Naturwissenschaft-
liche, ökologische As-
pekte: 
 Globale Chancen  
und Gefährdungen 

Aspekte internat. 
Kommunikation: 
 Internet als Symbol 
des globalen Netzes 
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Interdisziplinäre Didaktik der Politischen Bildung als Strukturmodell

Das auf der Seite 27 abgebildete didaktische Strukturmodell habe ich bereits 2001 im Auftrag der Niedersächsischen 
Landeszentrale für politische Bildung für einen Vortrag über Grundlagen der politischen Bildung (Kongress in Thorn 
/Polen) entwickelt und danach in Kurzform auf dem Bundeskongress für politische Bildung 2003 in Braunschweig 
vorgestellt.

Ziel der Arbeit mit dem didaktischen Strukturmodell ist es, Studenten und Lehrern von Anfang an in der Ausbildung 
einen Überblick über die Grundlagenbegriffe, Zusammenhänge und Vorgehensweisen bei der Unterrichtsplanung 
zu geben, ohne dass sie ein paar tausend Seiten über Politikdidaktik gelesen haben müssen. Durch die 
übersichtliche Struktur (im Original animierte farbige Einzelmodule in Powerpoint) sollen sie die Chance erhalten, 
bei ihren Planungsbemühungen grundlegende didaktische Vorgehensweisen eher zu verinnerlichen. Um diesen 
Auswahlprozess besser zu verstehen, der sowohl zwischen Unterrichtsmaterial und Kompetenzen als auch  zwischen 
didaktischen Prinzipien, Inhalten und Methoden ablaufen muss, habe ich die entsprechende Hilfe auf der Seite 28 
als „Vorüberlegungen zur Planung einer Unterrichtseinheit” diesen Ausführungen hinzugefügt. Das didaktische 
und aktuelle fachliche Wissen wird dann nach und nach in der Ausbildungsgruppe oder selbstständig erarbeitet. 
Mit Hilfe einer Powerpoint-Version lassen sich die Module der Planung entsprechend einzeln zusammenfügen 
oder durch Leermodule wie bei der Medien- und Sozialkompetenz, die im niedersächsischen Kerncurriculum nicht 
aufgeführt sind, kontrovers diskutieren. Das gelingt auch bei Diskussionen über die Notwendigkeit von Aktualität 
und Zukunftsorientierung, die zurzeit deutlich weniger in Politikdidaktiken erwähnt werden. 
Schließlich kann jeder mit diesem Strukturmodell seine fachdidaktischen Grundlagenkenntnisse überprüfen und 
mit Hilfe von Handbüchern und Lexika der politischen Bildung weitgehend selbstständig verbessern. 
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Vorüberlegungen zur Planung einer Unterrichtseinheit im Fach Politik 
 Unterrichtsplanung ist ein zirkulärer Denkprozess, der im Prinzip keine festgelegte Abfolge kennt! 

�Braunschweiger Modell�     ©Quentmeier  09/2007 
 

1. Mögliche Ansätze: 
 
1.1 Welche Ziele, Kompetenzen oder curricularen                         Aktuelles Ergebnis 

   Vorgaben sollen angestrebt werden?                                 der fachspez. Problemanalyse 
                       

1.2 Welche Lernmaterialien gibt es zu diesem                     Thematische Fülle  
     Thema für diese Klasse / diesen Jahrgang?             u. Komplexität möglicher Lerninhalte, 

                                                                                  
1.3 Wie ist der aktuelle Stand des ausge-                           sowie weitgehende Vielfalt an 

   wählten Problems / Konflikts / Falles �?                       Arbeitstechniken, Methoden,                       
                                                                                 didaktischen Perspektiven     

1.4 Welche fachspezifischen Arbeitstechniken                       u. Vorgehensweisen                              
      oder Methoden sollen eingeübt werden? 

2. Didakt. Perspektive 1 
 
2.1 Welche Materialien zum Thema entsprechen                 

 den fachdidakt. Prinzipien der polit. Bildung?                 
 (Aktualität, Schülerorientierung, Exemplarität,                    
 Problemorientierung, Wissenschaftsorientierung,                                  

      Kontroversität, Multiperspektivität,                                            
 Handlungsorientierung, Zukunftsorientierung �)                                
                                                                                                           Didakt. Reduktion 1 

Auswahl der Inhalte 
nach 

fachdidaktischen 
Prinzipien 

3. Didakt. Perspektive 2:               Interdisziplinäre Didaktik der polit. Bildung  
                                                                                               
3.1 Welche sozialwiss. Aspekte aus den                                     pol. Aspekt                      
       Bezugswissenschaften werden zum                
       Verständnis des Problems benötigt?             histor. A .                                        rechtl. A. 
                                                                                                     Thema der 
3.2 Welche Perspektive soll Schwerpunkt                             Unterrichtseinheit                            
       der Unterrichtseinheit werden?                  soz. Aspekt  mit gewähltem          ökonom. A. 
       (Die politische, die wirtschaftliche,                          politischem 
       die soziale oder die rechtliche? �)                                      Schwerpunkt                                 
 
3.3 Welche weiteren Aspekte werden zum                             
       Verständnis des Sachverhalts benötigt?                  
       (z.B. ökologische, technische, religiöse �)                                      Did. Reduktion 2 

geogr.A. psychol.A..

eth./phil.A.

4. Didakt. Perspektive 3    
                                                                                                                          
4.1 Welche der ausgewählten Inhalte eignen sich vom                Stundenthemen  
      Umfang her für die begrenzte Unterrichtszeit?                  mit Zielen / Kompetenzen        
                                                                        Inhalten, Methoden                
4.2 Welche Medien u.Methoden erleichtern das Verständnis             und Medien 
      und die selbstständige Erarbeitung des Problems? 

                                                             Did. Reduktion 3
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Die neuen EPA der KMK für das Fach Politik und das Kerncurricu-
lum Politik-Wirtschaft – SEK II
Jürgen Westphal

Der zahlreich besuchte Workshop 
dokumentiert das hohe Interesse an 
den Veränderungen im Fach Politik-
Wirtschaft in Niedersachsen.

Ab der Abiturprüfung 2009 sind die 
neuen Einheitlichen Prüfungsan-
forderungen Sozialkunde/Politik 
für das Fach Politik-Wirtschaft in 
Niedersachsen anzuwenden (siehe 
Erlass des MK vom 1.10.2006, 

tischen Aufsätzen positiv aufgenom-
men worden. Sie orientieren sich 
am Kompetenzbegriff und gliedern 
die Problemfelder in drei Inhaltsbe-
reiche: Politik, Gesellschaft, Wirt-
schaft. Hervorzuheben sind vor 
allem die Beispielaufgaben für die 
schriftliche und mündliche Abitur-
prüfung; diese Aufgaben wurden mit 
großer Sorgfalt und Mühe erstellt 
und sind in diesem Sinne als wirk-

abgedruckt im Schulverwaltungsblatt 
10/2006, S. 377/378). Die eigenen 
niedersächsischen EPA Gemein-
schaftskunde entfallen.
Die neuen EPA Sozialkunde/Politik, 
eingeführt durch KMK-Beschluss 
vom 17.11.2005, können direkt von 
der Homepage der KMK herunter-
geladen werden: http://www.kmk.org/
doc/beschl/EPA-Sozialkunde_Po-
litik.pdf. Diese sind in fachdidak-
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beispielhaft zu verstehen.

Das niedersächsische Kerncurricu-
lum Politik-Wirtschaft für den Sekun-
darbereich II (Download unter: http:/
/db2.nibis .de/1db/cuvo/date i/
kc_go_powi_07_nib.pdf) tritt zum
01.08.2009 für den Schuljahrgang
11 und dann aufsteigend in Kraft.
Nähere Einzelheiten kann man dem
Erlass �Kerncurricula, Rahmen-
richtlinien und Curriculare Vorgaben
für das allgemein bildende Schul-
wesen� vom 1.10.2007, Schulver-
waltungsblatt 10/2007, entnehmen.

Im Workshop wurden vor allem die
Themen und Inhalte des Faches
Politik-Wirtschaft besprochen:

a) Zweistündiges Ergänzungsfach:

11/1: Die Bundesrepublik in der
globalisierten Wirtschaft

· Chancen und Risiken der Glo-
balisierung aus der Sicht unter-
schiedlicher Akteure (Konsu-
menten, Arbeitnehmer, Unter-
nehmer, Staat)

· Indikatoren und Ursachen der
Globalisierung

· Außenwirtschaftliche Leitbilder
(Freihandel versus Protektio-
nismus)

· Die Auseinandersetzung um
eine Welthandelsordnung am
Beispiel der WTO

11/2: Das Ringen um Frieden und
Sicherheit am Beispiel eines Kon-
flikts auf internationaler Ebene

· Sicherheitspolitische Heraus-
forderungen (insbes. Terroris-
mus und Ressourcenkonflikte)

· Konzepte der Konfliktbearbei-
tung (zivile und militärische)

· Die Möglichkeiten internationa-
ler Institutionen und Organisa-
tionen (EU; UNO; NATO)  zur
Friedenssicherung und Kon-
fliktbewältigung

· Der politische Willensbildungs-
prozess in Deutschland bei
einem Auslandseinsatz der
Bundeswehr

Für das zweistündige Ergänzungs-
fach steht die internationale Di-
mension im Mittelpunkt; die lokale,
nationale und supranationale Ebene
ist in den Klassen 8-10 besprochen
worden.

b) Vierstündiges Prüfungsfach:

11/1: Demokrat ie und sozialer
Rechtsstaat

1.    Der politische Willensbildungs-
und Entscheidungsprozess am Bei-
spiel eines Gesetzes zur Sozialpo-
litik

· Rolle und Funktion der Medien
in der Demokratie (insbeson-
dere beim Agenda-Setting)

· Parteien (Stellung im Grund-
und Parteiengesetz; Span-
nungsverhältnis von Freiheit
und Gleichheit in program-
matischen Aussagen)

· Verbände (Formen des Ver-
bandseinflusses; Lobbyismus),
Initiativen und Bewegungen

· Das Machtgefüge der Verfas-
sungsorgane im polit ischen
Entscheidungsprozess

2.    Demokratie
· Das Demokratiemodell  des

Grundgesetzes (Volkssouverä-
nität; streitbar/wehrhaft; reprä-
sentativ; wertgebunden; föderal)

· Formen und Theorien der De-
mokratie (plebiszitär, parlamen-
tarisch, präsidentiell)

· Zukunft der Demokratie in der
Bundesrepublik (Bürger-/Zivil-
gesellschaft, Entwicklung des
Wählerverhaltens)

11/2: Wirtschaftspolitik in der So-
zialen Marktwirtschaft

1. Die Rolle des Staates in der so-
zialen Marktwirtschaft

·    Wirtschaftspolitische Ziele (wie
Vollbeschäftigung, Peissta-
bilität, gerechte Einkommens-
und  Vermögensverteilung) als
Subziele gesellschaftl icher
Werte (wie Freiheit, Gerechtig-
keit, Sicherheit) und Zielkonflikte

·  Prinzipien der Sozialen Markt-
wirtschaft: Wettbewerbs-, Sozial-
und   Marktkonformitätsprinzip

·  Marktversagen und Staatsver-
sagen

2.  Wirtschaftspolitik am Beispiel des
Beschäftigungsproblems

· Arbeitslosigkeit: statistische Er-
fassung, Ursachen; Folgen für
die soziale Sicherung sowie für
die Staatsfinanzen

· Die konjunkturpolitische Dimen-
sion des Beschäftigungspro-
blems (Beziehung zwischen
Konjunktur- und Beschäfti-

· gungsentwicklung, angebots-
versus nachfrageorientierte
Konzeptionen)

· Die ordnungspolitische Dimen-
sion des Beschäftigungspro-
blems (Regulierung und De-
regulierung des Arbeitsmarktes
sowie ihre Auswirkungen auf
Arbeitnehmer und Unterneh-
men)

· Die strukturpol it ische Di-
mension des Beschäfti-
gungsproblems (Struktur-
erhaltungs-, Strukturanpas-
sungs- und Strukturgestal-
tungspolitik)

· Grenzen nationaler   Be-
schäftigungspolitik   angesichts
der   Verlagerung   von   Kompe-
tenzen   auf   die EU-Ebene

12/1: Internationale Sicherheits- und
Friedenspolitik

1. Internationale Herausforde-
rungen

· Alte und neue Formen kriege-
rischer Auseinandersetzungen
(insbesondere   zwischenstaat-
liche, semiprivate und private
Kriege; asymmetrische Kriegs-
führung)

· Erscheinungsformen, Ursachen
und Folgen des internationalen
Terrorismus

· Globale Ressourcen und Res-
sourcensicherung (insbeson-
dere Konflikte und Abkommen
am Beispiel von Energiearten
und Emissionen)

2.    Akteure und Strategien der
internationalen Sicherheits- und
Friedenspolitik

· Deutsche Außen- und Sicher-
heitspolitik seit 1989/90 und die
Rolle der Bundeswehr (insbe-
sondere die Einordnung
Deutschlands in UN-, EU- und
transatlantische Zusammen-
hänge)

· Möglichkeiten internationaler
Institutionen und Organisa-
tionen (UNO, NATO, EU) zur
Friedenssicherung und Konflikt-
bewältigung

· Verrechtlichung der internatio-
nalen Beziehungen (insbeson-
dere Internationaler Strafge-
richtshof)

12/2: Internationale Wirtschaftsbe-
ziehungen
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Weltwirtschaft zwischen Liberali-
sierung und Protektionismus 

•	 Gründe für internationalen 
Handel (insbesondere Kosten- 
und Preisunterschiede) und   
Entwicklungstendenzen des 
Welthandels (z. B. überpro-
portionale Zunahme des Welt-
handels gegenüber der Welt-
wirtschaftsleistung) 

•	 Der Unternehmensstandort 
Deutschland im Rahmen der 

	 Globalisierung (insbesondere 
Ursachen der Internationa-
lisierung von Unternehmen)

•	 Devisenmarkt und Wechsel-
kursbildung (Wechselkurs be-
einflussende Faktoren, Wir-
kungen von Wechselkursände-
rungen) 

•	 Außenwirtschaftliche Leitbilder 
(Freihandel versus Protektio-
nismus) und Instrumente der  
Außenwirtschaftspolitik (tarifäre 

	 und nichttarifäre Handelsbeschrän-
kungen) 

•	 Ansätze und Institutionen einer Weltwirt-
schaftsordnung (insbesondere Welt-
handelsorganisation)

Politische Bildung neu denken – Demokratie 
in der Schule lernen und leben
Angelika Eikel

Als ein wesentliches Anliegen 
der pol i t ischen Bi ldung in 
Deutschland gelten die För-
derung und die Bekräftigung der 
Demokratie. In der allgemein 
bildenden Schule wird diese 
Aufgabe zumeist vorrangig dem 
politischen Unterricht zuge-
sprochen. Seine zentrale Auf-
gabe – so sehen es die Curricula 
und Rahmenlehrpläne vor – liegt 
in der Vermittlung von zuneh-
mend auch interdisziplinärem 
Wissen über demokratische 
Prozesse, Strukturen und 
Institutionen der Gesellschaft. 
Die verstärkte Verknüpfung des 
Fachs mit anderen Disziplinen, 
wie derzeit mit der Wirtschaft, 
und die damit verbundene Re-
duktion zeitlicher Ressourcen 
zur Vermittlung politischer The-
men stößt dabei nicht selten auf 
Unverständnis: „Wie soll poli-
tische Bildung unter diesen Be-
dingungen einen Beitrag leisten 
können zur Förderung von De-
mokratie, zur Prävention von 
Extremismus, Menschenfeind-
lichkeit und Jugendgewalt?” 
ist eine der Fragen, die demo-
kratisch motivierte Lehrer um-
treibt. Vor diesem Hintergrund 
soll im Folgenden ein Ansatz 
aufgezeigt werden, der eine 
veränderte Denkart demokra-
tisch-politischer Bildung in der 
Schule beschreibt und dabei 
zugleich eine erweiterte Platt-
form zur Förderung von Demo-
kratie eröffnet. 

Demokratie lernen – eine Auf-
gabe für die ganze Schule

Will man im Zusammenhang mit 
der politischen Fachwissenschaft 
die Idee und Sinnhaftigkeit einer 
Demokratiepädagogik erläutern, 
so begegnet man oft zuerst der 
Frage, welcher „Begriff” von De-
mokratie dem zugrunde liegt. 
Insofern soll zunächst das sich 
mit diesem Ansatz verbindende 
Demokratieverständnis skizziert 
werden, bevor der Ansatz in 
seinen pädagogischen und 
schulentwicklungsbezogenen 
Facetten vorgestellt wird.

Demokratie als Regierungs-
form, Gesellschaftsform und 
Lebensform

„Demokratie ist mehr als eine 
Regierungsform; sie ist in erster 
Linie eine Form des Zusammen-
lebens, der gemeinsam und 
miteinander geteilten Erfahrung” 
(Dewey 1916/2000, S. 121). 
Aus-gehend von diesem Demo-
kratieverständnis John Deweys 
prägte Gerhard Himmelmann in 
den vergangenen Jahren den 
mehrdimensionalen Begriff der 
„Demokratie als Regierungsform, 
als Gesellschaftsform und als 
Lebensform” (Himmelmann 
2001). Während Demokratie als 
Regierungs- und Herrschafts-
form vorrangig verfassungs-
staatliche Strukturen, Institutio-
nen und Verfahren fokussiert, 
richtet sich Demokratie im Ver-

ständnis als Gesellschaftsform 
auf Sphären bürgerschaftlicher 
Gesel lschaftsorganisat ion, 
wirtschaftliche Interessen und 
Markdynamiken, Mediendemo-
kratie, Formen sozialen Aus-
gleichs und ähnliche gesell-
schaftliche Prinzipien, deren 
Interaktion auf die gesellschaft-
liche Qualität demokratischer 
Herrschaftsform verweist. De-
mokratie in ihrer Dimension als 
Lebensform fokussiert Demo-
kratie auf einer Mikroebene: 
Hier geht es um die Qualität 
der sozialen Beziehungen der 
Menschen untereinander, um 
Prozesse der friedlichen Kon-
fliktlösung und demokratischen 
Aushandlung zwischen Einzel-
nen verbunden mit Werten wie 
gegenseitigem Respekt und 
Anerkennung, Selbstbestim-
mung und soziale Zugehörigkeit, 
Beteiligung und Verantwortung.

Die Themen und Inhalte für das vierstündige 
Prüfungsfach sind weitgehend positiv aufge-
nommen worden. Einzige Kritik wurde im 
Grunde an der Stoffülle angesichts des Zentral-
abiturs geäußert, da man jetzt vier thematische 
Themenfelder erarbeiten müsse, zuvor seien es 
nur drei gewesen. 
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Betrachtet man die politische
Fachwissenschaft im Zusam-
menhang dieses Demokratie-
verständnisses, so findet sich
vordergründig das Verständnis
von Demokratie als verfas-
sungsstaatl ich organisierte
Regierungsform. Das dabei
voran gestellte Bildungsziel ist
die Vermittlung von Wissen über
Demokratie als Voraussetzung
für eine aufgeklärte Urteils-
bildung mündiger Bürger. Mit
Demokratie als Gesellschafts-
form und als Lebensform ver-
bindet sich demgegenüber so-
wohl eine Erweiterung des
Bildungsziels �Demokratieför-
derung� als auch eine Verän-
derung der Lernumgebungen
zur Demokratiepädagogik:
Neben Kenntnissen über
Demokratie, geht es hier um den
Erwerb von Kompetenzen für
Demokratie und um Prozesse
des Lernens durch Demokratie
in al len drei Lesarten. Das
zugrunde liegende didaktische
Prinzip ist dann eine �gelebte
Demokratie�. Denn sollen Schü-
lerinnen und Schüler ein Demo-
kratiebewusstsein (Himmel-
mann 2007) bzw. einen demo-
kratischen Habitus (Edelstein
2007) im Sinne von demokra-
tischen Einstellungen, Bereit-

Dazu wurde ein Schulentwick-
lungsansatz gewählt, der die
ganze Schule als Lern- und Le-
bensort für Demokratie in den
Blick nimmt. Zwei zentrale
Zielsetzungen lagen diesem zu
Grunde: die Förderung demo-
kratischer Handlungskompe-
tenz als Bildungsziel auf Seiten
der Schülerinnen und Schüler
und die Entwicklung einer demo-
kratischen Schulkultur und
Schulqualität seitens der Insti-
tution Schule. Mit der gleichzeiti-
gen Verfolgung beider Ziele �
der persönlichen Kompetenz-
förderung und der Entwicklung
von Schulqualität � begegnet
das Konzept dem lern- und
entwicklungspsychologischen
Zusammenhang von sozialem
Klima und Kultur für erfolg-
reiches Lernen und Kompetenz-
entwicklung bei Schülerinnen
und Schülern. Der sich damit
verbindende pädagogische
Ansatz wird in Deutschland als
Demokratiepädagogik bezeich-
net. Demokratiepädagogik
beschreibt insofern ein spe-
zifisches Bildungskonzept wie
auch ein Konzept zur demo-
kratischen Qualitätsentwicklung
von Schulen. Mit ihr verbindet
sich ein Repertoire von Lernge-
legenheiten und Kontexten, die

schaften und Verhaltensweisen
ausbilden, erfordert dies die
unmittelbare Erfahrung von De-
mokratie im alltäglichen Zusam-
menleben. Und diese Aufgabe
kann nicht allein durch das Fach
Polit ik und den Unterricht
geleistet werden; sie schließt
vielmehr die gesamte Schule ein.

Das BLK-Programm �Demo-
kratie lernen und leben�

Welches Ansätze zur Förderung
von Demokratie in diesem Sinne
sein können, zeigt das bundes-
weite Modellprogramm �Demo-
kratie lernen und leben�. Das von
der Bund-Länder-Kommission
für Bildungsplanung und For-
schungsförderung (BLK) und
dem Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BmBF)
geförderte Projekt wurde in den
Jahren von 2002 bis 2007 in über
170 Schulen aus 13 Bundeslän-
dern realisiert. Anlass zur För-
derung des Projekts war die ver-
stärkte Beobachtung von Politik-
verdrossenheit, Rechtsex-
tremismus und Gewaltbereit-
schaft unter Jugendlichen, der
das Programm durch die Ent-
wicklung und Erprobung ver-
schiedenster Präventions-
maßnahmen begegnen sollte.

Abbildung 1: �Module� und Ansätze zur Förderung von �Demokratie lernen und leben� in der Schule
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zum Erwerb demokratischer
Kompetenzen und zur Ent-
wicklung demokratischer Schul-
qualität beitragen.

Eine Auswahl von Ansätzen zur
Förderung des Lernens und
Lebens von Demokratie in der
Schule in diesem Sinne zeigt
Abbildung 1.

Demokratische Handlungs-
kompetenz � ein demokratie-
pädagogisches Bildungsziel

Was bedeutet es, wenn
Schülerinnen und Schüler de-
mokratische Handlungskom-
petenz erwerben sollen bzw.
was ist eigentlich demokratische
Handlungskompetenz?
Vor dem Hintergrund des darge-
stel lten Demokratiebegriffs
versteht die Demokratiepäda-
gogik unter demokratischer
Handlungskompetenz das Ver-
mögen, �an demokratischen Ge-
sellschafts- und Lebensformen
teilzuhaben und diese in Ge-
meinschaft mit anderen aktiv zu
gestalten. Sie trägt dazu bei, die
Demokratie als Regierungs-
form durch aufgeklärte Urteilsbil-
dung und Entscheidungsfindung
zu erhalten und weiter zu ent-
wickeln� (Edelstein, Eikel, de
Haan, Himmelmann, S. 6). Es
geht also um eine Befähigung

Abbildung 2: Teilkompetenzen demokratischer Handlungskompetenz

zur Demokratie in allen drei
dargestellten Dimensionen. Da-
mit basiert ein demokratisch
kompetentes Handeln gleichzei-
tig auf einer Reihe an verschiede-
nen Dispositionen, Fähigkeiten
und mentalen Implikationen,
denn demokratisch kompetentes
Handeln umfasst neben spezi-
fischem Wissen über Demokratie
als Grundlage für Orientierung
und Urteil auch die Motivation,
die Werte und Normen, das
aktive Handeln und die Re-
flexionsfähigkeit der Person im
Zusammenhang konkreter Situ-
ationen. In diesem Sinne setzt
sich demokratische Kompetenz
als komplexe, mehrdimensionale
Handlungskompetenz aus
verschiedenen Anteilen zusam-
men (vgl. Abbildung 2).

Demokratische Handlungs-
kompetenz im Zusammenhang
des Fachs Politik

Obwohl die Förderung demokra-
tischer Handlungskompetenz
keineswegs nur in der Verant-
wortung eines einzigen Faches
liegt und liegen kann, spielt der
politische Unterricht weiterhin
eine wichtige Rolle bei der
Demokratieförderung � und zwar
in seinen fachlichen wie auch
seinen überfachlichen und
projektdidaktischen Kontexten.

Betrachtet man die Bildungs-
standards und die Lehrpläne für
das Fach Politik(-Wirtschaft), so
zeichnet sich seine Aufgabe ab:
Es geht im Besonderem um die
Vermittlung spezifischer Kennt-
nisse und Wissensbestände, die
Schülerinnen und Schülern
dabei helfen sollen, sich in der
Demokratie als Staats- und
Gesellschaftsform zu orientieren
sowie politische und wirtschaft-
liche Probleme bearbeiten und
kompetent beurteilen zu können
(vgl. GPJE 2004, Niedersäch-
sisches Kultusministerium
2006). Dieses Wissen, ana-
lytische Denken und Urteilen
beschreibt einerseits eine Basis
für demokratisch kompetentes
Handeln im oben beschriebenen
Sinne; andererseits steht es hier
jedoch weniger stark im
Zentrum. Demokratische Hand-
lungskompetenz als Bildungsziel
rückt vielmehr die Person des
Schülers mit seinen demo-
kratischen Einstellungen und
seinem politischen, gesellschaft-
lichen und sozialen Handeln in
den Fokus.
Damit entspricht dieses Kom-
petenzkonzept dem beschrie-
benen Demokratieverständnis.
Denn Demokratie als Lebens-
form berührt das Demokratie-
bewusstsein, die Entwicklung
eines demokratischen Habitus

 Teilkompetenzen  
demokratischer Handlungskompetenz 

kognitiv  

handlungs- 
systematisch 

motivational  

personal 

reflexiv  

sozial -  
normativ  

Für demokratisches Handeln Orientierungs- und Deutungswissen aufbauen  

Probleme demokratischen Handelns erkennen und beurteilen  

Systematisch handeln und Projekte realisieren 

Öffentlichkeit herstellen  

Sich motivieren, Initiative zeigen und Beteiligungsmöglichkeiten nutzen 

Eigene Interessen, Meinungen und Ziele entwickeln und verteidigen  

Interessen in demokratische Entscheidungsprozesse einbringen  

Eigene Werte, Überzeugungen und Handlungen im größeren Kontext reflektieren 

Die Perspektive Anderer übernehmen 

Mit Diversität und Differenz konstruktiv umgehen und Konflikte fair lösen 

Normen, Vorstellungen und Ziele demokratisch aushandeln und miteinander 
kooperieren 

Empathie, Solidarität und Verantwortung gegenüber Anderen zeigen 
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der Schülerinnen und Schüler;
es wird die Person des Schülers
mit seinen persönlichen und
sozial-normativen Kompetenzen
angesprochen.
Darüber hinaus fußt demo-
kratische Handlungskompetenz
auf einem lern- und handlungs-
theoretisch begründeten Kom-
petenzbegriff (vgl. Eikel 2005).
Es geht um die Befähigung zum
tatsächlichen Handeln1: um
aktives, verantwortungsvolles
und reflektiertes Partizipieren an
der Demokratie als Lebensform,
Gesellschaftsform und Herr-
schaftsform. Denn die Entwick-
lung eines Demokratiebewusst-
seins, eines demokratischen
Habitus�, der ein demokratisches
Handeln motivieren und be-
fähigen kann, verlangt zugleich
nach einer Förderung emotional-
motivationaler Kompetenzan-
teile ebenso wie nach der
Entwicklung konkreter Hand-
lungsfähigkeiten in realistischen
Situationen.
All diese Elemente einer erfolg-
reichen Förderung von Hand-
lungskompetenzen machen ihre
erfolgreiche Förderung nicht nur
von Lehr- und Lernmethoden
abhängig, sondern auch vom
Lernkontext, vom sozialen Klima
und von der Lernkultur insge-
samt.

Betrachtet man vor diesem
Hintergrund die Förderung de-
mokratischer Handlungskom-
petenz als Bildungsziel im
Zusammenhang mit fachspe-
zifischen Kompetenzen, wie sie
in den entsprechenden Bil-
dungsstandards und Lehr-
plänen festgelegt werden, so
muss zunächst festgestellt
werden, dass diese nicht
identisch sind (vgl. Abs 2007).
Sie könnten sogar als konkur-
rierend ausgelegt werden, was

1 Wie bereits aus der Umweltforschung bekannt ist, kann nicht davon ausgegangen werden, dass Wissen über
bestimmte Sachverhalte, Verhaltensweisen und dessen Folgen auch zu entsprechendem Handeln führt (siehe
z.B. Kuckartz 1998 sowie Lehmann 1999). Zu wissen, welches Verhalten in bestimmten Situationen demokratisch
wäre und dieses als demokratisch oder undemokratisch beurteilen zu �können�, bedeutet demnach nicht, dass
man sich auch demokratisch verhält  � Wissen und Handeln in diesem Sinne sind zweierlei: Wissen liefert zwar
eine Grundlage, führt aber nicht unbedingt auch zu demokratischem Handeln.

aber nicht der Fall sein muss,
denn sie schließen auch nicht
einander aus. Ist es ein Ziel des
Fachs Politik einen Beitrag zur
allgemeinen Bildung zu leisten,
so bietet die Demokratiepä-
dagogik � ausgehend von dem
mehrdimensionalem Demokra-
tiebegriff und dem Konzept
demokratischer Handlungs-
kompetenz � ein geeignetes
Referenzkonzept an, in dessen
Zusammenhang sich die allge-
mein bildenden Ziele des Fachs
Politik konkretisieren lassen,
ohne ihren spezifischen Fokus
aufzugeben.

Demokratische Handlungs-
kompetenz fördern: Lernarran-
gements für Schulklasse,
Unterricht, fachübergreifende
Projekte und Schulleben

Wie in Abbildung 1 skizziert, ver-
binden sich mit dem Ansatz der
Demokratiepädagogik eine
Reihe an Ansätzen und Konzep-
ten über verschiedene Ebenen
der Schule hinweg. Prominente
Beispiele sind z.B. der Klas-
senrat, Schülerpatenschaften,
Mentorenmodelle und Media-
tionsansätze ebenso wie Service
Learning oder auch Schüler-
firmen. In Anbindung an diese
und andere Konzepte offeriert die
Demokratiepädagogik konkrete
Praxishilfen zur Gestaltung eines
demokratieförderlichen Unter-
richts und fachübergreifender
Projekte auch für den politischen
Unterricht. Einige Beispiele
dieser �Lernarrangements� (vgl.
Diemer & Berkessel 2007) seien
hier im Zusammenhang des
zugrunde liegenden Demokratie-
verständnisses skizziert, ohne
dabei eine trennscharfe Zuord-
nung zu den Demokratie-
dimensionen vornehmen zu
können oder zu wollen:

Demokratie als Lebensform

Lernarrangements zur Förde-
rung von Demokratie als Le-
bensform in der Schule sind
neben dem Klassenrat zum Bei-
spiel auch Betzavta-Übungen,
die kooperative Entwicklung von
Werten demokratischen Zusam-
menlebens, Diskussion mora-
lischer Dilemmageschichten u.a.
Der in diesem Zusammenhang
wohl umfassendste und grundle-
gendste demokratie-pädago-
gische Ansatz ist der Klassenrat.
Der Klassenrat beschreibt eine
eher basisdemokratische Betei-
ligungsform, die repräsentative
und projektorientierte Formen
ideal ergänzt, nicht zuletzt weil
hier alle Schülerinnen und Schü-
ler aktiv eingebunden sind. Im
Mittelpunkt des Klassenrats
stehen die eigenverantwortliche
Organisation des Zusammen-
lebens in der Klasse und die
gemeinsame Bearbeitung von
Themen, Problemen, und Auf-
gaben der Klasse durch die
Klasse selbst. Die Schüler
nehmen ihr Zusammenleben als
Klassengemeinschaft selbst in
die Hand, handeln Regeln aus,
treffen Vereinbarungen, be-
sprechen Konflikte und überneh-
men unterschiedlichste Aufga-
ben zur Gestaltung des Lebens
und Lernens in der Klasse.

Abschlussbericht zur Evalu-
ation des BLK-Programms
�Demokratie lernen und leben�

Unter der Federführung von Prof.
Dr. Eckhard Klieme (Deutsche
Institut für Internationale Pädago-
gische Forschung) wurde nun
der �Abschlussbericht zur Eva-
luation des BLK-Programms De-
mokratie lernen und leben� vor-
gelegt. Im Zentrum steht der Be-
richt zur Abschlussbefragung an
den Schulen des Programms.
http://www.blk-demokratie.de/

http://www.blk-demokratie.de/
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Demokratie als Gesellschafts-
form

Zur Förderung von Demokratie
als Gesellschaftsform eignen
sich Konzepte wie Service-
Learning, Community Service,
schulische Konfliktlotsen- und
Mediationskonzepte ebenso wie
die Einrichtung von Schüler-
firmen.
Einen auch für den projekt-
orientierten Politikunterricht be-
sonders interessanten Ansatz
beschreibt das Service Lear-
ning. Beim Service Learning
geht es um problemorientiertes,
situiertes Lernen von Inhalten
ebenso wie um die Ermög-
lichung und Förderung von ak-
tiver Verantwortungsübernah-
me für gemeinnützige Aufga-
ben. Dabei ist Service Learning
an curriculare Bildungsziele und
Themen gebunden und beteiligt
durch seine Anbindung an den
Unterricht ganze Schulklassen
oder übergreifende AGs an der
aktiven Bearbeitung von realen
kommunalen Problemen

Demokratie als Regierungsform

Die Förderung von Demokratie
als Regierungsform lässt sich
durch Ansätze wie Schülerver-
tretungen und die Einrichtung
von Parlamenten und Räten be-
schreiben. Als demokratiepä-
dagogische Lernarrangements
wird unter verschiedenem an-
derem eine �Debatte im Stadtrat�
oder ein �Planspiel Kommunal-
politik� angeboten.

Demokratische Schulqualität
� institutionelles Entwick-
lungsziel und Verfahren

Demokratie zu lernen und zu
leben und dabei demokratische
Handlungskompetenz entwi-
ckeln zu können beschreibt ein
Bildungsziel, das, wie oben dar-
gestellt, nicht unabhängig von
kontextuellen Bedingungen wie

Klimafaktoren und der Kultur des
Lernens und Zusammenlebens
in der Schule gedacht werden
kann1. Demokratiepädagogik
betrachtet daher die Förderung
des Demokratie Lernens im Zu-
sammenhang mit der Entwick-
lung einer demokratischen
Qualität der Schule als Ganzes.

Demokratische Schulqualität

Demokratische Schulqualität
richtet sich neben demokratie-
pädagogisch relevanten Ergeb-
nissen � also die Förderung
demokratischer Handlungs-
kompetenz und die Zufriedenheit
mit der Schule insgesamt � auch
auf demokratische Strukturen
und demokratieförderliche Pro-
zesse und Verfahren in der
Schule. Solche demokratisch-
partizipativen Strukturen be-
zeichnen zum Beispiel basisde-
mokratische und repräsentative
Einrichtungen der Schule zur
demokratischen Mitsprache,
aktiven Mitgestaltung und po-
litischen Mitbestimmung von
Schülern, Lehrern und Eltern
(wie Klassenrat, Foren, Schü-
lervertretung, Elternrat, Schul-
parlament, paritätisch besetzte
Steuergruppen etc.). Demokra-
tieförderliche Prozesse in der
Schule fokussieren demge-
genüber die Qualität der schul-
ischen Entwicklungsverfahren
ebenso wie die des sozialen
Umgangs miteinander: Hier geht
es um demokratie-pädagogische
Lehr- und Lernprozesse und
demokratische Schulentwick-
lungsverfahren ebenso wie um
gegenseitigen Respekt und
Anerkennung ausdrückende
Kommunikations- und Koopera-
tionsformen in Unterricht und
Schule.
Im Zusammenhang des �Quali-
tätsrahmens Demokratiepäda-
gogik� (De Haan, Edelstein, Eikel
2007) wird eine demokratische
Schulqualität innerhalb von acht
Qualitätsbereichen definiert:

1 Inzwischen weisen verschiedene Studien auf den Einfluss des Schul- und Lernklimas auf das Lernen wie auch
auf die Motivation von Schülerinnen, Schülern und Lehrpersonen hin. Eine demokratisch-partizipative Lern- und
Schulkultur berücksichtigt dabei wichtige Faktoren eines förderlichen Klimas und verspricht dabei eine bedeutsame
Rolle für die Zufriedenheit von Lehrpersonal, Schülerinnen und Schülern und den Erfolg von Schule insgesamt zu
spielen.

· Kompetenzen
· Lerngruppe & Schulklasse
· Unterricht
· Schulkultur
· Schulöffnung
· Personalentwicklung
· Schulmanagement
· Schulprogramm & Ent-

wicklung

So beschreibt das Qualitätsfeld
�Schulkultur� beispielsweise das
Ziel, die Kultur der Schule durch
demokratische Werte und
Kommunikationsformen zu prä-
gen und ihren Beteiligten viel-
fältige Möglichkeiten zur Mit-
sprache, Mitgestaltung und
Mitbestimmung an für sie be-
deutsamen Fragen und Themen
zu bieten. Was dies im Einzelnen
bedeuten kann, wird durch
entsprechende Kriterien konkre-
tisiert (vgl. Abbildung 3). Mit Blick
auf alle acht Qualitätsfelder wird
auf diese Weise ein spezifischer
Kriterienkatalog offeriert, der
Schulen eine Orientierungshilfe
zur Leitbild- und Schulpro-
grammentwicklung ebenso wie
zur internen Evaluation von
demokratischer Schulqualität
anbietet. Damit dieser Katalog
zur Selbstbewertung der
eigenen Schulqualität dienen
kann, sind darüber hinaus in
jedem der Qualitätsbereiche
mögliche Nachweise zur Quali-
tätsüberprüfung ergänzt. Dar-
über hinaus werden exemp-
larisch Lernarrangements, Me-
thoden und Maßnahmen an-
geführt, welche zur Entwicklung
und Verbesserung der Qualität
in dem jeweiligen Bereich dienen
können.

Das DemokratieAudit - ein
demokratiepädagogisches
Selbstbewertungsinstrument

Allgemein werden in Audits mit-
hilfe eines spezifischen Krite-
rienkatalogs auf systematische
Weise Entwicklungsfortschritte
in der Unterrichts-, Personal-
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und Organisationsentwicklung
der Schule begutachtet. Sie
beschreiben kommunika-
tionsbasierte Verfahren intern
gesteuerter Schulqualitäts-
entwicklung, die gleichzeitig �
auf der Basis von Freiwilligkeit
� zur externen Begutachtung
und Zertifizierung von Schulen
genutzt werden können.
Das so genannte Demokratie
Audit verknüpft die Methode der
Selbstbewertung mit dem
angesprochenen Kriterien-
katalog. Dieser ermöglicht es,
eine Selbstbewertung der
eigenen Schulqualität mit Hilfe
einer Bewertungsskala unter
demokrat iepädagogischen
Kriterien durchzuführen. Wichtig
ist, dass diese Selbstbewertung
der eigenen Schulqualität und
die Begutachtung des Ent-
wicklungsfortschritts in Anbe-
tracht selbst gesetzter Schwer-
punkte stattfinden und durch
Vertreter aller Betei l igten-
gruppen der Schule (Schullei-
tung, Lehrer, Schüler, Eltern)
gemeinsam vorgenommen wird.

Insofern ist das Audit auch in
seinem Umsetzungsprozess
durch demokratische Partizipa-
tion gekennzeichnet.
Da sich der Kriterienkatalog an
die Orientierungsrahmen der
Bundesländer zur Qualität �guter
Schulen� in einigen Teilen direkt,
in anderen Teilen sinngemäß
anlehnt, dabei aber nicht deren
Umfang und Komplexität
aufweist, bietet das Demokratie
Audit gleichzeitig ein verhältnis-
mäßig niedrigschwelliges Instru-
ment zum Einstieg in die
innerschulische Evaluation.
Damit bietet es anwendenden
Schulen nicht nur eine Orien-
tierungshilfe bei der Profilbildung,
sondern ermöglicht zugleich eine
Vorbereitung auf und Qualitäts-
verbesserung von Aspekten der
externen Evaluationen in ihrem
Bundesland.
Betrachtet man das hier skiz-
zierte Konzept der Demokratie-
pädagogik nun im Zusammen-
hang der politischen Bildung in
der Schule, so lassen sich so-
wohl Schnittstellen als auch

Chancen für eine demokratie-
förderliche Bildung in der Schule
erkennen.
Vor dem Hintergrund des dar-
gestellten Demokratiebegriffs
zielt die Demokratiepädagogik
auf den Erwerb demokratischer
Handlungskompetenz von Schü-
lerinnen und Schülern � ein
Bildungsziel, das einerseits de-
mokratiebezogenes Orientie-
rungswissen und Urteilsvermö-
gen beinhaltet, wie es im poli-
tischen Unterricht vermittelbar
ist, das zum anderen aber auch
die Förderung eines Demokra-
tiebewusstseins, eines demo-
kratischen Habitus bei Schü-
lerinnen und Schülern in den
Vordergrund stellt. Gegenüber
fachspezifischen Kompetenz-
zielen umfasst demokratisch
kompetentes Handeln in diesem
Sinne somit stets auch
personale und sozial-normative
Aspekte; es geht um die För-
derung von politischer, zivilge-
sellschaftlicher und sozialer
Partizipation auf der Basis von
demokratischen Werten und
Einstellungen.

Besonders da es ein Anliegen
von politischer Bildung in der
Schule ist, einen Beitrag zu
leisten zur Prävention sowohl
gegen Rechtsextremismus und
Menschenfeindlichkeit als auch
gegen eine vermeintliche Poli-
tikverdrossenheit, scheint diese
Ausrichtung bedeutsam. Denn
wie bereits aus der Umwelt-
forschung bekannt, führt Wissen
und Urteilvermögen nicht
automatisch auch zu einem
entsprechenden Handeln:
Wissen über Demokratie
garantiert demnach nicht
unbedingt auch demokratisches
Handeln. Gleichzeitig gibt (nicht
nur) die Entwicklungs- und
Motivationspsychologie Hin-
weise auf die evidente Be-
deutung der persönlichen Werte,
Einstellungen und Leitbilder in
diesem Zusammenhang ebenso
wie auf den Einfluss des sozialen
Klimas und der umgebenden
Kultur für die Entwicklung dieser
als Grundlagen demokratischer

Abbildung 3: Mögliche Leitsätze eines Schulprogrammes von �Demokratie-Schulen�

Die Schülerinnen und Schüler unserer Schule verfügen über demokratische Urteils- und
Handlungskompetenz, die sie dazu befähigt an demokratischen Gesellschafts- und Lebens-
formen aktiv und verantwortungsvoll teilzuhaben und diese in Gemeinschaft mit anderen
zu gestalten.

In unseren Schulklassen werden demokratische Regeln und Normen des Umgangs
miteinander gelebt und die Schülerinnen und Schüler übernehmen aktiv Verantwortung in
und für die Klassengemeinschaft.

Der Unterricht an unserer Schule ist gekennzeichnet durch verständnisorientierte Lehr-
und Lernformen und bietet den Schülerinnen und Schülern durch vielfache Gelegenheit
zur Mitsprache, Mitbestimmung und Mitgestaltung an relevanten Unterrichtsfragen die
Möglichkeit zur Entwickllung von Selbstwirksamkeitsüberzeugungen.

Unsere Schulkultur ist durch demokratische Werte und Kommunikationsformen geprägt
und bietet ihren Beteiligten umfassende Möglichkeiten zur Mitsprache, Mitgestaltung und
Mitbestimmung an für sie bedeutsamen Fragen und Themen.

Unsere Schule pflegt Kooperationen zu verschiedenen externen Partnern, um gemeinsam
demokratiebezogene Ziele in Schule, Kommune und Gesellschaft zu realisieren.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unserer Schule sind befähigt und motiviert dazu, im
Sinne demokratiebezogener Ziele zusammenzuarbeiten und ihr Handeln zu professio-
nalisieren.

Unser Schulmanagement initiiert und fördert eine demokratiebezogene Schulprogramment-
wicklung und motiviert die Mitglieder der Schulgemeinschaft zur aktiven Beteiligung.

Unsere Schule verfügt über ein Schulprogramm, das demokratiepädagogische Ziele,
Maßnahmen und Strukturen beinhaltet und als partizipatorische Planungs- und Ent-
wicklungsinstrument  dient.
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Handlungs- bzw. Partizipations-
kompetenz.
An diese Zusammenhänge an-
knüpfend rückt die Demokratie-
pädagogik einerseits die Person
mit ihren demokratischen
Werten, Einstel lungen und
Handlungen stärker in den
Fokus von Bildung und Kom-
petenzentwicklung und nimmt
gleichzeitig die Entwicklung
einer demokratischen Kultur des
Zusammenlernens und -lebens
über alle Ebenen der Schule
hinweg in den Blick.

Einer demokratisch-politischen
Bildung in der Schule bietet die
Demokratiepädagogik nicht nur

ein Repertoire an Arrangements
zur demokratischen Gestaltung
von Unterricht und Projekten an.
Sie offeriert zugleich einen
Referenzrahmen zur Einbettung
der fachgebundenen Ziele in ein
allgemeines Bildungskonzept,
mit dem sich ein über die
zeitliche Beschränkung des poli-
tischen Unterrichts hinausrei-
chender Raum zur demokra-
tisch-politischen Bildung er-
öffnet: Die gesamte Schule als
Lern- und Lebensraum für De-
mokratie.
Dabei liegt die Verantwortung zur
Demokratieförderung nicht allein
beim Fach Politik-Wirtschaft, sie
beschreibt vielmehr eine Auf-
gabe der ganzen Schule: des

fachlichen Unterrichts und fach-
übergreifender Projekte ebenso
wie der Gestaltung des Schul-
lebens und der Entwicklung
einer demokratieförderlichen
Schulqualität insgesamt.

Abbildung 4:  Qualitätsbereich 4 �Schulkultur� (vgl. Eikel  & Wenzel  2007)
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Kriterien  Mögliche Nachweise Lernarrangements,  
Methoden, Maßnahmen 

Der Umgang miteinander ist über alle Ebenen 
hinweg respektvoll und wertschätzend. 
Unterricht, Projekte und Schulleben bieten den 
Schülerinnen und Schüler verschiedene 
Gelegenheiten die Heterogenität und Vielfalt von 
(ethnischen) Lebensformen und Überzeugungen 
kennen und wertschätzen zu lernen. 
Personen und Gruppen, die besondere 
Unterstützung oder Rücksicht benötigen, sind in 
selbstverständlicher Weise in das Schulleben 
eingebunden. 
Die Schule verfügt über verankerte Verfahren zur 
Konfliktbearbeitung bzw. zur Mediation, die von 
allen Schülern und Lehrern als Teil der Schulkultur 
wahrgenommen werden. 
Die Mitsprache von Schülerinnen und Schülern, 
Lehrerpersonen und Eltern bei allen Themen und 
Fragen, die ihre Belange betreffen, wird durch 
institutionalisierte Beteiligungsstrukturen 
unterstützt und wahrgenommen. 
Externe Partner von Schulen werden dort, wo 
schulgesetzliche Regelungen dies ermöglichen, in 
die Gremienarbeit einbezogen. 
Die Schule verfügt über eine aktive SV, deren 
Arbeit von allen Beteiligtengruppen der Schule 
ernst genommen unterstützt und somit wirksam 
wird. 
Schülerprojekte, aktives Engagement und 
Initiativen werden weit reichend � auch über die 
Aktivitäten der SV hinaus � angeregt, gefördert 
und unterstützt. 
Basisdemokratische und repräsentative 
Beteiligungsstrukturen werden über alle Ebenen 
(Klassen, Stufen, Schulleben, Schulorganisation) 
und Beteiligtengruppen (mind. Lehrer, Schüler, 
Eltern) hinweg miteinander verknüpft. 

Fragebogenauswertung
en zu sozialem Klima 
und Schulkultur  
Einrichtung von 
Schülerpatenschaften 
Existenz eines 
Betreuungslehrers/ 
Erziehers für 
Schülermediatoren; 
Streitschlichterraum u.a 
Mediatorenausbildungen 
unter Lehrern und 
Schülern 
Verankerung 
unterschiedlicher 
Partizipationsansätze 
(basisdemokratische, 
repräsentative, 
projektorientierte) in den 
Ziel- und Maßnahme-
planungen des 
Schulprogramms 
Dokumentationen und 
Projektergebnisse von 
Schülerinitiativen sind in 
der Schule sichtbar 
Protokolle zu 
Klassenratsstunden 
� 

Konfliktbearbeitung, 
Deeskalationstrainings, 
Mediation 
Interkulturelle Tranings 
Basisdemokratische 
Foren, Konferenzen u. a. 
von Schülern, Lehrern 
und Eltern 
Projekte, Initiativen etc. 
von Schülern und Eltern 
Zivilcouragetraining 
Repräsentative Gremien 
realer Mitbestimmung 
von Schülern, Lehrern 
und Eltern 
� 
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Berufsorientierung in der Hauptschule
- Neue Ansätze und Erfahrungen
Karsten Danehl 

1.	 Welche neuen Ansätze gibt 
es?

Nachdem in Niedersachsen die 
in den siebziger Jahren mit sehr 
viel Engagement und Enthu-
siasmus aus der Taufe geho-
bene Arbeitslehre als Bestandteil 
des Fachbere ichs Arbei t /
Wirtschaft-Technik mehr oder 
weniger klanglos in der Versen-
kung verschwunden  und eine 
zunehmende Ökonomisierung  
des Faches Arbeit/Wirtschaft  
bis hin zur Umbenennung in das 
Fach Wirtschaft  erfolgt ist, sollen 
die berufsorientierenden Unter-
richtsinhalte eine curriculare 
Neuorientierung erfahren. 

Der Erlass Die Arbeit an der 
Hauptschule vom Februar 2004

gibt dabei die Marschrichtung vor. 
Die für die berufliche Orientierung 
der Schüler/innen besonders 
relevanten  Eckpfeiler lauten:
-	 Die Lehr- und Lernmethoden 

an der Hauptschule werden an 
lebensnahen Sachverhalten 
und den Anforderungen einer 
Berufstätigkeit ausgerichtet.

-	 Die Schülerinnen und Schüler 
werden befähigt, eine be-
gründete Berufswahlent-
scheidung zu treffen. Dazu 
müssen sie sich ihrer per-
sönlichen Fähigkeiten zuneh-
mend bewusst werden und 
ihr Leistungsvermögen realis-
tisch einschätzen können.

-  	Die Schule arbeitet u.a. eng 
mit den berufsbildenden Schu-
len und den Betrieben der 
Region zusammen.

-	 In den Schuljahrgängen 8 und 
9 stehen für berufsorientie-
rende Maßnahmen mindes-
tens 60 und höchstens 80 
Tage zur Verfügung.1 

Die drei von mir hervorgehobe-

	

1 Siehe Die Arbeit an der Hauptschule, Erlass des MK vom 3.2.2004 – 301.5 – 81022/3 - VORIS 224 10

nen angestrebten Teilkompe-
tenzen würde ich dabei fol-
gendermaßen ref lekt ieren, 
erweitern und konkretisieren:

Das Treffen einer „begründeten 
Berufswahlentscheidung” setzt 
die intensive Erarbeitung der 
individuellen Stärken, Interessen 
und Fähigkeiten voraus.

Die „zunehmende” Bewusst-
werdung hebt den prozessua-
len Charakter der Entscheidung 
für einen Startberuf hervor.
„Realistisch einschätzen” heißt 
u.a.: vor dem Hintergrund des zu 
erwartenden Schulabschlusses 
und der regionalen Bedin-
gungen - wobei zu berück-
sichtigen ist, dass nach der Auf-
lösung der Orientierungsstufe 
die Hauptschule zu einem Sam-
melbecken für Jugendliche mit 
einem besonderen Förderbe-darf  
geworden ist - zu ent-scheiden. 
Mehrheitlich lassen sich die 
Entscheidungen den folgenden 
Indikatoren zuordnen:
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- unzureichende schulische
Voraussetzungen und

- soziale, ethnische oder ge-
schlechtsspezifische Benach-
teiligung.

Hinzu kommen im struktur-
schwachen Flächenland Nieder-
sachsen meist ungünstige re-
gionale Bedingungen.

Der Erlass �Berufsorientierung
an allgemein bildenden Schu-
len� vom August 2004 präzi-
sierte die  Vorgaben:

�In der Hauptschule bilden die
folgenden Maßnahmen ein-
schließlich ihrer Vor- und Nach-
bereitung den Schwerpunkt der
Berufsorientierung: Betriebs-
oder Praxistage, Schülerbe-
triebspraktika, Betriebser-
kundungen, praxisorientierte
Lernphasen innerhalb des
Fachunterrichts und andere
Lernangebote, die der Siche-
rung der Ausbildungsfähigkeit
dienen.�

In der Mehrzahl waren die ge-
nannten Maßnahmen vorher
dem Fach Arbeit/Wirtschaft zu-
geordnet gewesen.

Im Mai 2005 folgte dann,  immer
noch gültig,  die �Vorläufige
Handreichung Betriebs- oder
Praxistage an Hauptschulen�,
die sich inhaltlich wie folgt stich-
wortartig zusammenfassen
lässt.:

- Berufsorientierung als we-
sentlicher Baustein der Arbeit
in der Hauptschule

- Veränderung der Arbeits-
schwerpunkte zugunsten des
praktischen Lernens

- Ermöglichung vielfältiger Ein-
blicke in das Berufsleben

- Förderung der Kompetenz-
bereiche, die zum Übergang
in den Beruf  befähigen.

Eingebunden und beteiligt wer-

den dabei:

- alle Lehrkräfte des Kollegiums,
- alle Fächer,
- Sozialpädagogen,
- BBS-Kollegen,
- kommunale Jugendhilfe,
- Berufsberatung, BIZ,
- externe Fachleute,
- Erziehungsberechtigte,
- Betriebe der Region und
- andere am Berufswahlprozess

beteiligte Bildungsträger.

Die Organisation und Koordina-
tion der einzelnen Maßnahmen
erfolgt in der Region durch

- Fachberater für Berufsorientie-
rung,

- Arbeitskreis Schule/Wirtschaft,
- alle allgemein bildenden Schu-

len Sek.I,
- BBSen,
- Betriebe und Wirtschaftsver-

bände und
- externe Fachleute,

in der Schule durch

- flexible Unterrichtsorgani-
sation,

- Einplanung von Fachunter-
richt,

- mindestens fünf Unterrichts-
stunden an einem Tag der
Woche,

- Lehrerbetriebspraktika und
Fortbildungen sowie

- Fachlehrer-, Klassenlehrer-
oder Ganztagsmodell.

Die Betriebs- oder Praxistage
werden Teil des Schulkonzepts,
das bedeutet, alle berufsorientie-
renden Maßnahmen müssen:

-  in das Gesamtkonzept der
Schule integriert,

- regelmäßig überprüft,
- durch Anpassung an die regio-

nalen Gegebenheiten ständig
verändert und

- regelmäßig dokumentiert

werden.

2. Erfahrungen aus der Praxis

Noch ist längst nicht al len
Fachkonferenzen an nieder-
sächsischen Hauptschulen be-
wusst, dass Berufsorientierung
nun nicht mehr allein im A/W-
Unterricht stattfinden, sondern
zentraler Inhalt (bzw. �we-
sentlicher Baustein� 2 oder
�Kernaufgabe�3) aller an der
Hauptschule unterrichteten
Fächer sein soll. So stellt sich
auch bei der genauen Durch-
sicht der aktuellen Kerncurricula
für die Fächer Deutsch, Eng-
lisch, Mathematik, Sport und
Naturwissenschaften (andere
existieren für die Hauptschule
noch nicht) heraus, dass berufs-
orientierende oder  berufsbe-
zogene Aspekte der jeweiligen
Fächer, wenn überhaupt, dann
nur nachrangig vorgesehen
sind.  In allen genannten Kern-
curricula findet sich allerdings im
Abschnitt �Aufgaben der Fach-
konferenz� (zwar stets als 10.
oder 11. von 15 oder 16
Punkten) der Satz �Die Fach-
konferenz � wirkt mit an Kon-
zepten zur Unterstützung von
Schülerinnen und Schülern
beim Übergang in weiterfüh-
rende oder berufsbezogene
Bildungsgänge.�4 Außerdem
lassen sich die folgenden für
Berufsorientierung relevanten
Passagen finden:

Kerncurriculum Deutsch
(2006, 54 Seiten)

�Bildungsbeitrag des Faches
Deutsch: �Aufbauend auf den
in der Grundschule erworbenen
Kompetenzen bereitet der
Unterricht im Sekundarbereich I
die Schülerinnen und Schüler
auf die Anforderungen des
weiteren schulischen oder
berufsbezogenen Bildungs-
weges  vor�5 � � In der
Hauptschule vermittelt der
Deutschunterricht eine grund-

2 Vorläufige Handreichung Betriebs- oder Praxistage an Hauptschulen, Mai 2005, S.3
3 ebenda S.5
4 Kerncurricula: Deutsch (S. 49), Mathematik (S.38), Englisch (S.29), Naturwissenschaften (S.92), Sport (S.34)
5 KeCu Deutsch, 2006, S.7
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legende Allgemeinbildung, die
eine gründliche Vorbereitung
auf eine berufsbezogene Bil-
dung einschließt.�6

Sprechen und Zuhören � zusätz-
lich im Jahrgang 7 und 8: Erwar-
tete Kompetenzen: Sie infor-
mieren sich über Arbeitsvor-
gänge und Arbeitsergebnis-
se.7�im Jahrgang 9: �führen
offizielle Gespräche unter
Verwendung der Standard-
sprache. � Fertigkeiten/
Kenntnisse:   � Vorstellungs-
gespräche führen�8 �Schrei-
ben zusätzlich im Jahrgang 7
und 8 : Fertigkeiten/Kennt-nisse:
� Lebenslauf, Bewerbungs-
anschreiben� 9

Kerncurriculum Englisch
(2006, 40 Seiten)

�Interkulturelle Kompetenzen:
�Die Kenntnisse und Fertig-
keiten beziehen sich insbeson-
dere auf   Charakteristika der ei-
genen und der fremdsprach-
lichen Gesellschaft und Kultur
aus folgenden Bereichen:

- persönliche Lebensgestal-
tung,

- Ausbildung/Schule,
- Teilhabe am gesellschaftli-

chen Leben und
- Berufsorientierung�10�

Hörverstehen: � kann unkom-
plizierte Sachverhalte über ge-
wöhnliche Alltags- oder berufs-
bezogene Themen verstehen
��11

�Leseverstehen: � kann kurze,
einfache Texte zu vertrauten
Themen verstehen, in denen
gängige alltags- oder berufs-
bezogene Sprache verwendet
wird.�12

Kerncurriculum Mathematik
(2006, 38 Seiten)

�Bildungsauftrag des Faches: �
- Befähigung zur praktischen
Lebensbewältigung:�Die Schü-
lerinnen und Schüler erfahren
Mathematik als nützliches
Werkzeug mit vielfält igen
Anwendungen im beruflichen
und privaten Bereich.�13

Kerncurriculum Naturwissen-
schaften (2007, 98 Seiten)

�Arbeitsgemeinschaften: � ver-
mitteln Alltagskompetenzen und
dienen je nach gewähltem
Schwerpunkt auch der Berufs-
orientierung.�14

�Bildungsbeitrag : � Darüber-
hinaus bietet naturwissen-
schaftliche Grundbildung eine
Orientierung für  naturwis-
senschaftlich-technische Be-
rufsfelder, schafft Grundlagen
für anschlussfähiges berufs-
bezogenes Lernen und eröff-
net somit Perspektiven für die
spätere Berufswahl.�15

Kerncurriculum Sport (2007,
36 Seiten)16

Außer der genannten Floskel zur
Aufgabe der Fachkonferenz,
welche sich an untergeordneter
Stelle in allen Kerncurricula
finden lässt, gibt es keine Aus-
sage zu berufsorientierenden
Maßnahmen. Das ist alles, was
ich auf insgesamt 266 Seiten in
den fünf vorliegenden Kerncur-
ricula zum Thema Berufsorien-
tierung finden konnte. Wenn man
in Betracht zieht, dass die
�Vorläufige Handreichung  Be-
triebs- oder Praxistage an
Hauptschulen�  im Mai 2005, also
mindestens ein bis zwei Jahre
vor den Kerncurricula erschienen
ist, drängt sich wieder einmal der
Eindruck auf, dass im Kultus-
ministerium die linke nichts von
der Tätigkeit der rechten Hand
weiß. Dementsprechend ist auch

in den Kollegien der nieder-
sächsischen Hauptschulen nicht
zu erwarten, dass die einzelnen
Fachkonferenzen sich wesent-
lich mehr als bisher mit dem
Thema Berufsorientierung aus-
einandersetzen.

Motor und Koordinator der be-
rufsorientierenden Maßnahmen
in der Schule ist nach wie vor der
Fachkonferenzleiter A/W-T, der
damit einer immens gesteigerten
Arbeitsbelastung ausgesetzt
wird:

- Teilnahme an den regelmäßig
stattfindenden Dienstbespre-
chungen und Arbeitskreisen,

- Betriebs- oder Praxistage der
Fachkonferenzleitungen A/W-
T im Landkreis unter Vorsitz
des/der Fachberater(s)/in für
Berufsorientierung im Land-
kreis,

- regelmäßiger Kontakt  mit
dem Arbeitskreis Schule/Wirt-
schaft, den Wirtschaftsver-
bänden, Gewerbevereinen
und Betrieben der Region und
den BBSen,

- jährliche Planung der Vertei-
lung der einzelnen Maßnah-
men der Betriebs- oder
Praxistage (60 bis 80 Tage in
den Jahrgängen 8 und 9),

- Bestellung und Verteilung von
Unterrichtsmaterialien,

- Organisation von Praktika,
Elterninformationsveranstal-
tungen, Berufsberatung etc.,

- Vorbereitung von Erkun-
dungen der BBSen durch
12er-Gruppen von Schüler/
innen,

- Überzeugungsarbeit bei den
Fachkollegen leisten (sinn-
volle Verzahnung von Unter-
richtsinhalten der einzelnen
Fächer auf die Berufsorien-
tierung bezogen,  Verstärkung
fachübergreifender berufs-
orientierender Anteile in den

6 ebenda, S.8
7 ebenda, S.15
8 ebenda, S.16
 9 ebenda, S.25
10 KeCu Englisch, 2006, S.23
11 ebenda, S.33

12 ebenda, S.34
13 KeCu Mathematik, 2006, S. 7
14 KeCu Naturwissenschaften, 2007, S.89
15 ebenda, S.7
16 KeCu Sport, 2007, S.34
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	 einzelnen Fächern, Anlei-
tung der Kollegen zu Be-
triebserkundungen, BIZ und 
BBS-Besuchen etc.)

-	  … etc., etc., etc, die Liste 
ließe sich noch in vielfältiger 
Weise fortsetzen.

Durch meine Arbeit als Fach-
konferenzleiter A/W-T an der 
Hauptschule Meinersen und als 
Fachseminarleiter für das Fach 
Wirtschaft am Studienseminar 
Braunschweig und meiner regel-
mäßigen Teilnahme am Arbeits-
kreis Nachhaltige Schülerfir-
men erhalte ich Einblick in die 
Umsetzung der Betriebs- oder 
Praxistage an Hauptschulen der 
Region Südost-Niedersachsen 
und kann sagen, dass trotz aller 
zuvor genannten Hemmnisse 
und Unstimmigkeiten viele wirk-
same Maßnahmen getroffen 

	 orientierenden Maßnahmen 
im individuellen Berufswahl-
pass der Schüler/innen und

-	 Einbindung der vorhandenen 
Sozialpädagogen etc. Die 
Kollegien sind auf dem rich-
tigen, aber noch recht langen 
und mühsamen Weg zu einer 
festen Verzahnung berufs-
orientierender Inhalte, um 
den einzelnen Schüler/innen 
die für eine individuell be-
gründete Berufswahl nötigen 
Kompetenzen zu verleihen 
und „ … den erfolgreichen 
Übergang … in die Berufswelt 
… sicherzustellen.”17

werden, um den Anteil der Be-ruf-
sorientierung an Haupt-schulen 
zu stärken:

-	 Unterricht und Hospitation an 
BBSen, 

-	 zusätzlich zum Schülerbe-
triebspraktikum im 9. Jahrgang  
Praktika im 8. Jahrgang,

-	 Intensivkurse und Kompakt-
seminare zum Bewerbertrai-
ning,

-	 Berufeparcours, Lehrstellen-
börsen, berufsorientierende 
Projekte, 

-	 Betriebserkundungen,
-	 Infotage Handwerk,
-	 Einbindung externer Fach-

leute,
-	 berufsorientierende Eltern-

arbeit,
-	 Besuch von Berufsmessen,
-	 Gründung von Schülerfirmen,
-	 Dokumentation der berufs- 

„Jugend gründet” – Erfahrungen mit dem 
Online-Planspiel-Wettbewerb
Ludger Hillmann

Worum geht es in dem Spiel?

Das Planspiel simuliert die 
Gründung und das Managen 
eines Unternehmens, wobei die 
Oberfläche durch eine Kombi-
nation aus Ideen-Wettbewerb, 
Internet-Planspiel mit Lernum-
gebung und Expertensystem 
gekennzeichnet ist. Die Kom-
ponenten des Wettbewerbs 
finden sich in einer Comicserie 

integriert. In dem Spiel sollen 
Schülerinnen und Schüler, die 
sich mit bis zu sechs Personen zu 
einer Gruppe zusammen-finden, 
auf spielerische Weise an die 
Existenzgründung und Unter-
nehmensführung herangeführt 
werden. Es ist das erklärte Ziel 
des Wettbewerbs, Jugendliche für 
die Themen Existenzgrün-dung 
und High-Tech zu sensibilisieren, 
wirtschaftliche  

Zusammenhänge zu vermitteln 
und Wissenschaftlichkeit mit 
Wirtschaftlichkeit zu verbinden. 
Mi t  d iesen Aufgaben und 
Anforderungen umzugehen 
lernen die Schüler und Schüler-
innen bei der Erstellung eines 
Businessplans in der ersten 
Spielphase und mit dessen vir-
tuellem Umgehen in der zweiten 
Phase des Spiels, der Plan-
spielphase. Schließlich gilt es, 

17  Vorläufige Handreichung Betriebs - oder 
Praxistage, 2005, S.5
Alle Quellen: Niedersächsisches Kultusminis-
terium, Hannover 
Alle optischen Hervorhebungen durch den 
Autor
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sich auf einer �Investorenmesse�
vor einer ausgesuchten Jury aus
Wirtschaft, Presse und dem Bil-
dungsbereich zu beweisen. Die
Spieler erstellen zunächst einen
Businessplan, der auf die Ver-
marktung eines zu entwickeln-
den High-Tech-Produktes be-
ruht. Damit eine Geschäftsidee
gute Erfolgschancen hat, sollte
es ein bestimmtes Problem lö-
sen und einer klar zu definie-
renden Zielgruppe zugute kom-
men. Das Produkt kann ein
GPS-Rasenmäher sein oder
eine superinnovative Klingelton-
Software. Fertigungstechniken,
Marktpotenzial und das Unter-
nehmensziel sind dabei festzu-
legen.Von einem guten Busi-
nessplan wird erwartet, das er
Antworten gibt auf die folgenden
Fragen:

- Was ist das besondere, das
Neue an der Idee?

- Welcher Nutzen entsteht für
die Käuferinnen und Käufer?

- Wie soll das Marketing gestal-
tet werden?

- Wie viel Kapital wird benötigt
(Eigen- und Fremdkapital)?

- Welche Wettbewerber exis-
tieren, und welches Angebot
haben diese (Orientierung am
Markt)?

Die Bewertung der Geschäfts-
idee obliegt schließlich einer
Experten-Jury.

Nach Erstellung des Business-
planes erfolgt die zweite Phase
des Planspiels. Hier geht es um
die Unternehmensgründung, die
Planung und das Managen des
Unternehmens. Dazu werden
acht Geschäftsperioden simu-
liert. Alle zwei Wochen geht es
in eine neue Runde: Büroräume
anmieten, Entscheidungen über
Marketing und Vertrieb treffen,
Mitarbeiter einstel len und
schulen. Und da die Konkurrenz
nicht schläft, dürfen Forschung
und Weiterentwicklung des
Produktes nicht vergessen
werden.
Schließlich ist folgender Plan
abzuliefern: (s. Abbildung 1)

Die vollständig ausgefüllten Busi-
nesspläne werden von einer Jury
(Fachleute aus dem Bereichen
Banken, Unternehmen, Hoch-
schulen und Verbänden) bewer-
tet. Für die Erstellung des Busi-
nessplanes werden bis zu 1000
Punkte vergeben. Für die Phase
2, das eigentliche Planspiel,
können weitere 2000 Punkte hin-
zugewonnen werden. Im Finale
präsentieren sich die zehn
Teams mit den meisten Punkten.
Sie präsentieren auf einem
Abschlussevent vor einer Jury
ihre Strategie, wie sie ihr
Hightech-Unternehmen in die
Zukunft führen wollen. Eine
überzeugende Präsentation
kann das Punktekonto noch
einmal aufbessern.

Didaktische Begründung des
Spiels

Ohne grundlegende Einsichten
in die Funktionszusammen-
hänge in Gesellschaft und
Wirtschaft bleiben vielen Jugend-
lichen politische und wirtschaft-
liche Entscheidungen unver-
ständlich. Für den Unterricht er-
wächst daraus die Herausfor-
derung, den Schülern die not-
wendigen Kenntnisse und Ein-
sichten zu vermitteln, ökono-
mische Abläufe in ihrer Kom-
plexität transparent und beurteil-

Abbildung 1

bar zu machen. Die Politik darf
schon aus diesem Grunde dem
Schüler keine ökonomischen
und ökologischen Erfahrungen
vorenthalten. Sie soll ihn viel-
mehr in der Rolle als Bürger be-
fähigen und ermutigen, seine In-
teressen wahrzunehmen.

Das Simulationsspiel erschließt
wesentliche didaktische Kate-
gorien und Qualifikationen

 - Schülerorientierung: Schülern
die didaktische Kompetenz
zutrauen und in die Planung
und Gestaltung von Unterricht
einbeziehen. �Jugend Grün-
det� bietet die Möglichkeit,
sich stärker zurückzuhalten
und weniger �lenkend� einzu-
greifen.

- Handlungsorientierung: Han-
delndes Lernen in authen-
tischen oder auch in simu-
lierten Situationen eröffnet
bewusstere Möglichkeiten in
der Auseinandersetzung mit
der Wirklichkeit.

- Problemorientierung: Pro-
blemorientierte Impulse und
Aufgabenstellungen verlang-
en den Schülern selbststän-
dige Denkleistungen ab um
ihre schöpferischen Fähigkei-
ten zu entwickeln.

- Exemplarisches Lernen, Ge-
genwarts- und Zukunftsbe-
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deutung: Aus der Vielzahl der
für ein Unternehmen rele-
vanten Daten wird eine be-
gründete exemplarische Aus-
wahl vorgenommen.

- Förderung sozialer Kompe-
tenz in der Gruppe

- Wissenschaftsorientierung:
Die Bezugswissenschaften
Politik, Soziologie und Ökono-
mie stellen methodisch-
systematische Wissensbe-
stände und Verfahren zur
Reflexion von Politik im Hin-
blick auf deren Grundlagen,
Bedingungen und Folgen
bereit. Wissenschafts-
orientierung fordert nachvoll-
ziehbare Begründungen von
Sachverhalten und eine klare
Begrifflichkeit. Die Schüler
sind nach und nach an
wissenschaftliches Arbeiten
heranzuführen (Wissen-
schaftspropädeutik).

- Offenheit: Das Spiel bietet die
Möglichkeit einer schüler-
gerechten und situations-
angemessenen Gestaltung
der Themen und Inhalte des
Unterrichts.

- Differenzierung (für Sek. II):
Die Simulation ermöglicht
arbeitsteiligen Gruppen unter-
schiedliche Schwierigkeits-
grade der Aufgabenformu-
lierung auf die Leistungsfähig-
keit kleiner Gruppe bezogen.
In Gruppen kann Partnerar-
beit und Teamarbeit eingeübt
werden.

- Das Spiel vermag Jugendli-
chen bei der Bewältigung
ihrer Lebenssituation zu
helfen. Einige Aspekte haben
exemplarischen Charakter
womit Erkenntnisse, die
durch sie gewonnen werden
können, auch für andere
Bereiche Gültigkeit haben.

- Das Planspiel fördert Schlüs-
selqualifikationen wie Team-
fähigkeit, Eigenverantwor-
tung, Selbstständigkeit und
vermittelt erste Einblick-
nahme in die Funktionsweise
von Unternehmen.

- Das Spiel vermittelt Orientie-
rungshilfe bei der Wahl des
geeigneten Berufes und regt

zu unternehmerischem Den-
ken und Handeln an.

Erfahrungen mit dem Spiel

Im Rahmen des Seminarfaches
Wirtschaftslehre nahm der ganze
Kurs an dem Wettbewerb teil. Bei
über 800 Teilnehmerteams
belegten alle vier LMG-Teams
erfolgreiche Plätze unter den
ersten 100.
Die Unternehmen �Pillar & Cook
GmbH�, �proFessores KG� und
�Modern Vision� zeigten ihre
Kreativität in den verschiedensten
Bereichen. So entwickelte Pillar
& Cook GmbH beispielsweise ein
ausgeklügeltes Warmhaltesys-
tem für Mahlzeiten. ProFessores

hatten die Idee eines �digitalen
Blocks� mit dem man seine
handschriftlichen Notizen direkt
auf einen Computer oder
Ähnliches übertragen kann zu
ihrem Hightech-Produkt erklärt.
Modern Vision vereinfacht mit
dem � intell igenten Kleider-
schrank� die nervenaufreibende
Kleidersuche und �kombination.
Besonders erfolgreich zeigte
sich das Team �C.A.T. OHG� mit
ihrem Übersetzungstift, der
einfach Texte scannen und in
eine beliebige Sprache über-
setzen kann. Zum Zwischen-
event schafften es zwei LMG-
Teams unter die bundesweiten
Top Ten.

Auf den Fotos (von links): Messestand CAT OHG: Nadine Wilken-Johannes,
Patricia Gerdes, Janina Onken, Katharina Früsemers, Viviane Heiber.

Die Schülerinnen mussten in
Düsseldorf einer Expertenjury
aus Wirtschaft, Hochschule,
Medien und Banken, sowie
Journalismus nicht nur ihre
Produktidee zeigen, sondern
auch beweisen, dass sie in der
Lage sind, ihr Produkt an den
Mann zu bringen. Dazu diente
eine Kurzpräsentation, die jedes
tei lnehmende Team halten
musste und eine Art Messe-
stand, der mit eigenem Slogan,
Logo und einer Produktdar-
stellung bestückt war.
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Messestand Modern Vision (von links): 
Vanessa Blome, Margareta Michalski, Marion 
Popken, Kristina Feddern, Saara Toivonen 
und Bianca Neid. 

Finale in Wolfsburg
Als einziges Unternehmen aus Nord-
deutschland konnte die Gruppe „C.A.T. 
OHG” zum Bundesfinale fahren. Mit einer 
Präsentation der Idee eines multifunktionalen 
Übersetzungsgeräts belegten die sechs 
Schülerinnen der „C.A.T. OHG” in der 
Endausscheidung Platz 5. 

Grundsätze für die Arbeit mit Schülerfirmen
Silke Kortemme

Schülerfirmen sind sinnvolle Schulprojekte, die dazu beitragen bei 
Schülerinnen und Schülern Schlüsselkompetenzen wie Selbst-ständigkeit, 
Verantwortungsbereitschaft, Teamfähigkeit zu fördern. Auch die Tatsache, 
dass sie ein geeignetes Mittel der Berufsorientierung darstellen, ist 
unbestritten. Doch, was gilt es bei einem Schülerfirma-Projekt zu 
berücksichtigen?
Im Folgenden sollen einige wichtige Aspekte kurz beleuchtet werden:

–	 Eine Grundvoraussetzung ist die Anerkennung des Projektes als 
schulische Veranstaltung durch die Schulleiterin/den Schulleiter, weil 
so ein rechtlicher Schutzraum durch die Schule gewährleistet wird.

–	 Aus steuerlichen Gründen darf der Jahresumsatz einen Höchstbetrag 
von 30.000,00 Euro und einen Reingewinn von 3.835,00 Euro nicht 
überschreiten!	 Interessierte Schüler/innen werden bei einer 
Infoveranstaltung über die Ziele und Inhalte des Projektes sowie das 

	 erwartende zeitliche Engagement informiert. Bei Schülern der Sek I hat sich ein Bewerbungsverfahren bewährt, 
Schüler der Sek II werden inhaltlich schon im Vorfeld der Schülerfirma durch eine Wirtschafts-AG und/oder 
durch die Teilnahme an Unternehmensplanspielen (z.B. Gründerpreis Schüler oder Management Information 
Game) vorbereitet; der Vorteil: Sie haben bereits erfahren, dass ohne ein erhebliches zeitliches Engagement 
das Projekt zum Scheitern verurteilt ist.
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� Grundsätzlich muss sich die das Projekt begleitende Lehrkraft im Vorfeld überlegen, ob sie das Projekt in
Zusammenarbeit mit außerschulischen Partnern anbieten will oder nicht. Aus meiner Erfahrung ist die
Zusammenarbeit mit dem Institut der deutschen Wirtschaft Köln sehr zu empfehlen: �JUNIOR kompakt� für die
Sek I (z.Zt. in der Pilotphase) und �JUNIOR� für die Sek II (www.juniorprojekt.de)

� Zu weiteren Rahmenbedingungen gehört, dass die Eltern der teilnehmenden Schüler informiert werden, dass
möglichst ein oder mehrere Wirtschaftspaten gefunden werden und dass mit der Schülerfirma konkurrierende
Unternehmen im Vorfeld über das Projekt informiert werden. Übrigens: Schul- und Wirtschaftspaten haben
beratende Funktion! Die Leitung und Durchführung des Projekts liegt in Schülerhand!

� Als Rechtsform für die Schülerfirma ist die Schüler-Aktiengesellschaft zu empfehlen. Die teilnehmenden Schüler
kaufen jeder selbst eine Aktie und bemühen sich, möglichst viele Aktionäre zu gewinnen. Der Ausgabepreis
sollte gemeinsam je nach Geschäftsidee auf einen Betrag zwischen 3 und 10 Euro festgelegt werden. Dieses
Geld ist das Startkapital, mit dem es zu wirtschaften gilt � Schulden sind nicht erlaubt!

� Anschließend muss ein Geschäftskonto bei einer Bank oder Sparkasse vor Ort eingerichtet werden; bei
geschickter Verhandlung wird das Konto kostenlos geführt. Zeichnungsberechtigt sollten 2 Schüler der
Finanzabteilung sein, einer davon muss volljährig sein; ist dies nicht der Fall, ist entweder ein Elternteil oder die
das Projekt betreuende Lehrkraft zeichnungsberechtigt und ein Schüler der Finanzabteilung.

� Grundsätzlich sollten die Jungunternehmer Verträge im Vorfeld durchchecken lassen, bevor sie unterschrieben
werden. Vielleicht ist ja ein Elternteil Rechtsanwalt und kann bei der Formulierung der Verträge helfen. Sinnvoll
ist der Hinweis auf jedem Vertrag, dass es sich um eine Schülerfirma handelt, damit alle Beteiligten über den
Status des Unternehmens informiert sind.

� Wichtig ist die genaue Auseinandersetzung mit dem Thema �Geschäftsidee�: Nach einer Brainstormingphase
müssen Vor- und Nachteile möglicher Geschäftsideen sorgfältig ausgelotet werden. Die 3-5 Geschäftsideen,
die von den Schülern am meisten favorisiert werden, müssen mit den Instrumenten der Marktforschung genau
analysiert werden, um den unternehmerischen Erfolg zu gewährleisten. Erst danach folgt die Festlegung auf
ein Produkt oder eine Dienstleistung � und alle müssen hinter dieser Entscheidung stehen!

� Name und Logo der Schülerfirma sollten einprägsam und werbewirksam sein � es dürfen keine Namen und/
oder Abkürzungen gewählt werden, die schon in der Wirtschaft existieren (Copyright!).

� Natürlich geht es bei der Arbeit im Unternehmen um Teamarbeit � gleichwohl müssen Verantwortlichkeiten
festgelegt werden. Zu jeder Abteilung gehören mindestens 2 Mitarbeiter, und es werden die folgenden
Leitungsaufgaben besetzt: Geschäftsführer, stellvertretender Geschäftsführer, Leiter der Finanzabteilung,
Personalabteilung, Verwaltungsabteilung, Marketingabteilung, Produktionsabteilung (je nach Geschäftsidee
kann es auch eine Einkaufs- und Verkaufsabteilung geben).

� Die Schülerfirma ist finanziell kein Nebenjob! Daher liegen die Löhne auch niedrig: z.B. 0,45 Euro  Abteilungsleiter
und Geschäftsführer, 0,40 Euro alle anderen Mitarbeiter. Beim JUNIOR-Projekt sind davon Lohnsteuern zu
berechnen und an das Institut der deutschen Wirtschaft Köln zu überweisen � dort wird auch die komplette
Buchführung kontrolliert (Vorteil gegenüber der Organisation eines solchen Projektes ohne außerschulischen
Partner!).

� Einmal wöchentlich trifft sich das gesamte Unternehmen zu gemeinsamen Absprachen. Die Sitzung wird durch
eine Tagesordnung strukturiert. Entscheidungen und Ergebnisse (wer macht was bis wann?) werden in einem
Protokoll festgehalten und durch die Verwaltungsabteilung allen Jungunternehmern zugänglich gemacht, z.B.
per Email-Verteiler. Darüber hinaus wird in Kleingruppen an den Produkten/Dienstleistungen der Schülerfirma
gearbeitet.

� Zum Geschäftsablauf: ein Geschäftsjahr entspricht einem Schuljahr. Mindestens einmal im Jahr muss eine
Hauptversammlung mit den Aktionären stattfinden, auf der die Schüler ihr Unternehmen, ihre Erfolge und die
finanzielle Lage des Unternehmens präsentieren.

� Die folgenden Internetadressen können hilfreich sein:

�   www.schulen.newcome.de
�   www.juniorprojekt.de
�   www.gruenderpreis-schueler.de

sowie der Aufsatz von Antje Finke, Wir gründen eine Schülerfirma.
(http://www.schulen.newcome.de/schulen/download/schuelerfirma.pdf)

�  � und noch ein Tipp: nutzen Sie die Erfahrungen schon bestehender Schülerfirmen!

Ich wünsche Ihnen viel Erfolg und Freude mit dem Projekt Schülerfirma! � Engagement ist erforderlich, aber es
lohnt sich!!!

http://www.juniorprojekt.de)
http://www.schulen.newcome.de
http://www.juniorprojekt.de
http://www.gruenderpreis-schueler.de
http://www.schulen.newcome.de/schulen/download/schuelerfirma.pdf)
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Der neue Kapitalismus
Vom Bondholder zum Shareholder-Value
Protokoll des Vortrages von Robert von Heusinger -
verschriftet von G. Himmelmann

Foto: Frankfurter Rundschau

1. Zwei Modelle des Kapita-
lismus

Unter den westlichen Industrie-
gesellschaften konnte man bis
Mitte der 1990er Jahre zwei
Typen von Wirtschaftssystemen
unterscheiden: den �rheinischen
Kapitalismus� und den �angel-
sächsischen Kapitalismus�. Zum
ersten zählte man üblicher-
weise: Deutschland und Frank-
reich, aber auch Österreich,
Holland und die skandina-
vischen Staaten. Zum zweiten
Typ rechnete man vor allem die
USA und England.

Im ersten Typ finanzierten sich
die Industrieunternehmen vor-
nehmlich durch Kredite ihrer
�Hausbanken�. Folglich gaben
im Wesentl ichen die Haus-
banken als Gläubiger den Ton in
den Unternehmen an und nicht
die eigentlichen Eigentümer, die
(freien) Aktionäre. Die Banken
hielten darüber hinaus aber
selbst auch maßgebliche Aktien-
pakete und verfügten schließlich
mit dem Depot-Stimmrecht
(Aktien der Kleinaktionäre) über
weitere Stimmrechte auf den
Hauptversammlungen der gro-
ßen Industrieunternehmen. Die
Banken stellten so in aller Regel
die Mehrheiten in den Aufsichts-
räten und bestimmten damit
auch die Vorstände in den
Unternehmen. Die Großbanken
beherrschten im Modell des
rheinischen Kapitalismus die
Geschäfts- und Personalpolitik
in den Industrieunternehmen. Zu
diesem Modell gehört schließ-
lich, dass die Industrieunter-
nehmen selbst durch vielfältige

Überkreuzverflechtungen mitein-
ander verbunden waren und als
Unternehmen mit vielfältigen Ge-
schäftsfeldern (konglomerate
Unternehmen) im Markt agierten.
Charakteristisch für die Macht-
verteilung im rheinischen Kapita-
lismus war lange Zeit der Aus-
spruch eines hochrangigen Re-
gierungsvertreters, dass der Kre-
ditausschuss der Deutschen
Bank das bei weitem wichtigste
Entscheidungsgremium in der
Bundesrepublik sei.

Im Gegensatz dazu finanzierten
sich die angelsächsischen Unter-
nehmen � neben den üblichen
Industrieanleihen und Bankkre-
diten � stärker aus den eigenen
Gewinnen (Selbstfinanzierung)
und durch die Ausgabe von Ak-
tien an der Börse. Sie wirt-
schaften sehr viel deutlicher
kurzfristig, gewinnorientiert und
in einem engen Geschäftsfeld.
Der Erfolg angelsächsischer Un-
ternehmen wurde � und wird �
stärker an den aktuellen Ge-
winnausschüttungen und an der
kurzfristigen Entwicklung der
Aktienkurse statt am realen Un-
ternehmenswachstum und an
der Langfristentwicklung der Un-
ternehmen gemessen. Damit
sind � und waren � diese Unter-
nehmen direkter an den Aktien-
markt und an dessen eher kurz-
fristigen Renditeinteressen ge-
bunden.
Seit Mitte der 1990er Jahre hat
sich freilich die alte Gewichts-
und Machtverteilung im rhei-
nischen Kapitalismus, d. h. in den
deutschen bzw. europäischen
Unternehmen recht grundlegend
gewandelt. Heute unterscheidet

sich der deutsche Kapitalismus
kaum noch vom angelsäch-
sischen Modell des Aktionärs-
bzw. Finanzmarktkapitalismus.

2. Finanzierungsbedingungen
und Geschäftspolitik

Die praktizierte Kreditfinan-
zierung und Bankenverflechtung
der deutschen Wirtschaft hatte
bezeichnende Vorteile. Die Kre-
ditzinsen, d. h. die Finanzie-
rungskosten der Unternehmen,
wurden durch die Banken relativ
eng an die Geld- und Kreditpolitik
der Bundesbank gebunden und
waren damit langfristig relativ
stabil, berechenbar und ver-
gleichsweise günstig. Die
Banken achteten bei der Kredit-
vergabe vor allem auf die Ge-
währleistung der langfristigen
Rückzahlungsfähigkeit, d. h. auf
die Sicherheit der Unternehmen.
Im Vordergrund der Überle-
gungen der Banken standen das
reale Unternehmenswachstum
und die langfristige Stabilität der
Unternehmen. Dabei nahmen
die Banken eine insgesamt eher
mäßige, aber stabile Gewinnaus-
schüttungspraxis und die Bildung
von sogenannte stillen Reserven
bei den Unternehmen in Kauf.

Dieses Unternehmensfinan-
zierungs- und Führungsmodell
bestätigte sich in einem lang
anhaltenden Wirtschaftsauf-
schwung in der Bundesrepublik.
Es ermöglichte hohe Investiti-
onen der Unternehmen und si-
cherte die Unternehmenspolitik
durch vielfältige Querverbin-
dungen zwischen den Unterneh-
men und Banken ab. Zuweilen
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erfolgte eine enge Abstimmung
mit der Politik der jeweiligen
Bundesregierung, so dass die-
ses Modell auch als �Deutsch-
land AG� bezeichnet wurde. Das
damit ermöglichte Wirtschafts-
wachstum lag in der Bundes-
republik im Durchschnitt stets
höher als in den Vergleichs-
ländern, so dass sich ein stän-
diger Aufwertungstrend für die
D-Mark ergab. Ausländische An-
teilseigner an deutschen Unter-
nehmen profitierten über die in
Deutschland vergleichsweise
mäßigen (doch auch gleich-
mäß igen) Gewinnausschü t-
tungen von diesem System, da
sie über die zahlreichen DM-
Aufwertungen langfristig am
Wertzuwachs in Deutschland
beteiligt waren, d. h. über die
Aufwertungen extra Gewinne
verbuchen konnten.

Das hohe Wachstum der Wirt-
schaft in Deutschland verschaff-
te dem Staat durch hohe Steuer-
einnahmen weitgehende sozial-
politische Handlungsspielräume
und half den Industrieunter-
nehmen im Binnenverhältnis,
die z. T. recht stattlichen Lohn-
steigungen bei den Tarifver-
handlungen zu verkraften. Als
Folge der hohen Lohnabschlüs-
se ergaben sich relativ geringe
Streikbewegungen und arbeits-
kampfbedingte Produktions-
ausfälle, was wiederum die
Stabilität und das Wachstum der
Wirtschaft förderte. Schließlich
waren die Arbeitnehmer und die
Gewerkschaften auch über das
deutsche System der betrieb-
lichen und überbetrieblichen
Mitbestimmung im Betriebsrat
und im Aufsichtsrat eng in die
gegenseitigen Verflechtungen
im rheinischen Kapitalismus ein-
gebunden.

3. Anpassungsprozesse

Seit Mitte der 1990er Jahre gab
es zahlreiche Anstöße in Rich-
tung einer Anpassung des rhein-
ischen Kapitalismus an das
Modell des angelsächsischen
Kapitalismus. Diese Entwick-
lung trug zu einer sehr viel stär-

keren Bindung der Geschäfts-
politik der Unternehmen an die
Interessen des Aktienmarktes
bei. Nur einige typische Facetten
dieses Wandlungsprozesses
sollen hier angesprochen wer-
den.

3.1 So wurde zunächst erlaubt,
dass die Vorstände von Unter-
nehmen � neben den regulären
Gehältern � mit Bezugsoptionen
auf Aktien des eigenen Unter-
nehmens entlohnt werden durf-
ten. Indirekt erfolgte damit eine
Anpassung der Gehälter an die
Entwicklung (Steigerung) der
Aktienkurse des eigenen Unter-
nehmens und eine stärkere
Orientierung der Unternehmens-
vorstände an der Entwicklung der
Aktienkurse.

3.2 Zugleich wurde den Unter-
nehmen erlaubt, Aktien ihres
eigenen Unternehmens zurück-
zukaufen, also selbst für eine
zusätzliche Nachfrage nach den
Aktien des eigenen Unterneh-
mens zu schaffen. Mit dieser
�Kurspflege� konnten die Unter-
nehmensvorstände den Aktien-
kurs in Krisenzeiten oben halten
oder sogar nach oben treiben.

3.3 Schließlich wurde für die
Unternehmen die Möglichkeit er-
öffnet, sich im Rahmen der Glo-
balisierung international besser
zu positionieren, indem sie die
Aktien ihrer Unternehmen auch
an internationalen Börsen ein-
führten. Zu diesem Zweck muss-
ten die Unternehmen ihre Bilan-
zierung auf das �International
Accounting System� umstellen.
Die relativ aktionärsfreundlichen
Regeln der IAS-Standards er-
setzten die relativ flexiblen und
unternehmensfreundlichen Stan-
dards des deutschen Handelsge-
setzbuches und Steuersystems.
Sie machten die Geschäftspolitik
der deutschen Unternehmen für
ausländische Investoren wesent-
lich transparenter und attraktiver.
Die neuen Regeln legten für die
ausländischen Investmentfonds
offen, in welchem Umfang die
deutschen Unternehmen �stille
Reserven� gehortet hatten, die

man bei einer schärferen Aktio-
närskontrolle der Unterneh-
mensleitungen � etwa durch
(feindliche) Übernahmen mit an-
schließender Aufspaltung der
großen Mischkonzerne und Be-
teiligungsverkäufe � mobili-
sieren und zugunsten der Aktio-
näre ausschütten könnte.

3.4 Durch zahlreiche Steuer-
reformen in den späten 1990er
Jahren und Anfang des 20. Jahr-
hunderts wurden schließlich die
Einkommens- und Körper-
schaftssteuer insgesamt dras-
tisch gesenkt, was die Gewinne
und die Dividendenausschüt-
tungen kontinuierlich ansteigen
ließ. Die Steuerreform der
Regierung Schröder aus dem
Jahre 2002 stellte schließlich die
Veräußerung von Unterneh-
mensteilen (darunter die �stillen
Reserven�) gänzlich von der
Körperschaftssteuer frei. Zu-
gleich schuf diese Gesetzge-
bung neue Möglichkeiten der
steuersparenden Schulden- und
Verlustverrechnung. Auch dies
führte bei den Unternehmen zu
einer weiter anhaltenden
Gewinn- und Renditesteigerung.
In den ö ffentl ichen Kassen
machten sich diese Regelungen
dagegen in einem vielfach kriti-
sierten Schwund an Einnahmen
aus den Unternehmenssteuern
bemerkbar. Faktisch finanzierte
der Fiskus die steigenden
Unternehmensgewinne durch
eigenen Einnahmeverzicht. Auf
der anderen Seite setzte ein
gewaltiger Ringtausch im
Unternehmensbesitz ein, der die
Substanz des rheinischen Ka-
pitalismus, der sich durch eine
tiefe Verflechtung und Ver-
schachtelung der Konglomerats-
unternehmen auszeichnete, im
Kern traf. Die Konglomeratsun-
ternehmen stießen selbst viel
ihrer zahlreichen Unterneh-
mensbeteil igungen ab und
entwickelten sich zu �schlanken�
Unternehmen mit �schlanken�
Produktionslinien in ihrem �Kern-
geschäft�. Mit den Erlösen aus
dem Verkauf von Anteilsbe-
sitzungen stärkten sich die
Unternehmen in ihrem Kern-
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geschäft, expandierten selbst
durch Zukäufe in ihrem Kern-
geschäft und wuchsen so zu
neuen Größenordnungen und
zu global konkurrenzfähigen
Unternehmen heran.

3.5 Eine weitere strukturbe-
stimmende finanzpolit ische
Maßnahme lag in der faktisch
unregulierten Zulassung der Ak-
tivitäten von neuen (vor allem
angloamerikanischen) Vermö-
gensverwaltungs- bzw. Invest-
ment- oder Fondsgesellschaften
(Private Equity und Hedge-
Fonds), die sich besonders nach
der Steuerreform von 2002 und
der Einführung des EURO leb-
haft � zum Teil höchst aggressiv
� an den Käufen und Verkäufen
von Unternehmensteilen be-
teiligten. Im Zuge dieses Wand-
lungsprozesses vollzogen auch
die deutschen Großbanken
einen geschä ftspolitischen
Schwenk, indem sie sich (vor
allem die Deutsche Bank) weit-
gehend von ihren Unterneh-
mensbeteiligungen und von
ihren Aufsichtsratssitzen in den
Industrieunternehmen zu-
rückzogen und sich selbst
stärker dem Investmentge-
schäft, d. h. dem Handel mit In-
dustriebeteiligungen und allen
Arten der neueren Finanzmarkt-
geschäfte zuwandten.

3.6 Zuletzt bewirkten die Arbeits-
marktreformen (Hartz I bis IV),
dass der traditionelle soziale
Wohlfahrtsstaatskompromiss in
der �Deutschland AG�, d. h. die
weitestgehende sozialpolitische
Einbindung der Arbeitnehmer-
schaft, der Gewerkschaften und
der Betriebsräte in den all-
gemeinen Wachstumsprozess,
aufgekündigt bzw. gelöst wurde.

4. Folgen

Die wirtschaftlichen Folgen die-
ses Wandlungs- bzw. �Reform�-
Prozesses lassen sich an den
relativ stark steigenden Gewin-
nen und an den ebenso struk-
turell steigenden Aktienkursen
der deutschen Unternehmen ab-
lesen. Damit schlossen die deut-

schen Unternehmen zum Niveau
der Eigenkapitalrenditen der
angelsächsischen Unternehmen
auf. Freilich glichen sie sich
ebenso in ihrer Geschäftspraxis
den angelsächsischen Unterneh-
men an. Vor allem die sehr
strittige Vierteljahresbericht-
erstattung über die Unterneh-
mensentwicklung sowie das
Gebot der Angabe von Gewinn-
prognosen bzw. Gewinnerwar-
tungen hat die Kurzfristigkeit der
Unternehmenspolitiken nach-
drücklich in den Vordergrund
gerückt. Zugleich fallen die Real-
Investit ionen, da die Unter-
nehmen ihr Wachstum stärker
über den Zukauf von Geschäfts-
feldern oder durch Unterneh-
mensübernahmen bewerk-
stelligen als durch Expansion in
ihren eigenen Tätigkeitsfeldern
außerhalb des Kerngeschäfts.

Eine andere Folge des Anpas-
sungsprozesses der jüngeren
Zeit liegt in einer sinkenden
Lohnquote, d. h. des Anteils der
Löhne und Gehä lter am ge-
schaffenen Inlandsprodukt. Da-
mit hat sich die Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen Unter-
nehmen gemessen an den Lohn-
stückkosten seit 1998 nochmals
nachhaltig verbessert. Der neue
Wirtschaftsaufschwung seit 2006
hat gerade darin seinen Ur-
sprung, obgleich die deutschen
Unternehmen bereits in den
Jahren zuvor Rekorde an
Exportquoten erreichen konnten.
Von allen Ländern Europas hat
Deutschland durch die Vielzahl
der sozial- und arbeitsmarkt-
politischen Reformen (Schaffung
von expansiven Leiharbeits-
bereichen und Niedriglohn-
sektoren) seit 1994/95 die
größten Wertschöpfungs-
zuwächse realisieren können,
was sich unter anderem auch in
dem nachhaltigen Exportboom
der Jahre 2006/07 niederge-
schlagen hat.

5. Alternativen

Die von vielen Seiten beklagten
arbeitsmarkt- und sozialpolitisch-
en Folgen dieses Wandlungspro-

zesses in Deutschland wurden
von den wirtschaftspolitischen
Akteuren zum Teil als unaus-
weichlich notwendig und zum
Teil als globalisierungsbedingt
gerechtfertigt. Gleichwohl argu-
mentieren andere Kommenta-
toren, dass eine Gewinnbe-
teiligung der Arbeitnehmer den
zum Teil massiven Rückgang der
Lohnquote hätte ausgleichen
und eine wichtige Gerechtig-
keitslücke hätte schließen kön-
nen. Zugleich müssten sich die
ö ffentlichen Hände für eine
nachhaltigere Zukunftssiche-
rung sehr viel stärker im Bereich
der Bildung engagieren, da
Deutschland nach den OECD-
Berichten gerade hier hinter dem
Weltstandard zurückfällt.

Kritiker der gegenwärtigen Wirt-
schaftsentwicklung argumen-
tieren schließlich, dass sich die
hohen Renditen langfristig nicht
halten könnten, da ihnen
langfristig die realwirtschaft-
lichen Fortschritte in der Produk-
tivität entsprechen müssten.
Eigenkapitalrenditen in Höhe
von 9 Prozent (Realzuwachs von
4 bis 5 Prozent plus Risiko-
prämie von 4 bis 5 Prozent)
wären langfristig zu rechtfer-
tigen, zumal die 10jährige
Bundesanleihe derzeit bei 4,5
Prozent liege. Die Steuerent-
lastung der deutschen Unterneh-
men und deren höheren Einkom-
men seien sozialpolitisch nur
sehr schwer zu rechtfertigen. Ab-
schwächungstendenzen (Re-
form der Reformen) seien aller-
dings bereits deutlich erkennbar.

Schließlich habe sich die Haus-
haltspolitik des Bundes und der
Länder prozyklisch, d. h. kontra-
produktiv entwickelt. Die Steuer-
und Abgabenerhöhungen er-
folgten in konjunkturellen Rezes-
sionsphasen und hätten geglät-
tet werden können. Die aktuellen
Konjunktur des Jahres 2006/07
sei vor allem eine exportge-
schützte Konjunktur. Die Kon-
sumzurückhaltung der deut-
schen Bevölkerung habe ihre Ur-
sache in einer konjunkturell ver-
fehlten Steuer- und Abgabener-
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höhungspolitik.

Letztlich wurde in Deutschland 
seit 2003 zu wenig in den öffent-
l ichen Kapitalstock (Strom, 
Wasser, Verkehr, Straßen, Woh-
nungsbau etc.) investiert. In 
Deutschland wird nur halb so 
viel an öffentlichen Investitionen 
getätigt wie im Rest-Europa. 

durch Nichtinvestitionen) zu 
realisieren. Auch dies muss als 
ein Effekt des Wandels vom 
rheinischen Kapitalismus zum 
angloamerikanischen Kapita-
lismus im Rahmen der neuzeit-
lichen Globalisierung betrachtet 
werden. 

Dies hängt wesentliche mit der 
Privatisierungseuphorie in Bund, 
Ländern und Kommunen seit 
dem Jahre 2000 zusammen. 
Es bestätigt sich die Prognose, 
dass private Unternehmen in den 
privatisierten Wirtschaftszwei-
gen eher weniger investieren, 
sondern vielmehr versuchen, 
relativ rasch Gewinne (auch  

40 Jahre Deutsche Vereinigung für Politische 
Bildung e.V. (DVPB) in  Niedersachsen 
(1967 – 2007)
Wilhelm Wortmann

Beinahe hätten wir auf unserer diesjährigen Fachtagung das 
„Jubiläum” übersehen: 
Am Sonnabend, dem  21. Oktober 1967 - vor 40 Jahren, haben 
21 Personen in Göttingen die „Deutsche Vereinigung für Politische 
Bildung” (DVPB) in Niedersachsen gegründet. 
Dieses geschah im Rahmen der Jahrestagung der DVPB (Bund) 
vom 20.-22.10.1967 in Göttingen mit der Thematik: „Politische Bildung 
– Rechenschaft und Ausblick”.
Die Skala der Gründungsmitglieder reichte vom Universitäts-professor 
über Vertreter der Schulverwaltung, der Landeszentrale für politische 
Bildung und der Volkshochschulen, Lehrerinnen und Lehrer bis hin 
zum Referendar aus Hildesheim. Dieser verbandlichen Entwicklung 
der politischen Bildung in Niedersachsen war die Gründung einer 
„Deutschen Vereinigung für Politische Bildung” auf Bundesebene 
am 5.3.1965 in Frankfurt vorausgegangen. 

Der Gründungskongress hatte im Oktober 1965 in Berlin unter der Thematik stattgefunden: „Zusammenhang 
zwischen Sozialkunde und der Bezugswissenschaft Politologie.” 
Erster Bundesvorsitzender wurde Adalbert Brunner, weitere Vorstandsmitglieder waren Dr. Lore Ohrt und Dr. 
Friedrich Minssen. 

Der Anstoß für Niedersachsen kam vom Bundesvorstand, der am 6. November 1966 Dr. Ernst-August Roloff 
aufforderte, eine Landesgruppe in Niedersachsen zu initiieren. 
Nach einem umfangreichen Briefwechsel traf sich am 9.1.1967 im Amerikahaus in Hannover ein Gründungs-
kuratorium mit Prof. Seidel, Dr. Roloff, Prof. Schneider, Hiltrud  Schröder, Dr. Blunck, K. Franke, E. Griem, Dr. 
Hagemann, Dr. Minssen. Kultusministerium und Landeszentrale nahmen – interessanterweise - nicht offiziell teil, 
schickten aber  „Vertreter” als Privatpersonen: Prof. Eyferth und  Dr. Scheel. 
Beschlossen wurde die Bildung eines Gründungsausschusses und eine Vorschlagsliste für seine Mitglieder: u.a. 
Georg Eckert, Paul Bahrdt, Peter v. Oertzen, v. Ferber, Heimpel, Roth, Hartmut v. Hentig, Landtagspräsident und 
Fraktionen (Protokoll vom 25.1.67). An dieser Zusammensetzung wurde aber auch gleich Kritik geübt. 

Prof. Weber, Gewerbelehrer-Ausbildung, befürchtete eine „Verwissenschaftlichung”, eine  „Akademisierung” der 
politischen Bildung und eine Vernachlässigung der Praxis in Schule und Ausbildung. Dieser Ausschuss legte am 
17. April 1967 in Hannover die Gründung für den Herbst fest. 
Im April 1967 trat die Bundes - DVPB mit dem engagierten Aufruf an die Öffentlichkeit:  „Helft die freiheitliche 
Ordnung festigen!”
Dr. Roloff gab den Text in Niedersachen unmittelbar mit der Begründung weiter: „Nicht nur wegen der 
bevorstehenden Landtagswahlen, sondern auch in Anbetracht neuer Angriffe von Seiten niedersächsischer 
Historiker und Staatsrechtler gegen die Wissenschaft von der Politik und die gegenwärtigen Form der politischen 
Bildung in den Schulen, bedeutet der Aufruf eine Stellungnahme zur aktuellen Situation in Niedersachsen.” (27.4.67)
Die Stichworte des Aufrufs bezogen sich auf die konkrete innenpolitische Situation in der Bundesrepublik, geprägt 
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6. An allen deutschen Hochschulen muss die Möglichkeit geschaffen werden, die Lehrbefähigung für Sozialkunde
und Gemeinschaftskunde zu erwerben! Sinngemäßes gilt für die Schulen, die Lehrerfortbildung und die
Erwachsenenbildung.

7. �Es ist vielleicht später, als man denkt.�

21./22. Oktober 1967
Aus dem Protokoll der Bundestagung in Göttingen:
�Auch konnte auf der Schlussveranstaltung am Sonntag in der Aula der Pädagogischen Hochschule in Gegenwart
namhafter Vertreter des Niedersächsischen Landtages  und der Öffentlichkeit die am Vorabend erfolgte Gründung
der niedersächsischen Landesgruppe durch ihren Initiator Prof. Bruno Seidel bekannt gegeben werden.�
Teilnehmer waren Prof. Seidel und Dr. Roloff, sowie u. a.  P. v. Oertzen, K. Franke, B. Janssen, Dr. Vogt, Prof.
Weber, H. Schröder, Dr. Scheel, Prof. Eyferth, Bohnhoff, W. Wortmann.
Zur Vorsitzenden wurde Frau Dr. Hannah Vogt gewählt, die Geschäftsführung übernahm Kurt Franke.

Weitere Informationen zur DVPB Niedersachsen im Telegrammstil:

Landesvorsitzende: Geschäftsführer:
Dr. Hannah Vogt 1967 - 1974 Prof. Kurt Franke 1970
Inge Wettig- Danielmeier 1974 - 1982 Wolfgang Jüttner 1982
Prof. Rolf Wernstedt 1982 - 1990 Dr. Peter Eckardt 1983
Rolf Bade 1990 - 1992 Dr. Peter Wollenweber 1994-2002
Dr. Wilhelm Wortmann 1992 - 2000
Dr. Hans Joachim Fichtner 2000 - 2003 Keine Besetzung
Dr. Michael Bax 2003 - 2003
Prof. Dr. Dirk Lange 2003 - 2006 Henrik Peitsch seit 2004
Prof. Dr. G. Himmelmann seit 2006

Auswahl einiger Vortrags- und Gesprächsveranstaltungen:

1987 �Von der Verdrängung zur Bagatellisierung? Aspekte des Historikerstreites.� Veranstaltet mit der
Landeszentrale, gesprochen haben Vierhaus, Obenaus, Marienfeld, Grebing, H.H. Nolte.

1988 �Streitkultur als Friedenspolitik�, über das SPD-SED-Papier.
Veranstaltet mit der Friedrich-Ebert-Stiftung, Referenten waren: Thomas Meyer von der Gustav-Heine-
mann-Akademie und Rolf Reißig von der Akademie für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED.

1990  Leibnizhaus: Veranstaltung mit Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus Leipzig

1991  Als Gastgeber: 5. Bundeskongreß der DVBP in Hannover, Congress-Centrum.
Thema: Aufbruch zur Demokratie.

1993  1. Fachtag der DVPB Niedersachsen in Hannover
        Thema: �Politik Unterricht in Niedersachsen�

1994 Landesregierung (SPD) beabsichtigt die Schließung der Landeszentrale für politische Bildung.
Entschiedener Protest verhindert dies � noch einmal. Rundgespräch von Teilnehmern aus Schule,
Universität und Kultusverwaltung.
Thema: Braucht der Politikunterricht die Politikwissenschaft?

durch die Große Koalition, die Studentenproteste, den Beginn der 68-Bewegung, die APO, die NPD- Erfolge in
Hessen und Bayern vor allem bei Erstwählern und Jugendlichen und durch die wirtschaftliche Rezession und
unzulängliche Voraussetzungen für politische Bildung in den Schulen.

Aus dem Appell an die Öffentlichkeit:
1. �Nicht die politische Bildung, sondern die Politik selbst ist immer noch � im Guten wie im Bösen � die wirksamste

Lehrmeisterin politischen Verhaltens.�
3. Ziel muss es sein, �die junge Generation endgültig für die demokratische Ordnung zu gewinnen�.
4. Politische Bildung �ist zu wichtig, um sie ausschließlich der Lenkung�staatlicher Institutionen zu überlassen.

Sie ist gesamtgesellschaftliche Verpflichtung��
5. Es gibt �unvertretbare Niveau- und Intensitätsunterschiede in der Fundamentierung der politischen Bildungs-

arbeit�.
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1996  Informationsfahrt der DVPB zur EU nach Brüssel (Einladung MdEP B. Lange)

1997  Mitgliederversammlung zum Thema: Politikunterricht ohne Politiklehrer?

1997  Gemeinsame Vorstandssitzung mit der DVPB Sachsen-Anhalt (Harz)

15.-17.09.1997 Tagung der DVPB mit der Evangelischen Akademie Loccum,
        Thema: Globalisierung im Horizont politischen Lernens.

1997: Auf Initiative der DVPB erhält das schulische Fach der politischen Bildung endlich(!) den Namen
�POLITIK�!

1999: DVPB legt �Überlegungen zur Zukunft der Nds. Landeszentrale für politische Bildung� vor.

1999  Gedankenaustausch über den aktuellen Stellenwert politischer Bildung und möglicher Kooperationen
 mit anderen Einrichtungen Niedersachsens (VHS, die politischen Stiftungen, DAG, DGB etc.)

1999  Gemeinsamer  7. Fachtag mit der DVPB von Sachsen- Anhalt in Magdeburg.
Thema: Die Wende in Deutschland 1989.

2003  Neuerliche Appelle an die Landesregierung (CDU), die NLpB nicht aufzugeben blieben � auch mangels
der Unterstützung der Landtagsfraktionen(!) - erfolglos.

Leibniz Haus - Gespräche:

1995. Wozu ist die Schule da? (Prof. H. Giesecke)
1997: Gespräch mit Prof. Hermann Giesecke anlässlich seiner Emeritierung.

(Maritim)
1998: Gespräch über die Wehrmachtsausstellung  (Prof. Gotthard Breit)
1999: Das Grundgesetz wird 50: 1949 � 1989 � EUROPA.

(Daniela Dahn, Wolfgang Ullmann, Rolf Wernstedt)
1999: Die neue NATO und der Fall Kosovo (Hans-Dieter Overweg, Wolfgang Voigt)
1999: Die Rolle Europas in der Weltpolitik und Weltwirtschaft.
          (Prof. Werner Link)
2000. Agenda 21 � Grundanliegen der EXPO 2000.

(Eckhard Wittulski, Enno Hagenah)
2005: Sisyphus zwischen David und Goliath � Ein israelisch-palästinensisches

Schulbuchprojekt  (Falk Pingel, GEI)

  POLITIKLEHRERTAGE in NIEDERSACHSEN (1993 � 2007)

1. Fachtagung: Politik-Unterricht in Niedersachsen
Hannover, 12.10.1993

2. Fachtagung: Handlungsorientierung im Politikunterricht
Oldenburg, 4.11.1994

3. Fachtagung: Methoden im Politikunterricht
Braunschweig, 15.9.1995

4. Fachtagung: Europa zwischen Vorurteilen und Notwendigkeiten
Hannover, 18.9.1996

5. Fachtagung: Die politische Bildung im fächerübergreifenden Unterricht
Hannover, 24.9.1997

6. Fachtagung: Zukunft ohne Arbeit?
Hannover, 1.10.1998

7. Gemeinsamer Politiklehrertag mit Sachsen- Anhalt:
Die Wende in Deutschland 1989. Das Ende des Kalten Krieges in Europa
Magdeburg, 19./20.11.1999

8. Fachtagung: Multimedia und Internet als neue Werkzeuge des Lernens
Hannover,  27.9.2000

9. Fachtagung: Mehr Wirtschaft in die Schule � aber wie?
Hannover, 12.9.2001
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10. Fachtagung: Schülerinnen und Schüler machen Politik
Hannover, 4.9.2002

11. Fachtagung: Methoden im Politikunterricht
Hannover, 24.9.2003

12. Fachtagung: Politische Bildung unter veränderten Bedingungen
Hannover,  29.9.2004

13. Fachtagung: Politische Bildung für Nachhaltigkeit
Osnabrück, 17.9.2005

14. Fachtagung: Wirtschaft � Ein Lernfeld der Politischen Bildung
Oldenburg, 4.10.2006

15. Niedersächsischer Tag der Politischen Bildung: Politische Bildung neu denken
Braunschweig, 27.9.2007

Publikationen:
Die führende bundesweite Fachzeitschrift in den Anfangsjahren war: �Gesellschaft - Staat - Erziehung. Blätter
für politische Bildung und Erziehung�. Auf Landesebene gaben die  �Informationen� des Verbandes über die
Jahrzehnte einen guten und kompetenten Einblick in die vielfältigen Überlegungen und Aktivitäten. Was vor
1982 war, muss noch nachgeforscht werden. Ab 1983 gab es das �Mitteilungsblatt der DVPB� (Redaktion:
Lothar Lühmann). 1985 hieß die Weiterentwicklung zunächst �politik lehren� und dann � bis heute � �Politik
Unterrichten� (PU)

Problembereiche:
� Klagen über Abbau politischer Bildung in den Schulen und anderen gesellschaftlichen Ein-

 richtungen.
� DVPB hat nach wie vor kaum Zugang zur Lehrerschaft in Grund-, Haupt- und Realschulen.
� Geringe Unterstützung der Sozialwissenschaften, speziell der Politologie,
� Verhältnis der Verbände der Geschichtslehrer, der Geographen und der Politik war � und ist �

weniger kooperativ, Fächer verbindend als konkurrierend.
� Stetige Reduzierung der Lehrerfort- und Weiterbildungskurse bis hin zur
� Schließung der Landeszentrale und
� fehlende Bereitstellung von finanziellen Mitteln für die politische Bildung.
� Gedenkstättenarbeit allein reicht nicht!

Als vorrangige Aktivitäten der DVPB sind zu erwähnen:
� regelmäßigen Stellungnahmen zu Rahmenrichtlinien, Schulbuchfragen und politisch bildenden

Erlassen,
� Besprechungen mit allen Kultusministern (Ausnahme: Minister Busemann, seine Zusage fehlt bis

heute)
� Kontakte zu den Landtagsfraktionen. Im Allgemeinen gering. Die bildungspolitischen Sprecher

waren � wenn überhaupt � nur reaktiv interessiert. Das galt auch für die Frage der Erhaltung der
Landeszentrale. Der Finanzminister hat entschieden.

� Mobilisierung der Politiklehrerschaft zur Wahrung ihrer fachlichen und ideellen Interessen.
� Zusammenarbeit mit Stiftungen, gesellschaftlichen Gruppen, Parteien, Gewerkschaften und Ver-

bänden, die in sozialen und politischen Handlungsfeldern engagiert sind.

40 Jahre DVPB in unserem Lande!
Ein unvollständiger Rückblick auf die Ideen, Konzepte und Aktivitäten unseres Verbandes. Wir möchten daran
weiterarbeiten und bitten, uns fehlende und korrekturbedürftige Hinweise sowie Unterlagen zur Verfügung zu
stellen.

Vor allem aber fordern wir die Träger politischer Bildungsarbeit auf, im Sinne der Thematik unseres diesjähgen
Fachtages

POLITISCHE BILDUNG ZEITGERECHT WEITER ZU DENKEN
UND SO ERFORDERLICH

NEU ZU DENKEN

Adressat: Der Vorstand der DVPB und
Dr. Wilhelm Wortmann,  An der Krumbeeke 15, 30890 Barsinghausen,

       Tel: 05105-83837; e-mail: WortmannW@t-online.de

mailto:WortmannW@t-online.de
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Der tödliche Stachel der Konkurrenz
Unternehmen kannibalisieren sich gegenseitig,
wenn sie nur dem Gesetz des Wettbewerbs folgen.
Der Staat muss einen Handlungsrahmen für den
Markt vorzeichnen.
Heinz J. Bontrup*

*Heinz-J. Bontrup ist Professor für Wirtschaftswissenschaft an der Fachhochschule Gelsenkirchen, Fachbereich
Wirtschaftsrecht, und Mitglied der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik. - In der Zeitschrift Aus Politik und
Zeitgeschichte (Beilage zu Das Parlament) erschien der hier dokumentierte Beitrag in einer ausführlichen
Fassung. Heft 13/2007. - Wiederabdruck eines Artikels aus der Frankfurter Rundschau vom 11. August 2007

Von Politikern wird das Wettbe-
werbsprinzip gepriesen und Un-
ternehmer und ihre Interessen-
verbände verweisen auf die
hohe Wettbewerbsintensität, die
keine Spielräume für das So-
ziale noch ließen. Dagegen
spielen in der öffentl ichen
Diskussion Unternehmens-
übernahmen (Fusionen), Kon-
zentrationsprozesse und immer
mehr Marktmacht von Unter-
nehmen so gut wie keine Rolle
mehr. Im Gegenteil: Eine immer
größer werdende Verengung
der Märkte auf nur noch wenige
Anbieter, auf weitgehend enge
oligopolistische oder sogar
(teil)monopolistische Markt-
strukturen, nicht nur auf natio-
naler Ebene, wird von der
herrschenden Politik aufgrund
der betriebenen neoliberalen
Globalisierung heute geradezu
gutgeheißen. Diese pervertierte
Entwicklung zeigt mittlerweile
katastrophale Verteilungs-
wirkungen, die den Zusammen-
halt der Gesellschaft immer
mehr gefährden.

Die wesentliche Ideologie des
heute gegebenen neoliberalen
Regimes ist die Betonung freier
(wettbewerblicher) Märkte. Dies
würde, ohne staatliche Interven-
tionen und Steuerungen, für die
größte ökonomische Effizienz
sorgen. Ein dogmatisch gewor-
dener Glaube an das vermeint-
lich segensreiche Wirken des
Wettbewerbsprinzips ist weit
verbreitet. Die daraus resultie-
renden Irrtümer und Illusionen
haben sich bei vielen Akteuren
aus Wirtschaft, Polit ik und
Medien zu einer Unfähigkeit ge-

steigert, die Wirklichkeit richtig
wahrzunehmen. �Es ist dieser
Realitätsverlust, der sie zu
unschuldigen Betrügern macht�,
stel lte der vor kurzem ver-
storbene US-amerikanische
Ökonom John Kenneth Galbraith
fest. Alles müsse in einer Gesell-
schaft dem Wettbewerbsprinzip
ausgesetzt werden.

Wir erleben geradezu eine Wett-
bewerbshysterie, die sogar über
den Bereich der Privatwirtschaft
hinausgeht. Man will offensicht-
lich im neoliberalen Duktus fast
alle gesellschaftlichen Bereiche,
sogar bisher uneingeschränkt
eingestufte öffentliche Güter dem
Nichtausschluss- und Nichtrivali-
tätsprinzips entziehen. Selbst der
Bildungssektor bleibt nicht davon
verschont.

Schon der britische Nationalöko-
nom John Maynard Keynes
konnte dagegen mit seiner �New
Economics� aufzeigen, dass das
Markt- und Wettbewerbsprinzip,
das �Laissez-faire�, der �Krieg
aller gegen alle� oder wie Karl
Marx es formulierte, �ein Kapi-
talist schlägt viele andere tot�,
nicht hinreichend ist, um die im-
mer wieder behaupteten opti-
malen ökonomischen und gesell-
schaftl ichen Ergebnisse, vor
allem eine vollbeschäftigte Wirt-
schaft, zu realisieren.

Dennoch sind heute Markt und
Wettbewerb wieder zu zentralen
Kampfbegriffen in der wirtschafts-
politischen Diskussion avanciert.
Hierbei wird entscheidend nicht
bedacht, dass Privatinteressen
und Gesellschaftsinteressen

nicht konform gehen und es
auch nicht automatisch über
eine �unsichtbare Hand� (Adam
Smith) zu einer gesamtwirt-
schaftlichen und gesellschaft-
lichen Harmonie kommt. Zu
Recht verweist Hans-Jürgen
Wagener, Leiter des Instituts für
Transformationsstudien an der
Universität Viadrina in Frankfurt/
Oder darauf hin, dass nicht
�Wettbewerb und Märkte�,
sondern �Begierde und Macht�
die �Triebkräfte der Welt� sind.
Letzte ergeben sich aber nur aus
einem den Menschen zuwider-
laufenden Wettbewerbsprinzip.
Der Mensch strebt nicht nach
Konkurrenz. Er ist ein soziales
Wesen, und deshalb ist sein
Leben grundsätzlich auf Soli-
darität, auf Gemeinschaft und
Kooperation gepolt.

Märkte und Wettbewerb sind
trotz aller Behauptungen nicht
einmal konsequent effizient. Sie
sorgen vielleicht für Produkt- und
Prozessinnovationen, dafür ver-
tragen sie sich aber kaum mit
sozialen Innovationen, die auf
eine immaterielle Teilnahme
(Mitbestimmung) und materielle
Teilhabe der Menschen in der

Foto: Frankfurter Rundschau
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Wirtschaft setzen.

Markt und Wettbewerb schaffen 
es auch nicht, ein Preissystem 
zu etablieren, das die jeweils 
knappen Güter in die optimalen 
Verwendungsrichtungen lenkt 
und das alle Externalitäten wie 
z. B. Umweltverschmutzungen 
ins Preissystem aufnimmt. Au-
ßerdem fordert der „Stachel der 
Konkurrenz” immer Verlierer und 
Opfer, genauso wie das Markt- 
und Wettbewerbsprinzip nicht 
nur Leistungseinkommen produ-
ziert, sondern auch ungerechte 
Einkommen, die auf Machtmiss-
brauch und Ausbeutung ba-sieren 
und damit für eine nicht akzeptable 
gese l l scha f t l i che  Ver te i lung 
der arbeitsteil ig geschaffenen 
Überschusswerte sorgen. Das sich 
selbst über-lassene Marktsystem, 
so Keynes, steht dafür, „dass die 
erfolgreichsten Profitmacher durch 
einen unbarmherzigen Kampf ums 
Dasein nach oben kommen, einen 
Kampf, der mit einer Auslese der 
Tüchtigen durch den Bankrott der 
minder Tüchtigen endet. Diese 
Methode stellt die Kosten des 
Kampfs selbst nicht in Rechnung, 
sondern hat nur die Vorteile des 
Endresultates im Auge, die man für 
dauernde hält.”

Völ l ig vernachlässigt bei der 
blinden Wettbewerbsgläubigkeit 
wird der Tatbestand eines ge-
fährl ichen wettbewerbsimma-
nenten Konzent ra t ions-  und 
Fusionsprozesses, der letztlich 
immer mehr Marktmacht und 
Ausbeutungspotenzial ent-stehen 
lässt. „Die ‚Neigung zum Monopol‘ 
entspringt der Grundnatur des 
kapitalistischen Erwerbes selbst. 
Das Prinzip der Rendite vollendet 
sich im Mono-polgewinn; so wie 
sich der an-dauernde Krieg der 
Konkurrenz, der Hoffnung eines 
jeden der Streitenden nach in der 
Über-wältigung der anderen erfüllt”, 
stellt der Soziologe und Ökonom 
Werner Hofmann fest.

Daher muss aus Unternehmer-sicht 
Wettbewerb ausgeschaltet werden. 
Entweder wird der zu schwache Gren-
zanbieter aus dem Markt gedrängt – 
in der Regel sind dies kleine mittel-
ständische Unternehmen. Oder

Unternehmen werden friedlich 
oder feindlich aufgekauft und 
schließen sich zusammen – sie 
fusionieren. Auch sind ständig 
illegale Kartellvereinigungen das 
Ziel von Unternehmensleitungen, 
um dem unerwünschten Wett-
bewerb aus dem Wege zu gehen.

Nicht ohne Grund hat Adam 
Smith schon 1776 vor Unter-
nehmern und ihren Geschäfts-
praktiken gewarnt, die sich ge-
gen die Öffentlichkeit wenden. 
Marktmacht und Konzentration 
zerstören nicht nur das Wettbe-
werbsgefüge selbst, indem sie 
innerhalb des Unternehmens-
sektors zu Umverteilungen von 
den marktbeherrschenden (aus-
beutenden) zu den marktohn-
mächtigen (ausgebeuteten) Un-
ternehmen führen. Dass es dabei 
temporär zu Phasen erhöhter 
Wettbewerbsintensität, sogar zu 
einer ruinösen Konkurrenz, mit 
stark fallenden Preisen kommt, 
ist kein Widerspruch, sondern 
systemisch angelegt. Dies hat mit 
der Nachfrageseite zu tun.

Bei immer mehr Umverteilung 
von unten nach oben kommt 
es zu Wachstumsausfällen und 
in Folge zu einer gesamtwirt-
schaftlich gefährlichen deflato-
r ischen Entwicklung.  Dies 
ins-besondere dann, wenn zu 
wenige wachstumsfördernde 
In-novationen gegeben sind 
und sich die „Intelligenz” der an-
geblich „schöpferischen Unter-
nehmer” (Joseph A. Schumpeter) 
auf rein repetitive Produktions- 
und Verwertungsprozesse be-
schränkt.

Gleichzeitig kommt es mit dem 
Ansteigen privatwirtschaftlicher 
Macht auch zu einer Unterminie-
rung des in Demokratien einzig 
legitimierten Staats und seiner 
parlamentarisch erstrittenen Po-
itik, die für alle Bürger und Bür-
gerinnen eine Wohlstandsmeh-
rung bereitstellen und ermög-
lichen soll und nicht nur die 
Partikularinteressen der Wirt-
schaft bzw. einer hier kleinen 
Machtelite zu vertreten hat.

Wir müssen zur Vernunft zurück-
kehren. Markt und Wettbewerb 
dürfen sich nicht selbst über-
lassen werden. Sie brauchen 
einen starken regulierenden 
Staat, der den Handlungsrah-
men vorzeichnet, Machtmiss-
brauch sanktioniert und Ver-
teilungsergebnisse berichtigt. 
Und was genauso wichtig ist, 
ist endlich die Einführung einer 
Wirtschaftsdemokratie. Es reicht 
nicht aus, nur einen politisch 
demokratischen (parlamenta-
risch-repräsentativen) Überbau 
in der Gesellschaft zu haben. 
Auch die Wirtschaft muss demo-
kratisiert werden.

Bis heute steht der Mensch in 
den Unternehmen, trotz vielfäl-
tiger politischer Sonntagsreden, 
nicht im Mittelpunkt, sondern er 
ist nach wie vor nur Mittel (Instru-
ment) zur Gewinnmaximierung 
im Interesse einer kleinen gesell-
schaftlichen Schicht.

Die wichtige Machtbalance 
zwischen Kapital und Arbeit 
hat sich zudem unter dem neo-
liberalen Herrschaftsregime zu-
gunsten des Kapitals aufgelöst. 
Galbraith hat vor der im domi-
nant gewordenen Shareholder-
Kapitalismus entstandenen 
Machtkonzentration auf Seiten 
des  Kap i ta ls  e indr ing l i ch 
gewarnt. Er forderte eine wirk-
samere gesellschaftliche Kon-
trolle. Diese kann nur durch 
Gegenmachtbildung („Counter-
vaillig power”) erreicht werden.

Dazu muss der „Faktor” Arbeit 
im Unternehmen aber mit Macht 
ausgestattet werden. Nicht nur 
durch eine modifizierte verbes-
serte Mitbestimmungsgesetz-
gebung, sondern durch die 
uneingeschränkte rechtliche 
Gleichstellung von Arbeit und 
Kapital auf unternehmens- und 
betriebsbezogener Ebene. Dies 
ist die wichtigste europäische 
Integrationsaufgabe, soll es  
zukünftig zu einer wirklichen 
Wohlfahrtsentwicklung für alle 
Menschen in der EU kommen. 
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Politik & Wirtschaft� in der Lehramtsausbildung
Stellungnahme der Deutschen Vereinigung für Politische Wissenschaft
(DVPW) und der Deutschen Gesellschaft für Politikwissenschaft (DGfP)

Vorbemerkung

An den deutschen Hochschulen
wird im Rahmen des so ge-
nannten Bologna-Prozesses
eine weitreichende Umstellung
auf Bachelor- und Master-
studiengänge vorgenommen.
Dies betri fft auch die Lehr-
amtsausbildung. Für die Politik-
wissenschaft ist relevant, dass
das Schulfach �Politische Bil-
dung� eine inhaltliche Neuaus-
richtung erfährt. In Baden-Würt-
temberg, Hessen, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen und
Schleswig-Holstein beispiels-
weise ist das Schulfach �Sozial-
kunde� umbenannt worden in
�Politik und Wirtschaft�. Die da-
mit einhergehende verstärkte
Vermittlung von Wirtschafts-
kenntnissen an Schülerinnen
und Schüler ist sehr zu
begrüßen. Dennoch muss in
dem tiefgreifenden Umbruch-
prozess sorgfält ig bedacht
werden, welche Inhalte den
anstehenden Lehrer/-innen von
politisch-ökonomischer Bildung
in ihrer eigenen Ausbildung an
der Hochschule vermittelt
werden. Dies würde auch die be-
reits erfolgten und stattfindenden
Umstellungen der Lehrpläne für
Schulen betreffen.

Die Deutsche Vereinigung für
Politische Wissenschaft und die
Deutsche Gesellschaft für Poli-
tikwissenschaft wollen hiermit zu
den aus ihrer Sicht notwendigen
Inhalten der Lehramtsaus-
bildung im Bereich politisch-
ökonomischer Bildung Stellung
nehmen. Nach Auffassung von
DVPW und DGfP sollte die
politisch-ökonomische Bildung
insbesondere in den politik-
wissenschaftlichen Instituten
stattfinden, wobei Kooperationen
mit den wirtschaftswissen-
schaftlichen Fachbereichen not-
wendig sind. Zu den Inhalten der
Lehramtsausbildung nehmen
DVPW und DGfP im Folgenden

Stellung:

Politisch-ökonomische Bil-
dung

� Fachliche Gegenstands-
bereiche und Problemstel-
lungen wissenschaftlich
erschließen und bearbeiten
zu können, ist grundlegend
für erneuerungsfähiges Leh-
rerhandeln. Diese Profes-
sionalität kann nur erworben
werden, wenn das Studium
der Ort bleibt, an dem die
Studierenden sich in wissen-
schaftlicher � d.h. auch: nicht
schon primär praxisorien-
tierter �  Einstellung auf
Theorien, Methoden und For-
schungsfragen des Fachs
einlassen können. Ziel des
Studiums ist daher der Er-
werb wissenschaftlicher An-
eignungsfähigkeit an exemp-
larischen Gegenständen und
Problemstellungen. Die Vor-
stellung, dass im Studium
thematisch genau und um-
fassend das erworben wer-
den könne, was später �
wohl möglich jahrzehntelang
� in der Schule zu unter-
richten sei, war schon immer
unrealistisch und passt heute
umso weniger zu der vorherr-
schenden und u. E. berech-
tigten Annahme zukünftiger
gesellschaftlicher Umbrüche.

- Die Fächer politischer Bil-
dung (deren Bezeichnung
von Bundesland zu Bundes-
land differiert) und zukünftig
politisch-ökonomischer Bil-
dung haben einen nicht hin-
tergehbaren normativen Be-
zugsrahmen. In Demokratien
soll politische Bildung Heran-
wachsende dazu befähigen,
an Polit ik als Form der
Selbststeuerung der Gesell-
schaft teilzuhaben. Aus die-

ser staatsbürgerlichen
Grundorientierung ergeben
sich Prioritäten für die
Strukturierung des fach-
wissenschaftlichen Ange-
bots. Politischinstitutionelles
Wissen sowie Fähigkeiten
der analytisch fundierten Ur-
teilsbildung auf den umstrit-
tenen Feldern gesellschaft-
licher Entwicklung bilden die
Kriterien für Relevanz von
Gegenstandsbereichen der
Lehramtsausbildung. Ent-
sprechend soll die Behand-
lung von ökonomischen
Themen und Fragen dazu
beitragen, das Urteilsver-
mögens im Hinblick auf po-
litische und gesellschaftliche
Gestaltung zu schaffen und
zu erweitern.

- Die Fächer politischer und
zukünftig politisch-ökonomi-
scher Bildung sind dadurch
gekennzeichnet, dass sich
ihr Gegenstandsbereich
besonders intensiv verän-
dert. Wenn die vorherr-
schenden Entwicklungs-
dynamiken � Globalisierung
der Kommunikations- und
Entscheidungshorizonte,
zunehmende Bedeutung
ökonomischer Sachverhalte
für gesellschaftliche Bezie-
hungen � für staatsbürger-
liche Urteilsbildung relevant
sein sollen, sind erhebliche
Erweiterungen von Wissens-
beständen und reflexiven
Fähigkeiten notwendig.

- In die Lehrpläne der Bun-
desländer sind wirtschafts-
kundliche Gegenstände als
verpflichtende Unterrichts-
inhalte der Fächer politischer
Bildung aufgenommen wor-
den. Den Absolventen der
entsprechenden Studien-
gänge fehlen aber in der Re-
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gel entsprechende Basis-
kompetenzen ebenso wie
Kategorien zur gesell-
schafts- und bildungstheore-
tischen Einordnung solcher
Unterrichtsinhalte.

Curriculare Folgerungen für
Studiengänge in Fächern der
politisch-ökonomischen Bil-
dung

Unter den Vorgaben

- der Entwicklung wissen-
schaftlicher Aneignungs-
fähigkeit als generelles Ziel
des Studiums (dies sollte
neben der Klausur auch
eigenständig erarbeitete
Referate plus Diskussion als
Prüfungsleistungen vorse-
hen),

- analytische und reflexive
Qualifikation der zukünftigen
Staatsbürgerinnen und -
bürger als generelles Ziel
beruflicher Tätigkeit von
Lehrenden des Fachs Poli-
tik,

- der besonderen Verände-
rungsintensität politik- und
gesellschaftswissenschaft-
l icher Gegenstandsbe-
reiche, gegenwärtig insbe-
sondere der Dynamiken von
Globalisierung und insbe-
sondere ihre ökonomischen
Dimensionen,

- der Entwicklung vermitt-
lungsfester wirtschaftswis-
senschaftlicher Basiskom-
petenzen

sollten folgende Erweiterungen
bzw. Veränderungen der
Schwerpunktsetzungen im Stu-
dium der Politiklehrerinnen/-
lehrer vorgenommen werden:

1. Politische und ökonomische
Theorien als Gesellschafts-
theorien: Denkansätze, Prämis-
sen, implizite Anthropologien,
Ethiken und Gesellschafts-
konzepte von Theorien; Lö-
sungs-/Deutungsvorschläge
und real- und theoriegeschicht-
liche Wechselwirkungen.
Das klassische Gebiet der
politischen Theorien und ihrer

Geschichte sollte um wesentliche
ökonomische Theorien als Theo-
rien gesellschaftlicher Gestaltung
erweitert werden:

- Grundpositionen der klas-
sischen Nationalökonomie �
die Wirtschaftslehre des
Liberalismus;

- Marxsche Theorie: Kritik der
politischen Ökonomie und
ihre Weiterentwicklungen;

- Keynes � Grundzüge und
Bedeutung seiner makroöko-
nomischen Wirtschaftspolitik;

- Ordoliberalismus und So-
ziale Marktwirtschaft;

- Neoklassische Positionen
und die Wirtschaftspolitik des
Neoliberalismus;

- Grundzüge der gesell-
schaftl ichen Einbettung
wirtschaftlichen Handelns
(Durkheim, Polanyi).

2. Der Studienbereich �Politik und
Wirtschaft� sollte verpflichtend
enthalten:

- Grundlegende Begriffe und
Konzeptionen der Mikro- und
der Makroökonomie, die spe-
zifisch auf die Lehramts-
bildung zugeschnitten wer-
den sollten, da das aktuelle
betriebs- und volkswirtschaft-
liche Grundstudium sehr
mathematisiert und formali-
siert ist;

- Einführung in die Wirtschafts-
und Sozialpolitik der Bundes-
republik an Fall-/Politikfeld-
analysen;

- nachhaltige Wirtschaftsent-
wicklung.

3. Der Studienbereich �Poli-
tisches System� sollte verpflich-
tend enthalten:

- Einführungen in die Wirt-
schafts- und Sozialpolitik an
Fall-/Politikfeldanalysen;

- institutionalistische, akteurs-
und strukturorientierte Ana-
lysen;

- gesellschaftliche Einbettung
und Verantwortung von Un-
ternehmen (corporate re-
sponsibility);

- die EU samt ihren wirt-

schaftspolitischen Dimen-
sionen.

4. Der Studienbereich �Interna-
tionales/Systemvergleich/Glo-
balisierung� sollte verpflichtend
enthalten:

- Internationale Wirtschafts-
beziehungen und Wirt-
schaftsregime;

- Politische Ökonomie der
Globalisierung;

- Demokratie und wirtschaft-
liches Wachstum.

5. Im Studienbereich �Politische
Bildung und ihre Didaktik� sollte
zumindest eine fachlichdi-
daktische Veranstaltung in den
vorgenannten Themenfeldern
verpflichtend sein.

Verabschiedet von Vorstand und
Beirat der DVPW im April 2007 und
vom Vorstand der DGfP im Juni
2007.

http://www.dvpw.de/

http://www.dgfp.org/index1.html

http://www.dvpw.de/
http://www.dgfp.org/index1.html
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